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Ira Katznelson
JENSEITS HEUTIGER MODELLE" 

Einführung

Keine der Wertvorstellungen, die von den Öffentlichkeiten Europas und 
Nordamerikas am höchsten geschätzt werden, hätten ohne jene Reihe von 
Institutionen und Vorkehrungen, die wir traditionell mit dem Begriff 
»Wohlfahrtsstaat« verbinden, eine große Chance zu überleben, geschwei
ge denn zu gedeihen. Ob es sich um die Prinzipien liberaler demokratischer 
Politik handelt -  freie Wahlen, freie Meinungsäußerung, kultureller Plu
ralismus, Rechtsstaatlichkeit; oder ob es um das demokratische Bewusst
sein geht, durch das die Bürger zu aktiven Teilnehmern am politischen 
Leben werden; oder ob die Ideale und Normen der kapitalistischen Markt
wirtschaft zur Debatte stehen -  stets kam hierbei, zumal seit den Jahren 
der Weltwirtschaftskrise und des Zweiten Weltkrieges, den Wohlfahrts
staaten und ihrer Funktion, die Risiken und Unsicherheiten freier Gesell
schaften abzufedern, eine grundlegende Bedeutung zu.

Natürlich bewegen sich nicht alle Wohlfahrtsstaaten in diesem Rah
men. Die moderne Sozialversicherung erhielt ihre erste Ausgestaltung 
unter der schwerlich liberal zu nennenden Herrschaft Bismarcks. Fa
schistische Staaten aller Couleurs und kommunistische Regierungen 
verschiedenster Art nutzten allesamt dirigistische Instrumente, um ihren 
Bevölkerungen mittels sozialpolitischer Maßnahmen wie Renten, Ge
sundheitsfürsorge, Kindergeld ein beachtliches Maß an ökonomischer 
Sicherheit zu bieten. Oft stellten diese illiberalen Regime die Sicherheit, 
die sie zu bieten hatten, dem für die liberalen, demokratischen, kapita
listischen Länder typischen hohen Grad an Ungleichheit, Unsicherheit 
und Konkurrenzangst gegenüber.

* Die Beiträge in diesem Heft gehen zurück auf die Konferenz »Cultural and Political Con- 
ditions for the Reform of Social Models in Europe and the U.S.«, die am 19. und 20. Mai 2006 
vom Institut für die Wissenschaften vom Menschen (IWM) in Wien organisiert wurde. 
Gastgeber war das österreichische Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, mit Unter
stützung durch die Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Chancengleichheit der 
Europäischen Kommission. Wir danken Ira Katznelson, Ruggles Professor of Political 
Science and History, Columbia University, für seinen fachlichen Rat. (Anm. d. Redaktion)
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Der ideologische Anspruch der autoritären und totalitären Staaten, für 
das Wohlergehen ihrer Völker weit besser Sorge zu tragen, hatte seine 
größte Überzeugungskraft in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahrhun
derts, als die wohlfahrtsstaatlichen Einrichtungen in den liberalen Demo
kratien des Westens, den neuen wie den alten, lückenhaft, unausgewogen, 
unentwickelt waren und oft im Widerstreit mit anderen Erfordernissen, 
etwa marktwirtschaftlicher Leistungskraft, standen. Als dann aber der 
New Deal in Amerika und verschiedene Formen christdemokratischer und 
sozialdemokratischer Politik in Europa -  zum Teil in Reaktion auf die 
wohlfahrtsstaatlichen Vorkehrungen ihrer autoritären Gegenspieler -  
wohlfahrtsstaatliche Systeme entwickelten, die kohärenter, beständiger 
und effizienter waren, gewannen die Demokratien an Anziehungskraft 
und Legitimität. Der moderne Wohlfahrtsstaat in den Ländern, die sich 
heute unter dem Dach der OECD versammeln, hat sich als eine praktische 
und moralische Erfolgsgeschichte erwiesen.

Quer durch diese Länder gibt es eine große Bandbreite von Politiken 
und Institutionen, die mit dem Begriff »Wohlfahrtsstaat« belegt wurden. 
Auffällig ist, dass sie überall ähnliche Züge aufweisen. Die modernen 
wohlfahrtsstaatlichen Systeme in den liberalen Demokratien hatten zur 
Voraussetzung freie politische Institutionen, Marktmechanismen in den 
Sphären der Arbeit, des Kapitals und des Konsums, eine Klassengesell
schaft, Möglichkeiten für räumliche und gesellschaftliche Mobilität sowie 
einen großen, dem Privat- und Familienleben vorbehaltenen Bereich. Die 
Verantwortung für die Schaffung eines Mindestmaßes an sozialer Sicher
heit wurde nicht einfach dem Staat oder seinen Organisationen zugewie
sen, sondern auch die Familien, religiöse Einrichtungen, bürgergesell
schaftliche Wohlfahrtsorganisationen, Wirtschaftsunternehmen, Versiche
rungsgesellschaften und Gewerkschaften beteiligten sich an der Aufgabe. 
Den tragenden Grund freilich bildete letztlich die Verantwortung des 
politischen Gemeinwesens.

Das Repertoire von Politiken, die diese Wohlfahrtstaaten im Fortgang 
entwickelten und anwandten, war in weiten Teilen vergleichbar. Eine 
Hauptform der Vorsorge -  in den meisten Fällen die hervorstechendste 
-  bildet die Sozialversicherung. Die Mitglieder der Gesellschaft zahlen 
Steuern verschiedener Art, um Rücklagen zu bilden oder Beiträge zu 
Aufwendungen zu leisten, die über Notlagen im Leben hinweghelfen 
sollen. Einige dieser Aufwendungen sind unvermeidlich, weil altersbe
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dingt. Wenn die Menschen entweder zu jung oder zu alt für den Arbeits
markt sind, benötigen sie verschieden geartete Unterstützung in Form von 
Einkommen oder Dienstleistungen. Andere Aufwendungen stehen im 
Zusammenhang mit der Tatsache, dass viele Menschen im Laufe ihres 
Arbeitslebens aus dem Arbeitsmarkt herausfallen oder Übergänge bewäl
tigen müssen, die manchmal schwierig sind und sie in eine prekäre Situati
on bringen. Die Wohlfahrtsstaaten sichern gegen Arbeitslosigkeit ab und 
bieten oft ein Instrumentarium, um Menschen den Wechsel aus einem 
bestimmten Job oder Beruf in einen anderen zu ermöglichen. Da die 
natürliche Funktionsweise kapitalistischer Ökonomien zu großen Diskre
panzen in Reichtum und Einkommen führen kann, beschränken die Wohl
fahrtsstaaten diese durch die Umverteilung von Einkommen und Dienst
leistungen, gewöhnlich auf dem Wege einer progressiven Besteuerung. 
Überall geht der Wohlfahrtstaat Hand in Hand mit einem beträchtlichen 
Maß an Egalitarismus, vor allem, indem er den Umfang und die Kosten der 
Ungleichheit einschränkt.

Innerhalb dieses gemeinsamen Musters lassen sich wichtige Abwei
chungen in der Orientierung feststellen. Manche Wohlfahrtsstaaten sehen 
in der Sozialpolitik eine Ansammlung von sozialen Rechten, die dem 
Gemeinwesen ebenso »heilig« sind wie die durch Liberalismus und Demo
kratie bestimmten politischen Rechte; das heißt, sie sehen darin Grundbe
dingungen der Wirklichkeit, auf die die Bürger einen Anspruch haben und 
die ihnen nicht auf gesetzlichem Wege oder nach politischem Belieben 
genommen werden können. Andere stehen dem Wohlfahrtsstaat eher 
widerwillig gegenüber und betrachten ihn als notwendiges Übel. Dieses 
Spektrum unterschiedlicher Einstellungen findet man sowohl im Verhält
nis der Länder zueinander als auch in den internen politischen Systemen 
der einzelnen Länder. Tatsächlich verdankt sich die moderne Parteienland
schaft in einem beträchtlichen Maß unterschiedlichen Ansichten über die 
Ziele und den Umfang wohlfahrtsstaatlicher Politik (nicht allerdings über 
die Existenzberechtigung des Wohlfahrtsstaats als solchen, der mittler
weile in allen Ländern Europas und Nordamerikas eine unangefochtene 
»Gegebenheit« darstellt).

Diese Unterschiede in Prinzip und Intention finden ihren Ausdruck in 
der Vielfalt der implementierten Sozialpolitiken. Welche Art von Wohl
fahrtsstaat angestrebt wird, hängt von einem Bezugsrahmen ab, der geprägt 
ist durch frühere Entscheidungen, durch die herrschende Vorstellung von
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dem, was ein gesellschaftlich vertretbares Subsistenzminimum darstellt, 
durch den Konkurrenzkampf der Parteien, durch die in der Öffentlichkeit 
verhandelten Ideen und durch die praktische Erfahrung, was gut funktio
niert und was nicht. Auf die Wahl zwischen den Optionen wirken auch 
andere Faktoren ein, etwa der Charakter, den der Kapitalismus in einem 
bestimmten Land aufweist, sein Ort und sein Erfolg innerhalb der Welt
wirtschaft, demographischer Druck, regionale Eigentümlichkeiten, steuer
liche Gegebenheiten und (Bewunderung oder Ablehnung erregende) Ver
gleiche mit den Erfahrungen anderer.

Aus diesem komplexen Feld von Wahlmöglichkeiten kristallisieren sich 
am Ende verschiedene »sozialpolitische Modelle« heraus. Gegenwärtig 
gibt es dafür im Repertoire der politischen Wissenschaften zwei Haupt
klassifizierungsweisen.

Nach der ersten Methode werden Modelltypen nach ihrem Verhältnis 
zu umfassenderen ideologischen Zielsetzungen und institutioneilen Struk
turen unterschieden. Dieser Ansatz, der eng mit dem Namen Gösta 
Esping-Andersen verknüpft ist, ermöglicht es, konservativ-korporative, 
liberale und sozialdemokratische wohlfahrtsstaatliche Modelle zu unter
scheiden. Konservative Wohlfahrtsstaaten stützen sich zumeist auf starke 
katholische bzw. christdemokratische Traditionen und legen das Schwer
gewicht auf die Pflege des Familienlebens und auf soziale Verantwortung. 
Obwohl bereit zu großzügigen Vorsorgeleistungen, lassen sie die außer
halb der Marktsphäre bestehenden sozialen Rangordnungen unangetastet. 
Liberale Wohlfahrtsstaaten setzen staatliche Maßnahmen in der Hauptsa
che als Stütze und Hilfsmittel für ein erfolgreiches Funktionieren des 
Marktes ein; solche Wohlfahrtsstaaten verstehen sich als Markt-Korrektiv 
und knüpfen ihre Vorsorgeleistungen oft an Bedürftigkeitskriterien. Die 
sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaaten hingegen sind bestrebt, so viel 
vom gesellschaftlichen Leben wie möglich dem Markt -  und seinen Risi
ken und Klassenunterschieden -  zu entziehen, um Gleichheit und Sicher
heit für die Bürger zu verbessern. Die von der Sozialdemokratie bevorzug
ten Maßnahmen sind universalistisch und bieten ein hohes Maß an 
gesicherten sozialen Rechten.

Die zweite, weniger differenzierte Art, Sozialmodelle zu klassifizieren, 
ist geographischer Natur und stellt einen europäischen und einen amerika
nische Typus einander gegenüber. Der erstere entspringt einer Kombina
tion aus sozialdemokratischen und christdemokratischen Elementen und
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tendiert in Richtung einer starken sozialen Vorsorge und einer von Links 
bis Rechts reichenden Skepsis gegenüber dem Markt; der letztere ist seiner 
Ideologie und Praxis nach weit marktorientierter und versucht, die Sozial
vorsorge auf den geringstmöglichen Umfang zu beschränken. Verfechter 
des unterstellten europäischen Modells heben seinen Egalitarismus hervor 
und die Sicherheit, die es gewähre, wohingegen seine Kritiker ihm man
gelnde ökonomische Flexibilität und hohe Arbeitslosenraten vorwerfen. 
Befürworter des amerikanischen Modells preisen seine Fähigkeit, die wirt
schaftliche Dynamik zu befördern, während seine Kritiker auf die damit 
einhergehende soziale Unsicherheit, lückenhafte Vorsorge und das hohe 
Maß an Ungleichheit verweisen.

Unabhängig davon, welchem Typ sie angehören, waren im vergangenen 
Vierteljahrhundert alle Wohlfahrtsstaaten beträchtlichem Druck ausge
setzt. Es haben einschneidende Veränderungen stattgefunden: im demo
graphischen Bereich durch den Alterungsprozess der Bevölkerung (was 
manche Vorsorgemaßnahmen, insbesondere hinsichtlich Renten und Ge
sundheitsfürsorge, immer teurer werden lässt, während gleichzeitig die 
finanzielle Basis für diese Programme schrumpft), im Familienleben durch 
Veränderungen der Familienstruktur und der Geschlechterrollen, in den 
ökonomischen Strukturen durch die weltwirtschaftlichen Verschränkun
gen und die Tendenz der Industrie, Arbeitsplätze in ärmere Regionen der 
Erde mit niedrigen Löhnen zu verlagern, im Kräfteverhältnis zwischen 
Kapital und Arbeit durch den Niedergang der Gewerkschaften als gesell
schaftlicher und wirtschaftlicher Macht, und auf ideologischem Gebiet, da 
der Zusammenbruch des Kommunismus und das korrespondierende Vor
dringen offensiven liberalistischen Denkens wie auch die Verknöcherung 
der Sozialdemokratie zu einer Verschiebung der Normenlandschaft nach 
rechts geführt haben. Unter diesen Umständen ist die Zukunft der Wohl
fahrtsstaaten ungewiss geworden. Ja, sie gibt Anlass zur Sorge, zumal, 
wenn man der Überzeugung ist, dass der Erfolg der westlichen Welt seit 
dem Zweiten Weltkrieg sowohl auf ökonomischem Gebiet als auch hin
sichtlich ihrer demokratischen Legitimität und ihres inneren Friedens in 
hohem Maße dem Erfolg ihrer verschiedenen Wohlfahrtsstaaten zu ver
danken ist.

Wichtig und reizvoll an den im vorliegenden Heft versammelten Beiträ
gen ist die -  oft überraschende -  Art und Weise, wie diesen Problemen 
nachgegangen wird. Zusammen genommen, komplizieren die gewönne-
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nen Ergebnisse das Bild, das die vorhandenen wohlfahrtsstaatlichen Mo
delle heute bieten, während sie neue analytische Perspektiven eröffnen. 
Den Anfang des Heftes bilden die Beiträge von Earl und Merle Black über 
die regionale Verteilung (partei-)politischer Präferenzen in den USA und 
deren Implikationen für mögliche Reformen. Offe und Kovacs untersu
chen die komplexen politischen Diskurse und pragmatischen Erfindungen 
in den noch jungen Demokratien Mittel- und Osteuropas, wo Politik 
häufig von krassen Schwankungen, einem zyklischen Hin und Her zwi
schen Vetternwirtschaft und Reform und von sich oft dramatisch zuspit
zenden Perioden der Unsicherheit geprägt ist. Rymsza zeigt, wie die Vielfalt 
politischer Kulturen in der Region spezifische Formen sozialer Bindung 
und Solidarität hervorgebracht hat. Überall in Europa, und ebenso in Nord
amerika, gehen sozialpolitische Entscheidungen über einfache Problemlö
sungen hinaus, insofern sie immer auch Fragen der Solidarität berühren.

Der Eintritt der postkommunistischen Staaten -  Länder mit drama
tisch abweichenden Bruttoinlandsprodukten, Arbeitsmarktstrukturen 
und Formen sozialer Absicherung -  in die Sphäre der westlichen Institu
tionen hat die Bandbreite der politischen Traditionen, Erfahrungen und 
Normen Europas erweitert. Die Wohlfahrtssysteme der Länder im Osten 
lassen sich weder ohne weiteres in das Europa-Amerika-Schema noch in 
die simple Triade aus liberalem, konservativem und sozialdemokratischem 
Wohlfahrtsstaat einordnen. Vielmehr findet hier ein Prozess des Experi- 
mentierens und Improvisierens statt, voller Fallgruben auf dem weiteren 
Weg der europäischen Integration.

Interessante Parallelen bietet hier der Süden der Vereinigten Staaten, 
jener Landesteil, der einst Sklaverei betrieb und bis in die sechziger Jahre 
des zwanzigsten Jahrhunderts strikte Rassentrennung praktizierte. Der 
Süden bildet einen in ökonomischer, sozialer, demographischer, politi
scher und ideologischer Hinsicht eigentümlichen Teil des Landes und hat 
zwangsläufig zu einer großen Variationsbreite in der Wohlfahrtspolitik des 
föderalen Systems geführt, verstärkt durch dramatische Unterschiede im 
Wahlverhalten und in den politischen Präferenzen der Bevölkerung. Seit 
der Bürgerrechtsbewegung hat der Süden seinen eigenen »Übergang zur 
Demokratie« erlebt; seine Geschichte lädt zum Vergleich mit den Verän
derungen ein, die heute im erweiterten Europa im Gange sind.

Die Beiträge von Hirschman und Münz im zweiten Teil des Heftes rufen 
uns in Erinnerung, dass die Arbeit mit »Sozialmodellen« ohne ein Ver
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ständnis demographischer Faktoren unmöglich ist. Die außerordentliche 
Dynamik der Geschichte der Einwanderung in die Vereinigten Staaten 
stellt bis heute eine Herausforderung für die kollektive Solidarität dar. 
Auch in Europa hat sich die Zuwanderung markant beschleunigt, bei 
gleichzeitigem Abbau der Schranken für innereuropäische Freizügigkeit. 
Die tiefgreifenden Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur der USA 
wie Europas haben massive Auswirkungen auf die Entwicklung des Wohl
fahrtsstaats, gleich welchen Typs. Insbesondere führt die Kombination 
wachsender Lebenserwartung und sinkender Geburtenrate zu Finanzie
rungsdilemmas und stellt die Generationengerechtigkeit in Frage. Diese 
Probleme verlangen nach Lösungen, für die die bisherigen Geschichten 
und Modelle kaum eine Orientierung bieten.

Die Herausforderungen an Reform und Wandel sind zutiefst politisch. 
Die Beiträge im dritten Teil beleuchten Ähnlichkeiten und Unterschiede 
in der Art und Weise, wie Reformen sich mit den gegebenen Machtverhält
nissen auseinandersetzen müssen. Pierson hebt die umfassenden ideologi
schen und parteipolitischen Gewichtsverschiebungen in den Vereinigten 
Staaten hervor und zeigt, wo Reformen erfolgreich waren oder fehlschlu
gen, aus welchen Gründen es zu Pattsituationen kam und welche Lehren 
andere daraus ziehen können. Im Blick auf das Reformgeschehen im 
»älteren« Europa untersucht Palme, wie der Nexus der regionalen Integra
tion zu einem konstitutiven Aspekt nationaler wohlfahrtsstaatlicher Poli
tik geworden ist. Lewis hilft uns zu verstehen, wie der Wandel gesellschaft
licher Normen im Hinblick auf Geschlechterrollen und die 
Aufgabenverteilung in der Familie in dynamischer Wechselwirkung steht 
mit Reformen in der staatlichen Sozialpolitik. Und Biedenkopf fordert 
uns, die Bewohner Europas und Nordamerikas, der reichen Regionen der 
Erde, dazu auf, angesichts der demographischen, ökonomischen, techno
logischen und globalisierungsbedingten Herausforderungen, vor denen 
wir stehen, unsere Bildungsmodelle zu überdenken.

Die hier vorgelegten Untersuchungen zu regionale Differenzen, Bevöl
kerungsstruktur und politischen Systemen als Bedingungen sozialer Re
formen vertiefen unser Verständnis für die Vielfalt bestehender Lösungs
versuche. Die Autoren zeigen die innere Komplexität der Problematik und 
machen Ähnlichkeiten und Differenzen sichtbar, die oft nicht mit den 
hergebrachten Kategorien zusammenfallen. Auf diese Weise erweitern sie 
unseren Sinn für künftige Optionen. Zusammen genommen bieten die
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Beiträge ein ungewöhnlich nützliches Instrumentarium für das Nachden
ken darüber, was die Europäer in einem erweiterten und kulturell vielge
staltigen Europa und die Amerikaner unter Bedingungen wachsenden 
Drucks heute tun können, um das Fortleben ihrer Wohlfahrtsstaaten und 
damit das Gedeihen ihrer Gesellschaften im neuen Jahrhundert zu sichern.

Aus dem Englischen von Ulrich Enderwitz
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Earl Black und Merle Black 
REGIONALE BRUCHLINIEN 

IN DER AMERIKANISCHEN POLITIK

Regionen and Politik

Die heftigen Schlachten zwischen Republikanern und Demokraten um die 
Herrschaft im Weißen Haus und im Kongress sind stark geprägt von 
Faktoren, die den Unterschieden zwischen den Regionen des Landes ent
springen.1 Beide Parteien haben sich im Lauf der Zeit ihre jeweiligen 
regionalen Hochburgen zugelegt: die Republikaner den Süden und die 
Mountains/Plains-Staaten (Colorado, Kansas, Montana, Nebraska, North 
Dakota, South Dakota, Utah, Wyoming), die Demokraten den Nordosten 
und die Westküste. Der Mittelwesten ist eine Schaukelregion.

Die Wahlen des Jahres 2004 illustrieren die Bedeutung der Regionen in 
der US-Politik von heute. Die Republikaner errangen in ihren beiden 
regionalen Hochburgen alle Wahlmännerstimmen und eine deutliche 
Mehrheit der Sitze sowohl im Repräsentantenhaus (im Folgenden auch 
»Haus« genannt) als auch im Senat. Der Mittelwesten lieferte eine knappe 
Mehrheit für die Republikaner bei der Präsidentenwahl und eine klarere 
republikanische Mehrheit bei den Wahlen zum Haus, während die Demo
kraten bei denselben Wahlen in denselben Staaten deutlich mehr Senatssit
ze errangen.

Aus den stark divergierenden regionalen Resultaten ergaben sich auf 
nationaler Ebene knappe Siege für die Republikanische Partei bei allen drei 
Wahlen: für das Präsidentenamt, den Senat und das Haus. Solche knappen 
und umkämpften Wahlen zu diesen drei Säulen der nationalen Regierung 
sind für die USA ein ziemlich neues Phänomen. Weil Vorteile der einen 
Partei in bestimmten Regionen von Schwächen in anderen Regionen auf
gewogen werden und weil weder Demokraten noch Republikaner Mehr
heiten auf nationaler Ebene einfach durch einen stetigen Ausbau ihrer regio
nalen Hochburgen herbeizaubern können, bleiben die beiden Parteien in 
einem perennierenden Machtkampf verfangen, in dem bei jeder Wahl zu jeder 
nationalen Institution Sieg und Niederlage gleichermaßen möglich sind.
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Beginnen wollen wir unsere Erörterungen zur US-amerikanischen Po
litik auf der Bundesebene. Die Republikaner haben seit 2001 das Weiße 
Haus und verfügten bis vor kurzem -  über ein Jahrzehnt lang, von 1994 
bis 2006 -  in beiden Häusern des Kongresses über eine Mehrheit2, doch 
beruhten ihre Wahlerfolge keineswegs auf einer sicheren Mehrheit in 
der Wählerschaft. Sowohl die Republikanische als auch die Demokrati
sche Partei -  im Moment die einzigen realistischen politischen O ptio
nen für die Ausübung politischen Einflusses in den USA - , haben 
jeweils eine beträchtliche Minderheit der Gesellschaft hinter sich, auf 
deren Loyalität sie zählen können. Wie die Umfragen vor den Wahllo
kalen nach der Stimmabgabe (»exit polls«) im Jahr 2004 ergaben, ist der 
Anteil der Wähler, die sich zu den Republikanern bzw. den Demokraten 
bekennen, ungefähr gleich groß; die übrigen bezeichneten sich als unab
hängig.

Das Schema blieb unverändert, wenn zusätzlich zur Parteiloyalität ideo
logische Parameter abgefragt wurden. Demokraten und liberal eingestellte 
Unabhängige bildeten zusammen die Basis der Demokratischen Partei, 
Republikaner und konservativ orientierte Unabhängige die der Republika
nischen Partei. Die exit polls von 2004 zeigten ein weitgehendes Patt 
zwischen den rivalisierenden Parteien: Republikaner und konservative 
Unabhängige machten zusammen 44 % aus, Demokraten und liberale 
Unabhängige 43 %.

Abb. 1 illustriert die Komplexität der modernen amerikanischen Politik. 
Hautfarbe, ethnische Zugehörigkeit, Religion und Geschlecht strukturie
ren das Wahlvolk. Parteipolitische und ideologische Präferenzen zeigen 
eine starke Varianz, wenn sechs wichtige soziale Gruppen, zwischen denen 
es keine Überlappungen gibt, auf einem Kontinuum angeordnet werden, 
das von den »extremen« Anhängern der Demokraten (links) bis zu den 
»extremen« Gefolgsleuten der Republikaner (rechts) reicht.

Den exit polls von 2004 zufolge waren die Afro-Amerikaner die am 
stärksten pro-Demokratische Gruppe. Die Anhängerschaft der Demokra
ten umfasste ferner eine leichte Mehrheit der nicht-christlichen weißen 
Bevölkerung und der sogenannten neuen Minderheiten (Latinos, Asiaten 
und andere ethnische Gruppen). Dagegen gehörten zur Anhängerschaft 
der Republikaner eine Mehrheit der weißen Evangelikalen und eine knap
pe Mehrheit der nicht den Evangelikalen zugehörenden weißen männli
chen Christen. Die weißen, sich nicht den Evangelikalen zurechnenden



Regionale Bruchlinien in der amerikanischen Politik 13

Afra- Nicht Neue Weiße Weiße Evangelikale
Amerikaner christliche Minderheiten christliche christliche Weiße

Weiße Frauen Männer Christen
11% 14% 11% 22% 19% 23%

christlichen Frauen, die große »Schaukelgruppe« in der amerikanischen 
Wählerschaft von heute, teilten ihre parteipolitische und ideologische Prä
ferenz zu gleichen Teilen zwischen den beiden Parteien auf.

Diese sozialen Gruppen sind nicht gleichmäßig über die Vereinigten 
Staaten verteilt. Ihr Anteil variiert im Gegenteil sehr stark von Region zu 
Region. Die Schöpfer der US-Verfassung gestalteten das Wahlrecht be
wusst so, dass die entscheidende Rolle den Einzelstaaten zufällt. Die Wah
len für das Präsidentenamt und den Kongress werden in den USA dadurch 
gewonnen, dass die Parteien bzw. ihre Kandidaten in möglichst vielen 
Einzelstaaten bzw., bei der Wahl zum Repräsentantenhaus, in möglichst 
vielen Wahlbezirken die Mehrheit zu erringen versuchen. In den zähen 
Kämpfen zwischen den rivalisierenden Parteien spielen geographische Un
terschiede eine zentrale Rolle, wobei wir uns hier auf regionale und »sek- 
tionale«, d.h. vor allem den Nord-Süd-Unterschied betreffende Muster 
konzentrieren werden.

Die Diskrepanz zwischen dem Norden und dem Süden war lange Zeit 
das Paradebeispiel für einen geographisch determinierten politischen Ant-
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agonismus innerhalb der Vereinigten Staaten. Die Abbildungen 2a und 2b 
zeigen die divergierenden Wählerloyalitäten in den nördlichen und südli
chen Staaten der Union bei den Wahlen von 2004. Wir definieren »den 
Süden« als die elf Staaten, die sich 1861 der Konföderation anschlossen, 
und behandeln den Rest des Landes als »Norden« oder »Nicht-Süden«.3 
Im Norden waren die Demokraten 2004 geringfügig stärker als die Repu
blikaner (44 gegenüber 42 %). Ganz anders im Süden: Hier brachten es 
Republikaner und konservative Unabhängige auf 50 %, während Demo
kraten und liberale Unabhängige nur 39 % der Wählerschaft ausmachten.

Im Norden zählte eine jeweils deutliche Mehrheit der Afro-Amerikaner, 
der nichtchristlichen Weißen und der neuen Minderheiten zu den Demo
kraten und liberalen Unabhängigen, ebenso eine knappe Mehrzahl der 
weißen nicht-evangelikalen christlichen Frauen (Abb. 2a). Unter den 
nicht-evangelikalen weißen männlichen Christen fand sich eine Mehrzahl 
von Republikanern und konservativen Unabhängigen, doch nur bei einer 
Gruppe, der der weißen evangelikalen Christen, verfügten die Republika
ner über einen Anteil von mehr als 50 %. Obwohl weiße Christen zwei
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Drittel des Wahlvolks in den Staaten des Nordens stellten, legten die drei 
Gruppen, in die wir die christlichen Wähler eingeteilt haben, sehr unter
schiedliche parteipolitische und ideologische Präferenzen an den Tag.

Die Wählerschaft in den Südstaaten zeichnete sich durch einige Beson
derheiten aus, sowohl was die Größe bestimmter Wählergruppen als auch 
was die parteipolitischen und ideologischen Präferenzen innerhalb von 
Schlüsselgruppen betraf (Abb. 2b). Die gegensätzlichen politischen Präfe
renzen zweier großer gesellschaftlicher Gruppen, die seit Jahrhunderten 
miteinander im Clinch liegen - weiße evangelikale Christen (33 % aller 
Wähler) und Afro-Amerikaner (19 % aller Wähler) -, prägen nach wie vor 
den politischen Konflikt im Süden. Diese beiden Gruppen, die parteipoli
tisch und ideologisch am weitesten auseinander liegen (und daher in vielen 
gesellschaftspolitischen Fragen gegensätzliche Auffassungen vertreten), 
machten 2004 zusammen mehr als die Hälfte der Wählerschaft der Süd
staaten aus. Im Norden hingegen brachten sie es zusammen auf nur 28 %.

Im Süden kamen Demokraten und liberale Unabhängige nur in der 
Gruppe der Afro-Amerikaner und der nicht-christlichen Weißen auf eine
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Mehrheit. Die in jüngster Zeit aus gebrochenen Kontroversen über die 
Einwanderungspolitik haben sicherlich zu einem Sympathieverlust der 
Republikaner bei den neuen Minderheiten des Südens geführt, die sich bei 
den exitpolls von 2004 immerhin noch knapp zur Hälfte als Republikaner 
oder konservative Unabhängige bekannt hatten. Die Besonderheit des 
Südens zeigt sich am deutlichen Übergewicht der Republikaner in allen 
drei Gruppen weißer Christen.

So wichtig der Kontrast zwischen Nord und Süd ist und bleibt, so 
notwendig ist es, in der Diskussion über die regionale Diversität der Vereinig
ten Staaten das traditionelle »sektionalistische« Nord-Süd-Denken zu über
winden. Der »Norden« ist ein weites Feld, er schließt Regionen ein, die eine 
sehr unterschiedliche soziale, wirtschaftliche, kulturelle, demographische und 
politische Entwicklung durchlaufen haben. Im Folgenden werden wir zu
nächst Trends im Süden und in drei Großregionen des Nordens miteinan
der vergleichen. Dabei werden wir später den Westen noch weiter unter
teilen: in die Regionen Mountains/Plains und Pazifikküste.4

Die Vereinigten Staaten sind eine Nation von kontinentaler Dimension, 
in der nicht zuletzt relative Bevölkerungsverschiebungen über die Vertei
lung politischer Macht entscheiden. Nach jeder Volkszählung werden die 
435 Sitze im Repräsentantenhaus auf Basis der demographischen Verände
rungen seit der vorigen Volkszählung neu unter den 50 Einzelstaaten 
auf geteilt. Auch das für die Präsidentenwahl wichtige Wahlmännerkollegi
um, in dem jedem Staat ein Kontingent von Wahlmännern zusteht, das sich 
aus der Zahl seiner Repräsentanten plus seiner (zwei) Senatoren errechnet, 
wird alle zehn Jahre neu kalibriert. N ur der Senat ist immun gegen demo
graphische Veränderungen. Auf jeden Staat entfallen laut Verfassung zwei 
Senatoren, unabhängig von seiner Große und Bevölkerungszahl.

Wenn man die dynamischen Kräfte in der modernen amerikanischen 
Politik verstehen will, ist es von Nutzen, die Staaten in vier Regionen 
einzuteilen und die wechselnden Anteile der Regionen an der Gesamtbe
völkerung des Landes nachzuvollziehen. Wir teilen den Norden des Lan
des in drei Regionen ein: den Nordosten (11 Staaten und der District of 
Columbia), den Mittelwesten (10 Staaten) und den Westen (18 Staaten). 
Basierend auf Volkszählungsdaten des U.S. Bureau of Census, zeigt Abb. 
3 die regionalen Bevölkerungsanteile von 1930 bis 2030.

Seit der Ara der Großen Depression hat es in den Regionen der USA 
enorme BevölkerungsVerluste und -gewinne gegeben. Die großen Verlierer
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waren dabei der Mittelwesten und der Nordosten. Zu Zeiten von Franklin 
D. Roosevelts New Deal waren der Mittelwesten und der Nordosten die 
beiden großen Kraftzentren der USA. Knapp über 60 % aller Amerikaner 
lebten in diesen beiden Regionen. In jedem der nachfolgenden Jahrzehnte 
mussten beide einen stetigen Niedergang ihres relativen Anteils an der 
Gesamtbevölkerung des Landes hinnehmen. Die Volkszählung von 2000 
ergab, dass zu dieser Zeit nur noch 44 % der US-Bevölkerung auf sie 
entfielen. Die US-Zensusbehörde schätzt, dass bis 2030 der Anteil dieser 
beiden Regionen an der US-Bevölkerung auf unter 40 % sinken wird.

Eine ganz andere Geschichte lässt sich über den Süden erzählen, eine 
Geschichte der Bevölkerungsstabilität des Alten Südens, gefolgt von einer 
Geschichte rasanter Zuwächse für den Neuen Süden. Zwischen 1930 und 
1970 lebte weniger als ein Viertel aller US-Amerikaner in den Südstaaten. 
Die Bundesregierung sorgte mit Maßnahmen zur Beendigung rassischer 
Diskriminierungen im öffentlichen Sektor (durch die Bürgerrechtsgesetz
gebung von 1964) und zur Durchsetzung des Wahlrechts (durch den 
Voting Rights Act von 1975) dafür, dass die Rassentrennung im Süden
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überwunden und seine Integration in die Wirtschaft des Landes stark 
vorangetrieben wurde.5 1980 hatte der Süden mehr Einwohner als der 
Mittelwesten und der Nordosten, und in jedem der darauf folgenden 
Jahrzehnte hat sich die Schere zwischen dem Süden und diesen beiden 
Regionen des Nordens weiter geöffnet. Der Süden wird seinen Rang als 
bevölkerungsreichste Region der USA aller Voraussicht nach auch in Zu
kunft behaupten. Den Prognosen des U.S. Census Bureau zufolge wird er 
im Jahr 2030 34 % der US-Bevölkerung umfassen.

Der zweite Gewinner neben dem Süden ist der Westen, der seinen Anteil 
an der Gesamtbevölkerung der USA von 15 % 1930 auf 26 % im Jahr 2000 
steigerte. Die Region (deren Lokomotive natürlich Kalifornien ist) über
flügelte den Nordosten und den Mittelwesten ca. im Jahr 1990, zehn Jahre 
nachdem der Süden es ihr vorgemacht hatte. Den Staaten des Westens wird 
für 2030 ein Anteil von 28 % an der US-Bevölkerung vorhergesagt -  rund 
6 % weniger als dem Süden, aber 9-10 % mehr als dem Mittelwesten und 
dem Nordosten.

Zusammengenommen steigerten der Süden und der Westen ihren Be
völkerungsanteil von unter 40 % im Jahr 1930 auf nicht weniger als 56 % 
im Jahr 2000. Bis 2030 soll den Prognosen zufolge ihr Anteil auf 62 % 
ansteigen. Abb. 3 zeigt die veränderte regionale Konfiguration der ameri
kanischen Politik. Der Mittelwesten und der Nordosten, die bis 1970 über 
große Mehrheiten im Repräsentantenhaus und im Wahlmännerkollegium 
geboten, wurden spätestens ab 1990 vom Süden und Westen als führenden 
Regionen abgelöst. Zwei Regionen mit abnehmender und zwei mit zuneh
mender Bedeutung demonstrieren die Verlagerung der politischen Schwer
kraft in den Vereinigten Staaten.

In dem Maß, wie der Süden und der Westen expandieren, werden sie an 
gesellschaftlicher, ethnischer und religiöser Diversität zunehmen. Tatsäch
lich hat der Westen in dieser Beziehung in den letzten Jahrzehnten eine so 
rasante Entwicklung durchlaufen, dass wir gut daran tun, diese Region 
nochmals in fünf Staaten der Pazifikküste und dreizehn Staaten der Subre
gion Mountains/Plains aufzuteilen, um der parteipolitischen Dynamik des 
amerikanischen Wahlgeschehens gerecht zu werden.6

Tabelle 1 fasst die Bevölkerungsverteilung der Vereinigten Staaten im 
Jahr 2004 im Hinblick auf den relativen Anteil der nicht-hispanischen 
Weißen, der neuen Minderheiten (vorwiegend Latinos und Asiaten) und 
der Afro-Amerikaner zusammen. In der Gesamtbevölkerung machen die
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Tabelle 1 Ethnische Zusammensetzung der US-Bevölkerung 2004,
aufgeschlüsselt nach Regionen und größten Einzelstaaten (in Prozent)

Die Staaten sind in der Tabelle entsprechend ihrer Gesamteinwohnerzahl im Jahr 2004 aufgereiht. 
Quelle: U.S. Bureau of the Census, Statistical Abstract of the United States: 2006, S. 27.

Politische Einheit N icht-hispanische Weiße neue M inderheiten Afro-Am erikaner

Landesweit 67 20 13

Nordosten 71 15 14

Pazifikküste 51 43 6

Mittelwesten 81 9 11

Mountains/Plains 72 24 4

Süden 62 18 20

Kalifornien 45 49 7

Texas 50 39 12

New York 61 21 18

Florida 63 22 16

Illinois 66 19 15

nicht-hispanischen Weißen einen Zwei-Drittel-Anteil aus; die neuen Min
derheiten haben mit einem Anteil von 20 % die Afro-Amerikaner (13 %) 
deutlich überflügelt.

Die beiden regionalen Hochburgen der Demokraten -  der Nordosten 
und die Pazifikküste -  stützen sich auf unterschiedliche demographische 
Situationen. Im Nordosten stellen nicht-hispanische Weiße 70 % der 
Bevölkerung, und die beiden Minderheiten sind etwa gleich stark (bzw. 
gleich schwach) vertreten. Ganz anders an der Pazifikküste. Sie ist die 
einzige Region in den USA, in der nicht-hispanische Weiße nur eine ganz 
knappe Mehrheit der Einwohnerschaft stellen. Die verblüffenden demo
graphischen Veränderungen, die sich an der Pazifikküste vollziehen -  
der Aufstieg der neuen Minderheiten -, eröffnen der Demokratischen 
Partei enorme Chancen.

Die Regionen Mountains/Plains und Süden als Hochburgen der Repu
blikaner reflektieren eine andere demographische Konstellation. In der 
erstgenannten Region besteht die Bevölkerung zu mehr als 70 % aus 
nicht-hispanischen Weißen, und die neuen Minderheiten verhalten sich zu 
den Afro-Amerikanern wie 6:1. Im Süden stellen die nicht-hispanischen 
Weißen einen weniger starken Mehrheitsanteil (62 %), dafür die Afro-
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Amerikaner mit 20 % einen höheren als in jeder anderen Region. Die neuen 
Minderheiten haben im Süden dank ihrer starken Präsenz in Texas und 
Florida fast zum Anteil der Afro-Amerikaner an der Gesamtbevölkerung 
dieser Region aufgeschlossen. Die »Schaukel«-Region par excellence der 
USA, der Mittelwesten, hat mit 81 % von allen Regionen den höchsten 
Anteil nicht-hispanischer Weißen, dazu etwa gleich große Anteile von 
Afro-Amerikanern und neuen Minderheiten.

Tabelle 1 gibt darüber hinaus Auskunft über die ethnische Zusammen
setzung der fünf größten US-Bundesstaaten im Jahr 2004. Kalifornien 
spielt hier eindeutig eine Sonderrolle. Der mit Abstand bevölkerungsreich
ste US-Staat ist zugleich der einzige, in dem die neuen Minderheiten die 
nicht-hispanischen Weißen bereits überholt haben (49 gegenüber 45 % 
Bevölkerungsanteil). Texas belegt mit deutlichem Abstand den zweiten 
Platz (mit einer Gesamtbevölkerung, die im Verlauf der 1990er Jahre die 
des Staates New York überholte). Bald wird Texas nach Kalifornien der 
zweite Bundesstaat sein, in dem nicht-hispanische Weiße weniger als die 
Hälfte der Einwohnerschaft stellen. In New York, Florida und Illinois liegt 
der Anteil dieser Gruppe noch bei 60 % oder höher. In jedem dieser 
einwohnerstarken Bundesstaaten ist der Anteil der neuen Minderheiten ein 
wenig höher als der der Afro-Amerikaner.

Meinungsumfragen illustrieren wichtige regionale Unterschiede in Be
zug auf die Präferenz für ein Mehr oder Weniger an staatlichen Leistungen. 
Die Frage danach wurde im Rahmen des Projekts »American National 
Election Studies« 1994-2004 gestellt. Im Interesse einer möglichst großen 
Befragtenzahl wollen wir hier alle Antworten aus den Umfragen von 1994 
bis 2004 berücksichtigen. Es handelt sich ausschließlich um Antworten von 
Befragten, die nach eigenen Angaben in dem Jahr, in dem die Umfrage 
stattfand, an einer Wahl teilgenommen hatten. Ihnen wurde die Frage 
gestellt: »Manche Leute sind der Meinung, der Staat solle weniger Leistun
gen anbieten, auch in Bereichen wie Gesundheit und Bildung, um Kosten 
zu sparen. Andere Leute sind der Ansicht, es sei wichtig, dass der Staat sehr 
viel mehr Leistungen anbietet, auch wenn das mit höheren Kosten verbun
den ist. Wo würden Sie sich in diesem Spektrum einordnen, oder haben Sie 
sich darüber keine größeren Gedanken gemacht?« Befragte, die keine 
Meinung dazu hatten, wurden aussortiert und die Antworten derjenigen, 
die sich Gedanken gemacht hatten, in drei Gruppen eingeteilt: weniger 
staatliche Leistungen, unentschieden, mehr staatliche Leistungen. Die Re
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sultate, je getrennt für die Teilpopulation der weißen Wähler und die 
Wählerschaft als ganze, sind in den Abb. 4a und 4b schematisch dargestellt.

Die regionalen Muster deuten an, wie schwierig es ist, in Fragen der staat
lichen Sozialleistungen einen landesweiten Konsens zu erreichen, noch dazu 
in einem Land, in dem die Bewohner verschiedener Regionen unterschiedli
che Prioritäten, Präferenzen und Interessen haben. In beiden Grafiken sind 
die Regionen entlang eines hypothetischen Kontinuums angeordnet, das von 
liberal zu konservativ, von Demokratisch zu Republikanisch reicht, wobei der 
Nordosten den liberalen, der Süden den konservativen Pol darstellt. Die 
Pazifikküste schließt sich an den Nordosten, die Region Mountains/Plains an 
den Süden an; der Mittelwesten bildet die Mitte des Kontinuums.

Es bestehen ausgeprägte regionale Diskrepanzen innerhalb der weißen 
Bevölkerung, die nach wie vor in allen Regionen eine deutliche Mehrheit 
der Wähler stellt. Wie Abb. 4a zeigt, wird unter den Weißen der Anteil 
derer, die weniger Staat wollen, größer, wenn wir uns vom Nordosten über 
die Pazifikküste zum Mittelwesten, in die Region Mountains/Plains und in 
den Süden begeben. Die weißen Wähler im Nordosten bildeten insofern 
eine Ausnahme, als eine leichte Mehrheit von ihnen ein Mehr an staatlichen
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Leistungen befürwortete. Im Nordosten sprach sich auch bei der Wähler
schaft als ganzer eine deutliche Mehrheit für mehr staatliche Leistungen aus 
(siehe Abb. 4b). Die Wähler in der Region Pazifikküste zerfielen in dieser 
Frage in zwei genau gleich große Fraktionen. In den übrigen drei Regionen 
sprachen sich die Wähler jeweils mehrheitlich für weniger staatliche Lei
stungen aus. In allen Regionen fielen die Präferenzen in Abhängigkeit von 
der parteipolitischen Orientierung unterschiedlich aus: Demokraten spra
chen sich überall für mehr Leistungen des Staates aus, Republikaner überall 
für weniger.

Neben den Präferenzen der Wähler gibt es in den USA noch einen 
zweiten Faktor, der einen gewissen Einfluss auf das Eintreten für mehr 
staatliche Leistungen hat, nämlich die relative Stärke der Gewerkschaften 
in einer Region. Der Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbeitneh
mer stieg in der Ara des New Deal infolge der von den damals regierenden 
Demokraten verabschiedeten pro-gewerkschaftlichen Gesetze an, ist aber 
im Verlauf der letzten 50 Jahre kontinuierlich gesunken. Im Jahr 2004 
gehörten laut Barry Hirsch und David Macpherson nur noch 13 % aller 
Lohn- oder Gehaltsempfänger in den USA einer Gewerkschaft an.7 Heute 
variieren die Prozentzahlen für die Gewerkschaftszugehörigkeit sogar in
nerhalb der fünf Regionen deutlich (siehe Abb. 5). Am höchsten war der 
Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer 2004 im N ord
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osten, gefolgt von Pazifikküste und Mittelwesten; in den Regionen Moun- 
tains/Plains und Süden erreichte er nur noch einstellige Werte.

Relativ wenige in der Privatwirtschaft beschäftigte Amerikaner -  nur 
8 % -  gehören einer Gewerkschaft an. Die regionalen Schwankungen 
reichten dabei von einem Anteil von etwas mehr als 10 % in den Hochbur
gen der Demokraten und im Mittelwesten bis zu 5 oder sogar nur 4 % in 
den Hochburgen der Republikaner. Dagegen waren 2004 nicht weniger als 
36 % der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes gewerkschaftlich orga
nisiert. Schlüsselt man die Anteile gewerkschaftlich organisierter Arbeit
nehmer des öffentlichen Dienstes nach den fünf Regionen auf, zeigen sich 
noch ausgeprägtere regionale Divergenzen.

Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes gediehen und gedeihen in 
Hochburgen der Demokraten besonders gut. Im Nordosten und in den 
Staaten der Pazifikküste waren 2004 mehr als 50 % der öffentlichen Be
diensteten Gewerkschaftsmitglieder, im Mittelwesten waren es mehr als 
40 %. Sie waren damit in einer guten Ausgangsposition, wenn es galt, für 
sich und ihre Kollegen mehr Geld, betriebliche Sozialleistungen und son
stige Vorteile herauszuhandeln.
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Ein ganz anderes Bild bot sich in den regionalen Hochburgen der 
Republikaner. Die Regionen Mountains/Plains und Süden sind traditionell 
ein sehr schwieriges Terrain für die Gewerkschaften. Nur jeder fünfte 
öffentliche Bedienstete in der Region Mountains/Plains gehörte 2004 einer 
Gewerkschaft an, im Süden waren es noch weniger. In beiden Regionen 
liegt auch bei den Arbeitnehmern des öffentlichen Dienstes der gewerk
schaftliche Organisationsgrad deutlich niedriger, was bedeutet, dass die 
Gewerkschaften dort deutlich weniger Möglichkeiten haben, für die Ar
beitnehmer bessere Bezahlung, bessere Arbeitsbedingungen und eine bes
sere Altersversorgung durchzusetzen.

Ein weiterer für das Verständnis der modernen amerikanischen Politik 
relevanter Faktor sind die regionalen Unterschiede in Bezug auf Religiosi
tät und Kirchenzugehörigkeit. Innerhalb der weißen Wählerschaft verläuft 
die wichtigste ideologisch-parteipolitische Trennlinie zwischen evangeli- 
kalen (oder wiedergeborenen) Christen und Nicht-Christen. Die Evange- 
likalen sind die konservativste, am stärksten pro-Republikanische Gruppe
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innerhalb der weißen Bevölkerung. Die Nicht-Christen unter den Weißen 
stellen hingegen die liberalste, am stärksten pro-Demokratische Gruppe. 
Die nicht-evangelikalen Christen als verbleibende weiße Bevölkerungs
gruppe zeigen eine von Region zu Region variierende parteipolitische 
Präferenz.

Abb. 6 zeigt die relative Stärke der weißen evangelikalen Christen bzw. 
der weißen Nicht-Christen innerhalb der Wählerschaft von 2004, aufge
schlüsselt nach Regionen. Im Nordosten und an der Pazifikküste, den 
regionalen Hochburgen der Demokraten, waren weiße Nicht-Christen 
zahlenmäßig stärker als weiße evangelikale Christen und konnten daher 
die am stärksten pro-Republikanische Wählergruppe neutralisieren. Au
ßerhalb der von den Demokraten dominierten Regionen begünstigten die 
Kräfteverhältnisse hingegen die Republikaner. Das Übergewicht der wei
ßen Evangelikalen betrug im Mittelwesten über 10, in der Region Moun- 
tains/Plains rund 20 und im Süden mehr als 30 %.

Regionen und Sozialreform

Kühne und kostspielige neue sozialpolitische Initiativen und Programme, 
wie sie in bestimmten Perioden der US-Geschichte aufgelegt wurden -  
Roosevelts New Deal in den 1930er und Lyndon Johnsons Great Society 
in den 1960er Jahren sind die besten Beispiele -, waren offenkundig nur 
möglich, wenn zwei Dinge zusammenkamen: ein tatkräftiger Präsident aus 
den Reihen der Demokraten und deutliche Demokratische Mehrheiten in 
beiden Häusern des Kongresses, Senat wie Repräsentantenhaus. Unter 
diesen Bedingungen konnten 1935 bzw. 1965 die Wohlfahrtsprogramme 
auf den Weg gebracht werden, die unter den Schlagworten »Social Security« 
und »Medicare« bekannt geworden sind. Beides sind Systeme, die durch 
Abzüge vom Lohn fest angestellter Arbeitnehmer finanziert werden.

Wenn nicht ein politisches Erdbeben ansteht, scheint keine politische 
Partei der USA auf absehbare Zeit in der Lage zu sein, sich eine Machtpo
sition zu sichern, die es ihr erlauben würde, ein ambitioniertes politisches 
Projekt durchzusetzen, das sich mit Social Security oder Medicare verglei
chen ließe. Die beiden großen Minderheitsparteien, die die US-Politik 
unter sich ausmachen, sind stattdessen in aller Regel so aufgestellt, dass sie 
sich gegenseitig blockieren können, selbst wenn es einem Präsidenten, der 
einen großen sozialen Wurf landen möchte, gelingen sollte, die eigene
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Partei geschlossen hinter sich zu bringen. Präsident Bill Clintons 1993 
vorgelegte Reformpläne für das amerikanische Gesundheitswesen, das bis
lang jüngste Beispiel für einen Versuch, die staatliche Sozialpolitik zu 
erweitern, schafften es erst gar nicht bis zur Abstimmung im Repräsentan
tenhaus und Senat, und das obwohl die Demokraten damals in beiden 
Häusern die Mehrheit hatten. Umgekehrt kam Präsident George W. Bush 
mit seinem viel diskutierten Plan, nach seiner Wiederwahl 2004 die Social 
Security zu privatisieren, nicht von der Stelle, obwohl die Republikaner 
zahlenmäßig die Herrschaft im Kongress hatten.

Das beste Beispiel für eine innenpolitische Weichenstellung in jüngerer 
Zeit war die partielle Demontierung von Social Security und Medicare. Der 
Welfare Reform Act von 1996 beendete »den Anspruch auf staatliche 
Sozialleistungen aus der Bundeskasse, der seit 1935 bestanden hatte«.8 Die 
Fraktionen der Republikaner in Haus und Senat hatten dieses Gesetzes
werk nach ihrem Wahlsieg 1994 auf den Weg gebracht. Präsident Clinton, 
ein Demokrat, setzte, nachdem er gegen zwei frühere Fassungen des Ge
setzes sein Veto eingelegt hatte, einige Monate vor der Präsidentenwahl 
von 1996 seine Unterschrift unter den Welfare Reform Act.

Die Reform der Sozialsysteme war ein Anliegen, in dem sich Republi
kaner aus allen fünf Regionen einig waren (siehe Abb. 7a und 7b). Praktisch 
alle Republikaner im Haus und im Senat unterstützten Gesetzesvorhaben, 
die darauf abzielten, »das von der Bundesregierung garantierte Anrecht auf 
Sozialleistungen zu tilgen, den Bundesstaaten durch pauschale Mittelzu
weisungen Gestaltungsfreiheit für eigene Sozialprogramme zu geben, 
Empfänger von Sozialleistungen zur Annahme einer Arbeit binnen zwei 
Jahren nach Beginn des Leistungsbezugs zu verpflichten und die Gewäh
rung von Leistungen generell auf fünf Jahre zu beschränken«/

Die von den Republikanern unternommenen Schritte zum Abbau des 
Sozialstaats riefen Reaktionen von Demokratischer Seite hervor, die je
doch von Region zu Region und von Institution zu Institution unter
schiedlich ausfielen. Nur wenige Demokratische Abgeordnete im Reprä
sentantenhaus -  15 % -  stimmten für Sozialreformen in konservative 
Richtung. Abgeordnete aus dem Süden, der Region Mountains/Plains und 
dem Mittelwesten taten dies jedoch in doppelt so großer Zahl wie ihre 
Kollegen aus dem Nordosten und von der Pazifikküste (s. Abb. 7a). Im 
Repräsentantenhaus, für das die meisten Wahlkreise (»districts«) so zuge
schnitten werden, dass sie sicher in der Hand entweder der Republikaner oder
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der Demokraten sind, stimmten 98 % der Republikanischen Abgeordne
ten für den Welfare Reform Act von 1996 und 85 % der Demokraten 
dagegen.

Im Senat zeigten die Abgeordneten der Demokraten ein anderes Verhal
ten. Anders als ihre Parteifreunde im Haus, waren sie in Bezug auf die 
Sozialreform gespalten. Regionale Faktoren beeinflussten das Stimmver
halten der Demokratischen Senatoren (siehe Abb. 7b). Die meisten Demo
kraten aus dem Nordosten und von der Pazifikküste, etwa die Senatoren 
Daniel Patrick Moynihan von New York, Edward Kennedy von Massa
chusetts und Diane Feinstein und Barbara Boxer aus Kalifornien leisteten 
heftigen Widerstand gegen den Welfare Reform Act. Dagegen schlugen 
sich die Demokratischen Senatoren aus dem Süden, aus der Region Moun- 
tains/Plains und aus dem Mittelwesten mehrheitlich auf die Seite der 
Republikaner und stimmten für die Gesetzesvorlage -  so etwa Sam Nunn 
(Georgia), Fritz Hollings (South Carolina), Harry Reid (Nevada), Max
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Baucus (Montana), Carl Levin (Michigan) und Tom Harkin (Iowa). Die 
Senatoren werden von der Bevölkerung ihres jeweiligen Bundesstaats ge
wählt. Außerhalb der Hochburgen der Demokraten ging man in vielen 
Staaten ein hohes politisches Risiko ein, wenn man den unbefristeten 
Anspruch auf staatliche Sozialleistungen verteidigen wollte.

Dass ein Demokratischer Präsident ein von den Republikanern einge
brachtes Sozialreformgesetz unterzeichnete und sich damit implizit von 
der staatlichen Wohlfahrtspolitik der Präsidenten Roosevelt und Johnson 
lossagte, war ein einschneidender Vorgang in der amerikanischen Innenpo
litik der jüngeren Vergangenheit. Clinton hatte in den ersten beiden Jahren 
seiner Amtszeit als Präsident, als die Demokraten die Mehrheit im Kon
gress hatten, keinen ernsthaften Versuch unternommen, dieses heiße Eisen 
anzupacken. Es wurde erst zum Thema, nachdem die Republikaner 1994 
die Mehrheit im Senat und im Haus errungen hatten.
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Regionen und nationale Institutionen

In den Vereinigten Staaten bestimmen heute zwei politische Parteien 
das Geschehen, die ihre Zentren in unterschiedlichen geographischen 
Regionen des Landes haben. Die gesellschaftlichen Gruppen, die inner
halb dieser Parteien dominieren, unterscheiden sich stark hinsichtlich 
Hautfarbe, ethnischer Herkunft, religiöser Tradition und ideologischer 
Identifikation. Keine Partei vertritt in Fragen der Sozialpolitik eine 
geschlossene Meinung, aber in ihrer Rhetorik sind unterschiedliche 
Präferenzen deutlich erkennbar. Auf der nationalen Ebene hat die US- 
Politik einen außerordentlich »kampfbetonten« Charakter. Im Vorfeld 
der Kongresswahlen vom November 2006 waren die Republikaner tief 
gespalten und in der Defensive, und die Demokraten witterten eine 
realistische Chance, die Herrschaft über beide Häuser des Kongresses 
zurückzugewinnen -  wie es dann auch kommen sollte.

Während die neuen regionalen Divergenzen in den USA beiden Parteien 
gute Chancen bieten, bei Präsidenten- und Parlamentswahlen Mehrheiten 
zu erringen, führen sie auf nationaler Ebene in aller Regel nicht zu erdrutsch
artigen Siegen der einen oder anderen Partei, von stabilen Regierungsmehr
heiten gar nicht zu reden. Die regionalen Hochburgen, über die beide 
Parteien verfügen, sind für sich allein zu klein, um aus eigener Kraft 
landesweite Mehrheiten hervorbringen zu können. Obwohl die ideologi
sche Kluft zwischen den beiden Parteien tiefer ist als je zuvor, bietet keine 
von beiden ein ideologisch einheitliches Erscheinungsbild. In einer sol
chen Situation werden sich kühne und kostspielige staatliche Programme in 
Bereichen wie dem Gesundheitswesen wahrscheinlich nur schwer realisieren 
lassen. Erst recht wird jetzt, da das Einwanderungsproblem im Zentrum der 
amerikanischen Politik steht, jeder Versuch, neue Ansprüche auf staatliche 
Leistungen zu schaffen, auf starken Widerstand stoßen.

Im Zeichen dieser Entwicklung scheint absehbar, dass die Machtkämpfe 
zwischen den beiden großen Parteien sich weiter verschärfen. Weder Demo
kraten noch Republikaner, weder Konservative noch Liberale repräsentieren 
in den USA eine politische Mehrheit. Weil die dominanten Konstellationen 
gesellschaftlicher Kräfte von Region zu Region erheblich variieren, wird die 
Aufgabe, die Vereinigten Staaten erfolgreich zu regieren, in Zukunft vielleicht 
noch schwerer zu lösen sein als in der Vergangenheit.

Aus dem Englischen von Karl Heinz Siber
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Claus Offe
WOHLFAHRTSSTAATLICHE REFORMEN 

NACH  DEM STAATSSOZIALISMUS

Der massenhafte Zusammenbruch der staatssozialistischen Regime des 
sowjetischen Herrschaftsbereichs in Mittel- und Osteuropa (MOE) stellt 
sich im heutigen Rückblick als eine gewaltige und historisch einzigartige 
Verschiebung von kollektiven Ressourcen der betroffenen Gesellschaften 
dar. Ich spreche von »Verschiebung«, nicht von »Gewinn«. Denn wir 
müssen politische Ressourcen von ökonomischen unterscheiden. Was zu
nächst die politischen Ressourcen angeht, so wird man in der Region 
(abgesehen von den Anhängern links- und rechtsextremer politischer Po
sitionen) kaum auf Widerspruch stoßen, wenn man eine eindeutige Berei
cherung konstatiert, einen Zugewinn an politischen Rechten, Freiheiten 
und Autonomiespielräumen des politischen Lebens. Zu diesem Zugewinn 
gehört zunächst die (Wieder-)Erlangung nationaler Selbständigkeit. In 
MOE (hier verstanden als das Gebiet der zehn Staaten, die seit 2005 bzw. 
2007 der Europäischen Union angehören) sind nach dem Verschwinden 
von Warschauer Pakt und Comecon nicht weniger als sechs neue staatliche 
Formationen entstanden (und im sowjetischen Herrschaftsbereich insge
samt sogar 27!). Die meisten von ihnen entstanden durch Abspaltung, 
nämlich in den Fällen der drei baltischen Staaten und der Trennung der 
tschechischen von der slowakischen Republik im Jahre 1993; nur in einem 
Fall kam es zur Fusion von Staaten -  beim Untergang der DDR in der 
deutschen Einheit. Politische Ressourcen wurden zweitens durch die De
mokratisierung der politischen Systeme hinzugewonnen, also zum einen 
in Gestalt liberaler politischer Rechte wie Meinungs-, Gewissens-, Medi
en- und Assoziationsfreiheit und zum anderen in der Gründung und 
verfassungsmäßigen Gewährleistung demokratischer Institutionen wie 
freie Wahlen, Parteienwettbewerb und Regierungsverantwortlichkeit. 
Eine dritte Art der politischen Bereicherung der postsozialistischen Staa
ten und Gesellschaften kann man in ihrer NATO-Mitgliedschaft sehen, 
insofern diese ihre militärische Sicherheit verbürgt, sowie -  als Ergebnis 
der EU-Osterweiterung -  in ihrer Ausstattung mit den Rechten und
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Pflichten von EU-Mitgliedern. Der zuletzt genannte Zugewinn durch 
EU-Mitgliedschaft wird jedoch von erheblichen Teilen der Bürger und der 
politischen Eliten von MOE-Ländern höchst ambivalent bewertet.1

Ein gänzlich entgegengesetztes Bild, zu dem die vorstehenden Bemer
kungen nur als Kontrastfolie dienen sollen, ergibt sich, wenn wir die 
Veränderung der ökonomischen Ressourcen betrachten, die sich aus den 
postsozialistischen Transformationen ergeben haben. Hier haben wir es, 
zumindest für eine ausgedehnte mittlere Frist, mit erheblichen Verlusten 
an Wachstum, Realeinkommen sowie wirtschaftlicher und sozialer Sicher
heit zu tun. Neben der Großen Depression, die Ende der 20er Jahre des 20. 
Jahrhunderts einsetzte, wird die postsozialistische Transformation heute 
als die schwerste Wirtschaftskrise bezeichnet, die sich in Industriegesell
schaften zu Friedenszeiten jemals zugetragen hat. N ur in den beiden Fällen 
Polen (1996) und Slowakei (1999) wurde bereits vor dem Jahr 2000 wieder 
das Niveau des realen Brutto-Inlandsprodukts erreicht, das im letzten 
staatssozialistischen Jahr 1989 erzeugt worden war. Mit dieser Schrump
fung des Ausstoßes an Gütern und Diensten ging die massive Senkung der 
Reallöhne sowie ein Anstieg der Arbeitslosigkeit einher, die in den meisten 
MOE-Ländern bis heute auf überwiegend hohem (d. h. zweistelligem) 
Niveau verharrt. Die große Mehrheit der Bevölkerung hatte gute Gründe, 
sich als »Transformationsverlierer« zu betrachten; und die subjektive 
Schmerzlichkeit dieser wirtschaftlichen Verluste war um so größer, als die 
postsozialistischen Wirtschaftsbürger aus einem System kamen und ihm 
lebensweltlich verhaftet waren, in dem Reallohn, Vollbeschäftigung, sozia
le Sicherheit und (jedenfalls für eine breite Mittelschicht von »Werktäti
gen«) auch die Gleichheit des Lebens- und Versorgungsstandards von einer 
paternalistischen Staatsgewalt einigermaßen zuverlässig gewährleistet wor
den waren. Die Normalität der zwar dürftig aus gestatteten, dafür aber 
verlässlichen sozialen und ökonomischen Sicherheit, welche die staatsso
zialistische Wohlfahrtsgesellschaft zu bieten hatte, kam an allen Fronten 
(Arbeitsmarkt, Alterssicherung, Gesundheitswesen usw.) ins Wanken. Das 
durchschnittliche Einkommen sank, und gleichzeitig spreizte sich die Ein
kommensverteilung zwischen Verlierern und Gewinnern der Transforma
tion.

Die Ökonomien der acht neuen Mitgliedstaaten, die 2004 beitraten 
(EU-8), wuchsen zwar wesentlich schneller (nämlich um durchschnittlich 
4,7 Prozent 2003) als die Ökonomien der alten EU-15 (1,1 Prozent). Aber



sie wuchsen von einer sehr viel niedrigeren Ausgangsposition aus: Polen z. 
B. erzeugte 2004 nur 48 Prozent des durchschnittlichen Pro-Kopf-Pro- 
dukts der EU-25. Daraus ergibt sich, dass eine Angleichung der Einkom
mens- und wirtschaftlichen Lebens Verhältnisse zwischen neuen und alten 
Mitgliedsstaaten erst in relativ ferner Zukunft gelingen kann.

Rechnet man etwa mit den optimistischen Annahmen, dass das Wirt
schaftswachstum in MOE kontinuierlich 3,5 Prozent, in den »reifen« 
Ökonomien der EU-15 dagegen »nur« 1,5 Prozent betragen wird, dann 
ergibt sich, dass selbst im Jahr 2030 erst zwei der neuen Mitgliedstaaten 
(nämlich die Tschechische Republik und Slowenien) den dann geltenden 
Durchschnitt des westeuropäischen Pro-Kopf-Produkts erreicht und so
gar leicht überboten haben werden, während alle übrigen MOE-Mitglieder 
wirtschaftlich noch (z. T. weit) hinterherhinken werden. Solche ernüch
ternden Modellrechnungen sind nicht nur für die Entwicklung der durch
schnittlichen Primäreinkommen, sondern auch für die Entwicklung von 
Sozialpolitik und sozialer Sicherheit aussagekräftig. Die postkommunisti
schen Ländern bilden nämlich keine Ausnahme von einer der allgemein
gültigsten Regeln der Ökonomie von Wohlfahrtsstaaten. Sie lautet, dass 
der Anteil des Sozialprodukts, der für Sozialleistungen aller Art ausgegeben 
wird, mit der Höhe des Sozialprodukts selbst wächst. Während dieser 
Anteil in den baltischen Staaten unter 15 Prozent lag und auch in der 
Tschechischen Republik und in der Slowakei nur knapp über 19 Prozent, 
gaben die EU-15 im Durchschnitt 28 Prozent ihres Inlandproduktes für 
Sozialleistungen aus.

Die massenhafte und schockartige Erfahrung, welche die Bürger nach 
dem Zusammenbruch des Staatssozialismus mit den Kontingenzen einer 
plötzlich entstandenen und weitgehend unterregulierten kapitalistischen 
Marktwirtschaft machten, dazu die Erfahrung ihrer eigenen politisch-or
ganisatorischen Wehrlosigkeit führten seinerzeit viele wissenschaftliche 
und politische Beobachter zu der Erwartung, dass die postsozialistischen 
Gesellschaften zur Szene militant ausgetragener Verteilungskonflikte wer
den würden. Heute dagegen beschäftigen sich einschlägig interessierte 
Sozialforscher2 eher mit dem entgegengesetzten Problem: Wie kann man 
sich erklären, dass die Mitte der 90er Jahre noch übereinstimmend und 
mit beträchtlicher Plausibilität aufgestellten Konfliktprognosen sich in 
der weiteren Entwicklung nicht bewahrheitet haben (wenn wir von 
wenigen spektakulären Ausnahmen wie dem Taxistreik in Budapest (1990)
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und der gewalttätigen Bergarbeiter-Revolte in Bukarest (1999) einmal ab
sehen)?

Eine Antwort, die ich mit den folgenden Überlegungen skizzieren 
möchte, setzt den Fokus auf die neu entstandenen bzw. gründlich umge
bauten Wohlfahrtsstaaten der zehn mittel- und osteuropäischen Beitritts
länder (EU-10). Den Leistungen und strategischen Funktionen der trans
formationsbegleitenden Sozialpolitiken und -reformen ist es offenbar 
zuzurechnen, dass die nach dem Zusammenbruch des alten Regimes ange
häuften Konfliktenergien nicht einer militanten und explosiven (in der 
Mitte der 90er Jahre befürchteten, z. T. aber auch durchaus erhofften) 
Weise zum Ausbruch gekommen sind. Statt dessen gelang es relativ zügig, 
ein sozialpolitisches Regime organisierter Solidarität einzurichten, dessen 
Funktionieren seinerseits zum Erfolg der heute weit fortgeschrittenen 
demokratischen Konsolidierung der postkommunistischen Staaten und 
Gesellschaften in MOE beigetragen haben dürfte. Mit der Erzählung 
dieser Erfolgsgeschichte soll freilich weder die Eventualität ausgeschlos
sen werden, dass die neuen wohlfahrtsstaatlichen Regime der Region in 
ihrer Solidaritäts- und Befriedungsfunktion manifest versagen; noch die 
andere und keineswegs aus der Luft gegriffenen Eventualität, dass sich die 
sozialökonomischen Frustrationen, die aus der Erfahrung des Transfor
mationsprozesses akkumulierten Enttäuschungen, als frei flottierende 
»strukturlose Wut« (David Ost) ökonomisch marginalisierter Bevölke
rungsteile anderen als »rationalen« verteilungspolitischen Zielen zu
wenden.

Die Versuchung liegt nahe, die sozialökonomische Entwicklung der 
postsowjetischen und staatssozialistischen Gesellschaften insgesamt als ein 
natürliches Experiment zu betrachten, in dem eine Experimentalgruppe 
(die EU-10 plus das Wirtschaftsgebiet der ehemaligen DDR) einer Kon
trollgruppe (Russland, Weißrussland, Moldawien, Ukraine) gegenüber
steht. Die erste Gruppe wurde schon früh (zwischen 1991 und 1993) durch 
eine Reihe von Assoziierungsabkommen an die Perspektive einer EU-Mit- 
gliedschaft herangeführt, was für die Mitglieder der Kontrollgruppe nicht 
galt. Zudem wurden nur die postkommunistischen Staaten in MOE, nicht 
aber die der osteuropäischen Kontrollgruppe, in ein Bedingungsgefüge 
(»Konditionalität«, »Kopenhagen-Kriterien«: Demokratie, Marktwirt
schaft, adäquate Kapazität zur Durchführung des europäischen Rechts) 
eingespannt, das den Weg ihrer gesetzgeberischen, politischen, Wirtschaft
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liehen und auch sozialpolitischen Entwicklung vorzeichnen sollte und 
tatsächlich deren Entwicklung in hohem Maße »von außen« gelenkt ha
ben dürfte. Hinzu kommt die extensiv betriebene Praxis der freiwilligen 
Nachbildung und Übernahme westlicher institutioneller Vorbilder (»vo- 
luntary emulation«). Als Folge dieser externen Einwirkung (der aktiven 
wie der nur passiven) waren in den so begünstigten Ländern Erfolge der 
»Normalisierung« zu registrieren, die vom Profil der Kontrollgruppe 
hinsichtlich Wachstum, Beschäftigung, Rechtsstaatlichkeit und politische 
Stabilität seit 1990 immer markanter abwichen. Diese vergleichsweise gün
stige Entwicklung der »Experimentalgruppe« wurde des weiteren durch 
westliche Direktinvestitionen und handelspolitische Präferenzen sowie 
durch beitrittsvorbereitende Transferleistungen und Entwicklungsprojek
te der EU positiv beeinflusst. Wie immer man die entwicklungsbestim
mende Bedeutung solcher externer Einwirkung und Programmierung be
urteilen mag -  fest steht, dass es sich um Wirkungen handelt, die sich in 
einem Zeitfenster abgespielt haben; dieses hat sich (wenn wir hier von den 
deutschen Neuen Bundesländern absehen) am 1. Mai 2004 bzw. am 1. 
Januar 2007 so gut wie definitiv geschlossen.

Gegen eine solche Betrachtungsweise, die postkommunistische Ent
wicklungen als natürliches Experiment begreift und die in den neuen 
Mitgliedstaaten bisweilen und verständlicherweise als Ausdruck westli
cher Arroganz aufgefasst wird, sind gewichtige Argumente anzuführen. 
Zum einen gehörte der breite, als Folge des zweiten Weltkrieges hinzuge
wonnene »westliche Rand« des sowjetischen Imperiums (und dazu gehö
ren auch die baltischen Staaten) immer schon zu den industriell am weite
sten entwickelten Teilen der staatssozialistischen Welt. Einige dieser 
Staaten verfügen zudem aus der Zwischenkriegszeit über eine eigene, mehr 
oder weniger demokratische Phase ihrer Geschichte; zu diesen »reaktivier
baren« Vorbildern aus der eigenen nationalen Vergangenheit gehört in 
einigen Ländern auch die schon aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg 
stammende Tradition eines ausgeprägt »Bismarckschen« (berufsständisch 
gegliederten und beitragsfinanzierten) Systems der sozialen Sicherung. 
Das Denkmodell des natürlichen Experiments scheitert zudem gerade in 
wirtschaftlicher Hinsicht daran, dass postkommunistische Ökonomien 
durch externe Direktinvestitionen keineswegs zuverlässig auf den Pfad 
robuster Prosperität und demokratischer Konsolidierung gelenkt werden 
können. Wäre dem so, dann müssten in der Post-DDR statt der tatsächlich
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niedrigsten Wachstumsraten unter allen EU-10-Vergleichsländern längst 
die von Kanzler Kohl avisierten »blühenden Landschaften« Wirklichkeit 
geworden und im übrigen die Praxis der liberalen Demokratie in ihnen fest 
verwurzelt sein; denn schließlich haben die neuen Bundesländer seit 1990 
pro Einwohner mehr Investitionsmittel, konsumtive Transferleistungen 
und externe Weichenstellungen ihres politischen und rechtlichen Lebens 
erfahren, als dies bei irgendeinem anderen postkommunistischen Land der 
Fall war oder auch nur entfernt vorstellbar wäre.

So empfiehlt es sich wohl, von dem Denkmodell eines von Brüssel 
initiierten Experiments abzulassen und in den neuen Beitrittsländern selbst 
nach Erklärungsfaktoren für die bisher weithin erfolgreiche Bewältigung 
potentieller Transformationskonflikte zu suchen. Fragen wir nach pro
grammatischen Vorstellungen politischer Eliten zu Anfang der 90er Jahre, 
so lassen sich drei Positionen unterscheiden.3 Frühe Proklamationen einer 
»freien« im pointierten Gegensatz zu einer »sozialen« Marktwirtschaft -  
besonders prominent vertreten vom ersten postkommunistischen Finanz
minister Leszek Balcerowicz (1989-1991) in Polen und von Premiermini
ster Vaclav Klaus (1992-1997) in der Tschechischen Republik -  erwiesen 
sich mit ihrer Bezugnahme auf die Vorbilder von Thatcher und Reagan und 
deren Sozial- und Wirtschaftspolitik als weitgehend rhetorisch, jedenfalls 
definitiv nicht entwicklungsbestimmend, weil politisch völlig undurch
setzbar; dies trotz des Beifalls, den derartige Pläne für einen eher minima
listischen Wohlfahrtsstaat bei Weltbank und Internationalem Währungs
fonds seinerzeit fanden. Polar entgegengesetzt, aber nicht weniger 
unrealistisch war die traditionsbefangene Vorstellung, das staatssozialisti
sche Modell eines zentralistischen und universalistischen Wohlfahrtsstaa
tes ließe sich in seinen wichtigsten Bestandteilen einfach fortschreiben. 
Nachdem weder die eine noch die andere dieser beiden »reinen Lehren« 
irgendwelche Aussichten hatte, führte die von der Realität gleichsam auf
genötigte Subtraktionsübung zu Lösungen, die sich von Land zu Land und 
von einem zum anderen sozialpolitischen Reformbereich unterscheiden, 
gemeinsam aber das Merkmal einer pragmatisch und ad hoc vorgenommenen 
Mischung von Notlösungen oder Bricolagen hatten, hinter denen kein inte
grierendes sozialpolitisches »Modell« als Gestaltungsprinzip zu erkennen ist; 
häufig handelt es sich um den selektiven Nachbau relativ zufällig gewählter 
westeuropäischer Vorbilder sowie die Wiederbelebung vor-sozialistischer 
institutioneller Muster aus der eigenen Geschichte der Länder.



Die Bismarcksche Sozialversicherung und ihre Adaptation im Staatsso
zialismus haben das Merkmal gemeinsam, dass die sozialen Versicherun
gen (v. a. die Rentenversicherung) durch Pflichtbeiträge von Arbeitneh
mern und Arbeitgebern finanziert und die Ansprüche der Versicherten im 
Umlageverfahren bedient werden. Diese Konstruktion bringt es mit sich, 
dass die auf einer (politisch relativ schwer »nach unten« veränderbaren) 
Rentenformel beruhenden und in vielen Fällen ohnehin äußerst dürftigen 
Ansprüche der Versicherten (sog. »defined benefits«) dann, wenn wegen 
demographischer Verschiebungen und/oder Beschäftigungskrisen Anpas
sungen der Sozialversicherungshaushalte erforderlich werden, diese nur 
durch Erhöhung der Beiträge (und eben nicht durch Senkung »versproche
ner« Leistungsansprüche!) zu realisieren sind. Diese Art der Anpassung 
führt jedoch zu der (auch im Westen wohlbekannten) Spirale, dass gestei
gerte Lohnnebenkosten sich negativ auf die Nachfrage nach Arbeitskräf
ten auswirken. Das nahe liegende Umsteigen auf eine Steuer- statt beitrags
finanzierte Sozialversicherung scheint dabei durch vielfach vollzogene und 
durchaus radikale Senkungen der Steuersätze erschwert zu sein; diese 
Steuersenkung dient nach Absicht und z. T. auch im Ergebnis dem Wett
bewerb um Investoren. Infolgedessen bleibt es bei sozialversicherungsbe
dingten Lohnnebenkosten, die in Polen stattliche 47 Prozent und in der 
Slowakei sogar mehr als 50 Prozent ausmachen. Zudem dürfte der Anreiz
effekt niedriger Steuern (»flat rate«) für Investoren und Arbeitgeber da
durch gedämpft werden, dass diese durchweg weit z/^erparitätische Anteile 
an den Beiträgen zur Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung zu 
entrichten haben.

Es kommt hinzu, dass die verführerische Notlösung, auf die einige 
westeuropäische Länder angesichts ihrer Arbeitsmarktkrisen verfallen 
sind, in den Fällen der MOE-Region praktisch ausfiel: nämlich die Sen
kung der Lebensarbeitszeit durch diverse Praktiken der Frühverrentung, 
die heute weithin als eine rentenökonomische Zeitbombe kritisiert wird. 
Dieser (scheinbare) Ausweg kam deshalb nicht ernsthaft in Betracht, weil 
eine aus der staatssozialistischen Vergangenheit übernommene und in den 
MOE-8-Ländern erst in jüngster Zeit (zögerlich) revidierte Regel eine 
bereits sehr niedrige Altergrenze festschreibt; sie lag für Männer überwie
gend bei 60, für Frauen bei nur 55 Jahren. Insofern bestand in diesen 
Ländern für die arbeitsmarkt-entlastende Senkung des gesetzlichen Ren
tenalters schlicht kein Spielraum; es gab ihn allenfalls im Felde der Be
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ruf sunfähigkeits-Renten, die vor allem in Ungarn mit forcierter Großzü
gigkeit zugestanden wurden, so dass dort die Zahl der Empfänger dieser 
Kategorie von Renten zwischen 1989 und 1996 um 50 Prozent wuchs und 
damit einen Teil der Arbeitslosigkeit zu verdecken half.

Postkommunistische Ökonomien leiden in noch höherem Maße an 
einem Defekt, der aus anderen Ursachen auch westliche Ökonomien plagt: 
Sie sind offenbar nicht in der Lage, den beschäftigungsuchenden Teil ihrer 
Arbeitskraft in annähernd vollem Umfang und zu akzeptierten Lohnsät
zen über den Arbeitsmarkt wirtschaftlich und sozial zu integrieren. Für 
diesen Strukturdefekt hat sich in den MOE-Ökonomien eine weitere (und 
ebenfalls höchst ambivalente) Notlösung durchgesetzt, die im westeuro
päischen Wohlfahrtskapitalismus eine z. T. nicht unbedeutende, aber doch 
erheblich geringere Rolle spielt: die Schattenwirtschaft. Mit diesem Begriff 
werden alle marktbewerteten (mithin zu Geldeinkommen führenden) Tä
tigkeiten bezeichnet, bei der sich Verkäufer und Käufer von Gütern und 
Diensten der amtlichen Erfassung entziehen und so die Zahlung von 
Steuern und Sozialbeiträgen vermeiden können. Aus ökonomischer Sicht 
handelt es sich bei der Schattenökonomie um ein klassisches Kollektivgut
problem, bei dem sich individuelle Interessen (Einkommen auf der Ange
botsseite, Preisvorteile auf der Nachfrageseite) mit kollektiven Interessen 
an der Abschöpfung von Steuern und Sozialbeiträgen diametral gegen
überstehen. In dieser Situation gibt es zudem eine Dynamik der Selbststei
gerung (»Teufelskreis«): Wenn die verminderte Steuer- bzw. BeitragsAzszs 
durch Steigerung der Steuer- bzw. Beitragssätze (oder auch die Senkung 
der Leistungsansprüche der Rentner) kompensiert wird, dann erhöht sich 
für die beteiligten Akteure nur der Anreiz, sich in der Schattenökonomie 
zu engagieren. An diesem Problem laborieren die Ökonomien in MOE in 
ausgeprägter Weise. Der Anteil der Schattenökonomie, ausgedrückt als 
Prozentsatz der offiziellen Ökonomie, erreicht Spitzenwerte von 40,1 
Prozent (Estland) oder sogar 41,3 Prozent (Lettland), während er im 
Durchschnitt westlicher OECD-Ökonomien auf etwa die Hälfte dieser 
Werte geschätzt wird und in Deutschland bei 16,8 Prozent liegt. Zur 
Erklärung der großen Bedeutung der Schattenwirtschaft in den MOE- 
Ökonomien mag der Verweis auf die Tatsachen beitragen, dass inoffizielles 
Wirtschaften in manchen Ländern bereits unter dem staatssozialistischen 
Regime eine bedeutende Rolle spielte; dass hohe Arbeitslosigkeit und 
dürftige Lohnersatzleistungen ein hohes Potential und erhebliche Anreize



für inoffizielle Beschäftigung erzeugen; und dass die administrative Fähig
keit und/oder Bereitschaft, repressiv gegen Schwarzarbeit vorzugehen, 
unentwickelt ist.

Pieter Vanhuysse vertritt in diesem Zusammenhang die ebenso plausible 
wie letztlich schwer beweisbare These, dass die lohnarbeitszentrierten und 
beitragsfinanzierten sozialen Sicherungssysteme der postkommunisti
schen Gesellschaften nicht nur im Ergebnis die Lebenslagen und -interes
sen der »TransformationsVerlierer« fragmentieren, insofern sich nunmehr 
reguläre Rentner, beschäftigte Arbeitnehmer, Arbeitslose und Erwerbsun
fähige als relativ scharf geschiedene arbeits- und sozialrechtliche Kategori
en gegenüberstehen; er behauptet darüber hinaus, dass diese Fragmentie
rung in der strategischen Absicht verantwortlicher politische Eliten gelegen 
habe, die auf diese Weise (erfolgreich) bemüht waren, das im Transforma
tionsprozess aufgehäufte Konfliktpotential zu zerstreuen und damit zu 
entschärfen.4 Diese Interpretation würde zumindest helfen, das oben be
nannte Rätsel zu entschlüsseln, dass in der Region bisher trotz eines 
objektiv gegebenen Konfliktpotezztz^/s relativ wenig verteilungspolitisches 
KonfliktZz^We/zz zu beobachten war.

Einer solchen Interpretation geben auch Beobachtungen Nahrung, die 
sich auf die Neugestaltung des vormals zentralstaatlich kontrollierten Ge
sundheitswesens in den postsozialistischen Ländern beziehen; in ihm gal
ten gesundheitsbezogene Dienstleistungen als ein universalistisches Bür
gerrecht, das allerdings in der Praxis häufig nur mit Hilfe materieller 
Dankbarkeitsbekundungen der Patienten gegenüber dem medizinischen 
Personal realisiert werden konnte und auch durch Versorgungs-Privilegien 
relativiert war. Angesichts dieser Erbschaft waren die postkommunisti
schen Eliten übereinstimmend und energisch bemüht, sowohl die Finan- 
zierungs- wie die organisatorische Versorgungsverantwortung für das Ge
sundheitswesen abzuschütteln und beide Teile ihrer vormaligen 
Zuständigkeit auf dezentrale Träger und staatsferne Akteure zu verteilen 
und teilweise vollends zu privatisieren. Die gewählten Maßnahmen und Stra
tegien erlauben die Interpretation, dass es dabei nicht nur um eine Steigerung 
der Effizienz ging, sondern ganz wesentlich auch um das Interesse nationaler 
politischer Eliten, in ihrer Eigenschaft als potentielle Konfliktgegner eine 
Konfrontation mit den Ärzten und/oder Patienten zu vermeiden.

Was die Finanzierung gesundheitlicher Dienstleistungen angeht, so 
wurden schon früh (1992 bis 1994, nur in Polen erst 1999) von Land zu
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Land unterschiedliche Lösungen gefunden, die jeweils in einer komplexen 
Mischung von Steuer-, »Bismarckscher« Pflichtbeitrags- und »marktwirt
schaftlicher« Gebührenfinanzierung bestehen. Die Orientierung an und 
selektive Übernahme von westlichen Vorbildern spielte auch bei der Reor
ganisation der Angebotsstrukturen für gesundheitliche Dienstleistungen 
eine Rolle, wobei es -  auch zum Zweck der Förderung eines effizienzstei
gernden Anbieter-Wettbewerbs -  zu Mischungen zwischen Privatisie
rung und Kommunalisierung der Leistungsanbieter kam -  in beiden Fäl
len also dazu, dass das Angebot aus der zentralstaatlichen Zuständigkeit 
heraus gelöst wurde und außerhalb staatlicher Verantwortung partiell still
gelegt werden konnte.

Das oben erwähnte »Gesetz wachsender Sozialausgaben« behält auch 
für den Gesundheitsbereich in ausgeprägter Weise Geltung: Die Anteile 
der Gesundheitsausgaben am Bruttoinlandsprodukt liegen in den neuen 
Mitgliedstaaten in MOE um knapp die Hälfte niedriger als der entspre
chende Durchschnittswert der EU-15. Sofern diese beachtliche Differenz 
auf dem billigeren Angebot qualitativ gleichwertiger Leistungen beruht, 
könnten sich im Zusammenhang mit der Dienstleistungsfreiheit der EU 
aus diesem Kostengefälle u. U. interessante Wanderungsanreize für Patien
ten aus den alten Mitgliedstaaten ergeben.

Kurz noch zu einigen Aspekten der Armutspolitik in MOE -  also zu 
einem Feld der Sozialpolitik, das im Staatssozialismus als solches gar nicht 
institutionalisiert war. Im Zuge tiefer Transformationskrisen, die zu Be
ginn der 90er Jahre einsetzten, führten Arbeitslosigkeit und hohe Inflati
onsraten dazu, dass Armut ein Massenphänomen wurde -  dies auch des
wegen, weil die vormals in den staatlichen Unternehmen institutio
nalisierten sozialen Dienste und Hilfen weithin ersatzlos gestrichen wur
den. Probleme der Einkommensarmut und Marginalisierung wurden po
tenziert durch die nach dem Regimewechsel verschärft zutage tretende 
Diskriminierung von Frauen, vor allem aber durch Diskriminierung der 
ethnischen Minorität der Roma und Sinti. Diese Bevölkerungsgruppe 
macht z. B. in Ungarn ca. 6 Prozent der Wohnbevölkerung aus, aber ein 
Drittel aller Langzeitarbeitslosen. Mit der Ausnahme der Tschechischen 
Republik und Sloweniens wurden Fragen der Armuts- und Sozialhilfepo
litik jedoch während der 90er Jahre weitgehend als nachrangige Angelegen
heiten behandelt; Aufmerksamkeit erlangten sie wesentlich auf dem Um
weg über Untersuchungen und Dokumentationen supranationaler



Organisationen wie der Weltbank und der ILO. Es ist wohl das Gebiet der 
armutsbezogenen Sozialpolitik -  in der Terminologie der EU: des 
Kampfes gegen Exklusion -  bei dem die von »Brüssel« gesetzte Kondi- 
tionalität wichtigere Impulse für die politische Entwicklung der postsozia
listischen Staaten ausgelöst hat als für irgendeines der anderen sozialpoli
tischen Felder.

Dieser Befund wirft umgekehrt kein günstiges Licht auf das Niveau 
sozio-kultureller Solidarität (verstanden als die sozial normierte Pflicht, 
den Rechten und Nöten von Mitbürgern zumindest nicht indifferent zu 
begegnen), das in den staatssozialistischen Gesellschaften vorherrschte. Es 
ist gut belegt, dass in diesen Gesellschaften zivilgesellschaftliche Tugenden 
wie die eines aktiven, vertrauensvollen und verantwortlichen Assoziati
onsverhaltens wenig entwickelt und teils durch die repressive Kontrolle 
des Staatsapparates, teils durch die autoritär-paternalistische Alleinzustän
digkeit staatlicher Organe nachhaltig entmutigt worden sind. Insofern 
ergeben sich Anhaltspunkte für die Vermutung, dass sozialethische N or
men der Solidarität unter der Herrschaft staatssozialistischer Institutionen 
nicht weniger (wenn auch auf ganz andere Weise) Schaden genommen 
haben als dies unter dem Einfluss von Postmodernismus, Individualisie
rung und Fiskalkrisen im Westen der Fall war.
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Janos Matyas Kovacs 
WORTE ZU SCHWERTERN 

Wie in Ostmitteleuropa Wohlfahrtsreformen 
gezimmert werden

Kriegerische Metaphern sind nicht nach meinem Geschmack. Ich fürchte 
indessen, dass selbst noch der friedfertigste Beobachter der Wohlfahrtsre
formen1 im nachkommunistischen Ostmitteleuropa nicht ohne sie aus
kommt. Die Hauptakteure der Reformen ebenso wie die Medien reden 
ständig von Offensiven und Rückzügen, von Grabenkämpfen und Waf
fenstillständen, von Fronten und Hauptquartieren, und diese Begriffe fin
den oft umstandslos Eingang in wissenschaftliche Analysen. Schon ein 
oberflächlicher Blick auf die Titelseiten der Zeitungen in meinem Land, 
Ungarn, genügt, und man wird von kriegerischen Ausdrücken überhäuft. 
Erst vor ein paar Monaten holte die Regierungskoalition von Sozialisten 
und Liberalen tief Luft und stürzte sich in eine radikale Reform des 
Gesundheitswesens. Prompt spricht die Regierung von einem lange erwar
teten Durchbruch in einer umfassenden Kampagne gegen die letzte Bastion 
der Planwirtschaft; die nationalkonservative Opposition hingegen be
zeichnet das Vorhaben der Koalition, die Eigenbeteiligung der Patienten 
auszuweiten, die öffentliche Gesundheitsversorgung zu rationalisieren 
und die Krankenversicherung teilweise zu privatisieren, als einen neolibe
ralen »Blitzkrieg«, der unter Einsatz grober Desinformation und mit dilet
tantischer Logistik geführt wurde.

Es ist bemerkenswert, dass einem heute ganz ähnliche »Krieger« auf den 
gleichen »Schlachtfeldern« begegnen, wenn man sich durch deutsche Fern
sehkanäle zappt. Auf der einen Seite der »Front« erlebt man Arzte, Pflege
personal und Apotheker, die »entrüstet« auf die Straße gehen, weil sie den 
Niedergang der Volksgesundheit befürchten. Auf der anderen Seite sitzen 
nüchterne Staatsdiener in ihren Büros und behaupten, sich nicht minder 
um die Gesundheit der Volkswirtschaft zu bekümmern. Auch die Sozial
wissenschaften scheinen in zwei Lager gespalten: Während zu den Fahnen 
der Protestierenden »warmherzige« Soziologen eilen, schlagen sich die 
»kaltherzigen« Ökonomen mit Vorliebe auf die Seite der Staatsdiener.2



43

Offenbar ist die postkommunistische Transformation in Osteuropa 
noch nicht abgeschlossen, sie hat in den letzten Jahren lediglich etwas an 
Fahrt verloren und vollzieht sich gegenwärtig parallel zum Umbau der 
westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten. Vielleicht ist diese Verlangsamung 
aber auch nichts anderes als ein Trugbild: Im »neuen Europa« sind nämlich 
viele wichtige Ziele der Abwicklung des Kommunismus bereits erreicht (es 
bleibt also nicht viel zu transformieren), während das »alte Europa« be
gonnen hat, seine eigene Verjüngung zu beschleunigen. Tatsächlich ist die 
Avantgarde des »neuen Europa«, die in den 90er Jahren mutige Schritte zur 
Liberalisierung des Arbeitsmarktes, zum Umbau der sozialen Sicherung 
und zur Privatisierung der Rentenversicherung unternahm, nicht in Untä
tigkeit verfallen. Außer einer Reihe von Maßnahmen zur Liberalisierung 
des Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs (die sog. 
»vier Freiheiten«) zwecks Erlangung der EU-Mitgliedschaft führen sie 
eine Flat Tax ein und unternehmen heute beträchtliche Anstrengungen, die 
langwährenden Staatsmonopole im Gesundheitswesen zu brechen.

Ungarn ist keine Ausnahme von dieser Regel. Aber gibt es überhaupt 
eine gesamteuropäische Regel? Haben nicht Globalisierungskräfte 
und/oder europäische Integration die beiden früheren Hälften Europas bei 
der Entwicklung von Wohlfahrtsregimen zunehmend einander angegli
chen? Oder nähern sich die postkommunistischen Länder auf ihrem Weg 
nach Europa nicht vielmehr den USA (und noch dazu schneller als dies die 
alten Mitgliedsstaaten der EU tun), um ein Paradoxon aufzugreifen, das ich 
an früherer Stelle erörtert habe?3 Meine erste Untersuchung war eine 
minutiöse Analyse der herrschenden Wohlfahrtsdiskurse in Osteuropa, 
während die vorliegende -  eher essayistische -  Betrachtung diese Dis
kurse in den Kontext der in den letzten anderthalb Jahrzehnten durchge
führten Reformen stellt. Schlicht gesagt, interessiert mich hier, wie in der 
politischen Ökonomie der Region Worte zu Schwertern werden. Führt 
eine kriegerische Sprache wirklich zu radikalem Handeln? Lassen sich mit 
scharfen Worten auch scharfe Klingen schmieden?

Mein Augenmerk bleibt dabei im Wesentlichen auf Osteuropa, genauer, 
auf Ostmitteleuropa gerichtet. Ähnlichkeiten zu Westeuropa nachzuspü
ren erschiene mir vernünftig, sofern sich zwischen den Ländern Ostmittel
europas ein beträchtliches Maß an Harmonie bei den Wohlfahrtsreformen 
insgesamt oder auch nur in einzelnen Bereichen erkennen ließe. Gegen
wärtig kann ich eine solche Harmonie indessen nicht ausmachen (und
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selbst wenn es sie gäbe, müsste ein Vergleich wohl an der Unterschiedlich
keit der nationalen Wohlfahrtsmodelle Westeuropas scheitern.)

Ich will zunächst die Ergebnisse meiner ersten Untersuchung über die 
diskursiven Komponenten der Sozialstaatsreformen Osteuropas wieder
aufnehmen,4 um dann im Rückgriff auf eine unveröffentlichte Studie des 
Instituts für die Wissenschaften vom Menschen, Wien, über die Transfor
mation der Sozialpolitik seit 1989 in Polen, der Tschechischen Republik 
und Ungarn5 Fragen über das tatsächliche Schicksal der Reformen aufzu
werfen und die geneigten Leser schließlich im Geiste »kreativer Ungewiss
heit« zu entlassen.

I. Die Worte: Wohlfahrtsdiskurse nach dem Kommunismus

Nach den Revolutionen von 1989 entfaltete sich in den Ländern Ostmit
teleuropas eine kakophonische Diskussion über alle möglichen Themen 
der Sozialpolitik, von hochtrabenden Konzeptionen des Gemeinwohls bis 
hin zur Einrichtung von Obdachlosenunterkünften. Die Beobachter 
glaubten, in diesem Getöse zwei Gruppen von Wissenschaftlern und Poli
tikern unterscheiden zu können, die für die Zukunft des »frühgeborenen 
Wohlfahrtstaats des Kommunismus« (Janos Kornai) ganz entgegengesetzte 
Entwürfe vertraten. Auf der einen Seite erkannte man voreilig nostalgische 
Kommunisten, auf der anderen neu bekehrte Orthodoxe des freien Marktes, 
die beide die Metapher von der Frühgeburt nach ihren jeweiligen Leitbildern 
ausdeuteten. Während sich Erstere mühten, das Frühchen im Brutkasten 
aufzupäppeln, obwohl es schon verschieden war, sprachen sich Letztere für 
aktive Sterbehilfe aus, selbst wenn sich der Säugling noch hätte retten lassen.

Zwischen diesen beiden Extremen gab und gibt es in der herrschenden 
Elite der Region jedoch eine überwältigende Mehrheit von Sozialwissen
schaftlern und Politikern verschiedener Weltanschauung, die verzweifelt 
nach einer akzeptablen Kombination zwischen diesen beiden Ansätzen 
(oder jenseits davon) sucht. Im Folgenden konzentriere ich mich auf drei 
rivalisierende Diskurse, welche die Fragen »Was ist geschehen?« und »Was 
sollen wir tun?« unterschiedlich beantworten.

»Sprung ins Ungewisse«
Dieses Narrativ beklagt, dass die Sozialleistungen in Ostmitteleuropa 
durch die Aufgabe des universalistischen Prinzips der Grundversorgung
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für alle zugunsten gezielter Transfers, durch Senkung der Qualitätsstan
dards der Leistungen, durch Einführung privater Versicherungssysteme 
oder einfach durch inflationäre Abschmelzung des Realwerts der staatli
chen Transfers seit 1989 drastisch reduziert wurden. Mit der Privatisierung 
von Staatsbetrieben verschwand beinahe über Nacht eine große Anzahl 
von Krankenhäusern, Kindergärten, Ferienheimen usw. Die verbleiben
den sozialen Dienstleistungen verteuerten sich durch Stützung oder Strei
chung staatlicher Zuschüsse, die Einführung von Eigenbeteiligungsmodel
len und die Besteuerung bestimmter Transfers.

Das Ergebnis ist eine Art »liberaler« oder »residualer« Wohlfahrtsstaat, 
wie ihn Gösta Esping-Andersen oder Richard Titmuss beschrieben haben. 
Der Kommunismus hinterließ ein »Service heavy - transfer light welfare 
System«, dessen Leistungen erheblich beschnitten wurden, ohne die staat
lichen Transfers proportional zu erhöhen. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
hatten die Kommunisten das Erbe sozialer Sicherungssysteme Bismarck
scher Prägung angetreten, die sie erweiterten und vertieften, wobei sie ihre 
etatistisch-hierarchischen Komponenten stärkten. Als der Kommunismus 
zusammenbrach, wurde das Kind mit dem Bade ausgeschüttet: Statt sich 
auf das skandinavische Modell oder wenigstens eine soziale Marktwirt
schaft deutscher Prägung zuzubewegen, wurden die Grundpfeiler der 
staatlich finanzierten und bereitgestellten Sozialleistungen in Frage ge
stellt.

Nach 1989 sah ein Gutteil der führenden Ökonomen in der Wohlfahrt 
den Hauptgrund für überhöhte Staatsausgaben. Sie nutzten die Sparpolitik 
als Zwangsmittel, um die Bürger zum Prinzip der Eigenverantwortung zu 
»erziehen« -  zu kurzfristigen Einsparungen (z.B. beim Arzneimittelver
brauch) und zu langfristiger Eigenplanung (z.B. private Altersvorsorge). 
Diese Erziehungsstrategie bediente sich geschickt der Tatsache, dass die 
Ideale der Gleichheit und Solidarität sowie staatliche Intervention im 
Allgemeinen durch den Kommunismus diskreditiert waren. Die scheinbar 
neutrale Rhetorik wirtschaftlicher Stabilisierung nach Maßgabe des Wa
shingtoner Konsenses, der sich die »Erzieher« und ihre westlichen Ratge
ber befleißigten, verschleierte aber nur die angestammten Interessen be
stimmter Lobbys, schiere Ideologie und Mangel an Erfahrung.

Außer dem Universalismus und kostenfreien Leistungen wurden auch 
verbürgte soziale Rechte (wie das Recht auf Arbeit) auf gegeben. Jene 
Bereiche der sozialen Sphäre, aus denen sich der Staat zurückgezogen hat,
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wurden nicht von privaten (gemeinnützigen oder gewinnorientierten) Ak
teuren besetzt. Die Blüte nichtstaatlicher Wohlfahrtsorganisationen in 
Ostmitteleuropa sollte die Beobachter nicht täuschen: Entweder sie erset
zen die öffentlichen Leistungen nur ungenügend und/oder in geringer 
Qualität, oder aber sie bevorzugen die Reichen; sie dienen dem Zweck der 
Steuerhinterziehung und Erschleichung staatlicher Mittel; sie sind exorbi
tant teuer, oder -  dies die wahrscheinlichste Möglichkeit -  sie gehen 
rasch wieder ein. Private Gesundheits- und Rentenversicherungen, die 
beiden größten »Innovationen« des neuen, zwingend vorgeschriebenen 
Mischsystems aus privater und öffentlicher Vorsorge in der Region sind 
wahrscheinlich weniger effizient, aber sicherlich ungerechter und risikorei
cher als das frühere System öffentlich finanzierter und verwalteter sozialer 
Sicherheit. Die privatfinanzierte Vorsorge privilegiert die bereits Begün
stigten und verwischt wesentliche Solidaritätsbeziehungen zwischen den 
Generationen und sozialen Schichten. Der entstehende Wohlfahrtsplura
lismus begünstigt zunehmend die Mittelklasse (die tatsächlichen Wähler 
und Steuerzahler), besonders die obere Mittelschicht. Dieser Prozess wird 
durch die Utopie verteidigt, dass Wohlfahrt schließlich wie von selbst von 
oben nach unten zu den Armen durchsickere.

Die Wohlfahrtspolitik degeneriert zur Armenpolitik, wobei eine karge 
Sozialbeihilfe und eine an Arbeit gekoppelte Unterstützung (workfare) zu 
den wichtigsten Instrumenten der sozialen Sicherung werden. Die »wirk
lich Bedürftigen«, die »Unterstützung verdienenden Armen«, müssen sich 
erniedrigenden und kostenintensiven Bedürftigkeitsprüfungen unterzie
hen -  und dürfen auf die ausbleibende Mildtätigkeit der neuen Elite 
warten. In der Zwischenzeit fallen ganze Gruppen (Behinderte, Obdach
lose, Langzeitarbeitslose, etc.) durch das soziale Netz. Neue Formen sozia
ler Ausgrenzung und neues Elend (Kinderarmut, Unterernährung, Prosti
tution etc.) werden vom Staat leichthin toleriert.

Als Folge des allgemeinen sozialen Niedergangs verschlechtern sich die 
meisten sozio-biologischen Indikatoren in Osteuropa dramatisch, von der 
Lebenserwartung bei der Geburt bis hin zur erhöhten Inzidenz von alten 
und neuen Krankheiten. Im Durchschnitt haben die Menschen weniger 
Kinder, werden öfter krank und sterben jünger. Dank des neoliberalen 
Transformationskurses hat die Region insgesamt Hunderttausende von 
Menschenleben verloren. Ein Gutteil von ihnen hätte gerettet werden 
können, wenn die Reformer den Mut zu wirklicher sozialer Innovation
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gezeigt hätten, statt amerikanische Wohlfahrtsregime zu imitieren, und das 
noch schlecht. Der Neustart von 1989 hätte den neuen Politikern zum 
Beispiel eine hervorragende Gelegenheit geboten, ein an Staatsbürger
schaft gekoppeltes Grundeinkommen einzuführen.

Was geschehen ist, war tatsächlich ein Sprung ins Ungewisse. Die Regi
on hat sich in Unsicherheit gestürzt und sich den »dunklen Mächten« des 
globalen Kapitalismus, der Diktatur der internationalen Wirtschaftsorga
nisationen preisgeben. Obwohl die Vertreter dieses »Großen Sprungs 
zurück« fest überzeugt sind, dass der Weg über Europa zum idealen Ziel, 
nämlich Nordamerika, führt, werden sie am Ende unweigerlich im südli
chen Teil dieses Kontinents, in den Slums von Rio de Janeiro, ankommen.

»Auf der Stelle treten«
Das zweite Narrativ entspringt der Frustration über das erste. Statt den 
Niedergang des Sozialstaates zu beklagen, sehen die Erzähler dieser Ge
schichte einen Anlass zum Pessimismus nur darin, dass es Ostmitteleuropa 
noch immer nicht gelungen ist, den »kommunistischen Wohlfahrtsstaat« 
abzuschütteln. Die Region tritt ihrer Meinung nach noch immer an der 
Startlinie auf der Stelle. Sie bewegt sich zwar beileibe noch nicht auf 
Lateinamerika zu, könnte dort aber sehr wohl ankommen, wenn sie auf der 
Utopie beharrt, Sozialleistungen ungeachtet der Sachzwänge der postkom
munistischen Wirtschaften auszuschütten.

Auf die geschichtlichen Ursachen kommt es an: Wenn es denn tatsäch
lich einen sozialen Niedergang gibt, so hat er schon vor 1989 begonnen, 
auch wenn er erst danach sichtbar geworden ist. Es ist zudem irreführend, 
von Osteuropa als Ganzem zu sprechen. Verglichen mit vielen »wirklich« 
ost- und südosteuropäischen Ländern des alten kommunistischen Lagers 
ist die »soziale Krise« Ostmitteleuropas relativ mild, weil »neoliberaler 
Radikalismus« nicht nur dazu beigetragen hat, einige Elemente des alten 
Wohlfahrtsstaates zu beseitigen, sondern -  durch die Stabilisierung der 
Wirtschaft und die Ankurbelung des Wachstums -  bis zum Ende der 
90er Jahre wieder höhere soziale Transfers und Dienstleistungen zu er
möglichen. Die Sozialstaatsreformen wurden nicht von »besessenen Mo
netaristen« in die Wege geleitet, sondern von gewöhnlichen Ökonomen, 
die sehr wohl ein »soziales Gewissen« haben, aber eben auch rechnen 
können. Ihr Ziel war es nicht, die Sozialausgaben einzudämmen, sondern 
sie pragmatisch an die Gesamtwirtschaftsleistung anzupassen.
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Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist der angebliche Sozialabbau nichts als 
eine Arbeitshypothese, die auf lückenhaften Statistiken und einer spekula
tiven Mischung aus Alltagsbeobachtungen, Intuition, anekdotischen Bele
gen und dergleichen basiert. Doch besteht die Gefahr, dass aus den düsteren 
Vorhersagen sich selbst bewahrheitende Prophezeiungen werden: Wenn die 
Politiker aus Angst vor sozialen Unruhen darauf eingehen und die Sozialaus
gaben erhöhen, könnte dies die Wirtschaft schließlich destabilisieren und zu 
einem tatsächlichem Sozialabbau führen. Wären sich die Bürger der wirkli
chen Größe der Sozialausgaben bewusst, für die sie selbst in Form von 
Steuern und Sozialbeiträgen aufkommen müssen, würden sie sicherlich für 
die Alternative »niedrigere Steuern, höhere private Vorsorge« optieren.

Hier gilt das Quid, pro quo-Prinzip: Jede Umstrukturierung des Staats
haushaltes zur Erhöhung der Wohlfahrtsausgaben könnte das Wirtschafts
wachstum bremsen, Arbeitslosigkeit verursachen, die Bürger in die infor
melle Wirtschaft abdrängen (wo sie ungeschützt sind), etc. Die Steuerbasis 
künftiger Sozialleistungen würde sich dadurch vermindern. Auf diese Wei
se schadet man leicht jenen, denen man ursprünglich helfen wollte. Warum 
sollte eine Haushaltskrise besser sein als eine soziale? Außerdem führen 
Sozialausgaben in Ostmitteleuropa traditionell dazu, teure, unprofes
sionelle und korrupte Bürokratien im Sattel zu halten. Die Deregulierung 
des Sozialsektors wird nicht von ideologischem Fanatismus diktiert. Wie 
im Falle anderer Bereiche des öffentlichen Sektors darf man die vom 
Kommunismus ererbte staatliche Verwaltung nicht damit betrauen, große 
Wohlfahrtsprogramme durchzuführen, bis sie durch das Fegefeuer markt
wirtschaftlichen Wettbewerbs gegangen ist. Paradoxerweise muss der 
Wohlfahrtsstaat zuerst einmal zurückgestutzt werden, um wieder eine 
effiziente und transparente öffentliche Wohlfahrt schaffen zu können.

Überraschend genug steigerte die Region während der tiefen Rezession 
in der ersten Hälfte der 90er Jahre die öffentlichen Sozialausgaben im 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt, führte eine Reihe von neuen Sozi
alleistungen ein (z.B. in der Arbeitslosenunterstützung oder in der Kinder
betreuung) und schaffte keine der großen Transfers und sozialen Dienst
leistungen aus kommunistischer Zeit ab. Die hohen Kürzungen bei den 
staatlichen Zuschüssen für Grundnahrungsmittel wurden von einer über
raschenden Steigerung der Pensionen und einem weniger überraschenden 
Anstieg der Sozialbeihilfen ausgeglichen. Die realen Ausgaben für das 
Gesundheitssystem änderten sich nicht wesentlich, und die Arzneimittel,
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Mieten, Leistungen öffentlicher Versorger etc. blieben bis vor kurzem 
stark subventioniert. Daher war die Entwicklung in der zweiten Hälfte der 
90er Jahre und den ersten Jahren des neuen Jahrtausends eher von Stagna
tion als einem dramatischen Absinken des Anteils der Sozialausgaben am 
BIP geprägt. Im Laufe der letzten 15 Jahre ist dieser Anteil in Ostmitteleu
ropa zweifellos unter jene der skandinavischen Staaten gefallen, hat aber 
noch nicht das Niveau der weniger entwickelten OECD-Länder erreicht, 
ganz zu schweigen von den vergleichbaren Ländern mittleren Einkom
mens in Asien und Lateinamerika.

Was die soziale Sicherung anbelangt, wurden die Zugangsvoraussetzun
gen für Arbeitslosengeld mit den Jahren erhöht; dasselbe gilt für die 
Sozialhilfe. Trotzdem wäre es übertrieben, von allgemeiner Verarmung zu 
sprechen. Typische Arme oszillieren um die Armutsgrenze (»shallow po- 
verty«). Die soziale Polarisierung ist noch immer weniger ausgeprägt als in 
den egalitärsten OECD-Ländern.

Was die allgemeine freie Sozialversorgung angeht, so werden die Lei
stungen nicht besonders gezielt vergeben, Bedürftigkeitsprüfungen bilden 
die Ausnahme und die Eigenbeteiligung ist im Verhältnis zu den Markt
preisen immer noch minimal. Deswegen bleiben beim Rentensystem, der 
Gesundheitsversorgung und den Familienbeihilfen (von der Ausbildung 
ganz zu schweigen) die Wohlhabenden weiterhin begünstigt. Diese Privi
legierung gründet mindestens so sehr im alten Wohlfahrtsregime wie im 
neuen. Der Prozess der Entstaatlichung der Wohlfahrt hat sich als langwie
rig, partiell und ungleichmäßig erwiesen; die private Rentenversicherung 
wird massiv vom Staat reguliert; der Anteil nichtöffentlicher Leistungsträ
ger und privatwirtschaftlicher Finanzierung im Wohlfahrtssektor als Gan
zem erreicht noch keine kritische Masse.

Kurz, die Wohlfahrtssektoren in Ostmitteleuropa gehören zu den we
nigen Relikten der Planwirtschaft mit all ihren Hauptmerkmalen wie 
Überzentralisierung, Vergeudung, Rationierung, Mangel, Paternalismus, 
Pfründenwirtschaft, Korruption. Unter dem Vorwand des Solidari
tätsprinzips findet eine exzessive Umverteilung statt. Dem Sozialsystem 
fehlt es durchweg an Transparenz, es ist kompliziert und voller Ausnah
men. Dabei stützt es sich auf eine primitive »tax and spend«-Philosophie, 
die Trittbrettfahrer weiterhin begünstigt. In der Folge hat es eigenverant
wortliches Handeln schwer, sich gegen das alte Versorgungsdenken durch
zusetzen, das staatliche Betreuung »von der Wiege bis zur Bahre« erwartet.
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Jene, die ständig von den sozialen Kosten der Transformation sprechen 
(ihren Nutzen aber kaum eines Wortes würdigen) und panische Angst vor 
einer Amerikanisierung haben, können sich entspannt zurücklehnen: In 
Ostmitteleuropa gibt es noch keine residualen Wohlfahrtsstaaten. In der 
Sozialpolitik flirtet die Region vielmehr noch immer mit einem Dritten 
Weg zwischen Kommunismus und Kapitalismus, was ihre Bürger in die 
Dritte Welt führen könnte.

»Sich Durch wursteln«
Das dritte Narrativ ist scheinbar weniger kohärent als die beiden ersten, die 
ich vorgestellt habe. Obwohl es bei diesen Anleihen macht, hält es sich aus 
ihrer fortdauernden Kontroverse heraus. Es präsentiert eine unparteiische, 
nichtnormative sozialgeschichtliche Interpretation der Region und unter
zieht die entstehenden Wohlfahrtsregime einer minutiösen Analyse. Sie 
stützt sich im Wesentlichen auf zwei Pfeiler des evolutionären Pragmatismus:

1. Trägheit der Institutionen und Wandel in kleinen Schritten. Im Gegen
satz zu den eindringlichen Botschaften der beiden ersten Diskurse 
(»Schluss mit dem Wandel!«, »Lasst uns endlich mit dem Wandel begin
nen!«) meinen die Erzähler dieser Geschichte, dass gar nichts Dramatisches 
geschehen ist: Es ist gleichermaßen zwecklos, große Wandlungen zu fürch
ten, wie sie herbeizuwünschen. Was sich tatsächlich ereignet hat, ist jedoch 
eine Vielfalt an »kleinen Transformationen« mit großer Wirkung. Auf 
nationaler wie lokaler Ebene wurde in Ostmitteleuropa eine ganze Reihe 
neuer öffentlicher, privater und zivilgesellschaftlicher Wohlfahrtsinstitu
tionen geschaffen. Gleichzeitig können alte Institutionen, ganz gleich, ob 
sie in Organisationen (Sozialministerien, Gewerkschaften, Krankenhäu
ser) oder in politischen Haltungen, Routinen, Werten etc. (Neigung zum 
Zentralismus, Korruption, erzwungene Solidarität) verkörpert sind, einen 
enormen Widerstand gegen Reformen aufbieten. Da Wohlfahrtssysteme äu
ßerst komplex sind, kann es nicht schaden zu experimentieren. Man sollte auf 
langsamen, zähflüssigen, immer wieder innehaltenden Fortschritt, auf trial 
and error, oder gar auf schiere Improvisation gefasst sein. Kleinere Schritte 
und schleichender Wandel können sich beschleunigen, sich summieren und 
unumkehrbar werden; aber sie können auch vorzeitig im Nichts enden.

Symbolische Veränderungen etwa, die zur -  und sei es nur partiellen -  
Aufgabe sakrosankter Prinzipien des alten Regimes (Universalismus, Na
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turalismus, alles umfassende Solidarität) beitragen, können sich als erster 
Schub zur Umorientierung der herrschenden Sozialstaatsdoktrin erwei
sen. Wir müssen nicht ständig Alarm schlagen, aber es lohnt sich, die 
Augen offen zu halten. So muss man zum Beispiel keine durchgreifende 
Privatisierungslawine im Gesundheits- oder Rentensystemsystem lostre
ten, um sicherzustellen, dass das alte monolithische Regime nicht in seine 
klassische Form zurückfallen kann. Mit der Gründung privater Versiche
rungsgesellschaften entstehen neuen Interessensnetzwerke, legale Verfah
ren und individuelle Routinen (langfristiges Sparen), und der gesamte 
Kapitalmarkt muss sich Schritt für Schritt umstrukturieren. Mit anderen 
Worten, institutioneile Garantien gewinnen an Stärke, wenn ... ja wenn 
positive Rückkoppelungsmechanismen funktionieren. Um dies zu ermög
lichen, muss man auf einen ehrgeizigen Masterplan verzichten und darf vor 
kleinteiligen Regulierungen nicht zurückschrecken.

2. Hybride Lösungen und der »gute Staat«. Selbst wo sozialpolitische 
Reformen insgesamt sehr rasche Fortschritte machten, entstanden plurali
stische Wohlfahrtsregime, die auf lange Zeit erhalten bleiben. Angesichts 
der gewaltigen Zahl von Subsystemen im Wohlfahrtssektor, in denen 
Reformen mit unterschiedlicher Geschwindigkeit vorankommen oder so
gar diametral entgegengesetzte Veränderungen stattfinden, ist eine Hybri
disierung sehr wahrscheinlich, die auf völlig spontane Weise recht originel
le (Re-)Kombinationen unterschiedlicher Wohlfahrtsregime hervorbringt. 
Es wäre zu einfach anzunehmen, dass der »Wohlfahrtsmix« aus einem 
Drei-Personen-Spiel zwischen Staat, Markt und dem dritten Sektor her- 
vorginge. Tatsächlich sind die Realtypen von Wohlfahrtsregimen auf der 
Welt, denen die Länder Ostmitteleuropas nacheifern können, offensicht
lich weit zahlreicher, als noch die präziseste Klassifizierung nach Idealty
pen glauben macht. Es gibt hier, abhängig von der jeweiligen sozialen 
Vorgeschichte der Länder, der jeweiligen Wohlfahrtsbereiche und der 
Vielfalt der Wege aus dem Kommunismus, eine ganze Fülle von beteiligten 
Akteure, Institutionen, Einstellungen, etc.

Statt daher die Debatte über den ewigen Widerstreit von »Staat oder 
Markt« fortzuführen, sollte man lieber untersuchen, wie sich diese Institu
tionen einschließlich des gemeinnützigen Sektors im Rahmen verschiede
ner Arten von Partnerschaften vermischen und verschmelzen (oder auch 
in Konflikt liegen). Natürlich steckt der Teufel im Detail: Die internen
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Proportionen dieser verwickelten Kombinationen sollten identifiziert und, 
wo nötig, feinjustiert werden. In der Zwischenzeit sollte man nicht zögern, 
staatlich dominierte Mischlösungen gutzuheißen, falls der Markt scheitert 
und der Staat in der Lage ist, kluge und begrenzte Interventionen im 
jeweiligen Feld der Sozialpolitik vorzunehmen.

Was die entstehenden Hybride anbelangt, erweisen sich öffentliche 
Wohlfahrtsinstitutionen häufig ihren nichtstaatlichen Rivalen in Bezug auf 
Effizienz und/oder Verteilungsgerechtigkeit als überlegen. Dies ist beson
ders der Fall, wenn der Staat von nichtstaatlichen Organisationen ein wenig 
Hilfestellung erhält. Es ist wohlbekannt, dass eine ausschließlich staatlich 
betriebene soziale Sicherung gewöhnlich nicht flexibel und finanzstark 
genug ist, um die sich rasch wandelnde Nachfrage nach Schutz, besonders 
nach hochwertigem Schutz zu befriedigen, während sie jene, die solche 
»besonderen« Ansprüche haben, zur Solidarität mit den »Durchschnitts
bürgern« nötigt. Private Versicherungen können hier ein nützlicher Part
ner sein. Umgekehrt würde zum Beispiel im Gesundheitswesen oder beim 
Schutz vor Arbeitslosigkeit der Versicherungsmarkt auf sich allein gestellt 
eine negative Risikoauslese (»adverse selection«) treffen und gerade jene 
diskriminieren (die Armen, Kranken, Ungelernten), die Sicherheit am mei
sten benötigen. Auch Versicherungsmissbrauch (»moral hazard«) und die 
Verlagerung der Kosten auf Dritte (»third party payment«) könnten die 
Folge sein, weil auf diesem Markt der Informationsfluss alles andere als 
perfekt ist. Auf diesen Gebieten ist der Staat nicht nur für Regulierung und 
Rechtsaufsicht unverzichtbar, sondern auch als Finanzierer und »Großan
bieter« von Vorsorgeleistungen. Sogar allgemeine, freie Sozialleistungen 
können gerecht sein, wobei Umverteilung sich als eine Art von Versiche
rung betrachten lässt. Darüber hinaus können staatliche Sozialausgaben als 
klassisches Mittel zur Stabilisierung der Konjunktur fungieren, und ein 
großer Teil der Sozialausgaben lässt sich als Investition in zukünftiges 
Wachstum sehen.

Diese beiden Argumentationsbündel sollen die Schlussfolgerung stüt
zen, dass sich die Wohlfahrtssysteme Ostmitteleuropas durchwursteln, um 
schließlich einen Grad an Normalität zu erlangen, der im Schnitt mit 
westlichen Standards vergleichbar ist. Das Endziel ist unklar, die Reformer 
sind unsicher, sie reagieren vielleicht mehr, als sie agieren, aber es finden 
(potentiell) bedeutende Veränderungen statt. Vielleicht finden die Akteure 
nur zweitbeste Lösungen, diese sind jedoch häufig lebensfähiger und ori



Worte zu  Schwertern 53

gineller, als die scheinbar besten Lösungen, auf welche die ersten beiden 
Diskurse abzielen. Umfassende Sozialverträge sind noch nicht ausgearbei
tet, aber eine große Zahl von kleineren und größeren sozialen Abmachun
gen ist auf dem Wege.

II. Die Schwerter: Scharfe Worte, stumpfe Klingen?

Haben nun bei den Wohlfahrtsreformen in Ostmitteleuropa die Worte die 
Schwerter gewetzt, die Diskurse der Politik Schärfe verliehen? Lauscht 
man den Vertretern des dritten Diskurses, gewinnt man den Eindruck, dass 
die Klingen stumpfer geworden sind, auch wenn die Worte nicht immer 
milder wurden. Einerseits hat sich der normative Eifer der ersten beiden 
Diskurse im Prozess ihrer Umsetzung in praktische Maßnahmen abgemil
dert, andererseits haben die Konsequenzen dieser Maßnahmen die Reprä
sentanten des jeweils rivalisierenden Diskurses und ihre politischen Ver
bündeten mobilisiert, den Veränderungen zu trotzen und ihre Gegner zu 
zwingen, Teile ihres eigenen oder des dritten Diskurses zu akzeptieren. 
Langsam, aber stetig haben die Wohlfahrtsreformen in Ostmitteleuropa 
aufgehört, zwischen den Extremen der ersten beiden Diskurse zu oszillie
ren (oder die Pendelausschläge sind schwächer geworden). Alle Akteure, 
auch der Staat, haben einen historischen Lernprozess durchgemacht, und 
die Region hat eine Phase der Normalität unter der Parole »revolutionäre 
Rhetorik verbunden mit evolutionärem/zufälligem Wandel« erreicht -  
ein Phänomen, das bei der Umgestaltung der westeuropäischen Sozialstaa
ten nicht gänzlich unbekannt ist. Parturiunt montes, nascetwr ridiculus 
mus, könnte man sagen -  große Erwartungen, mickrige Ergebnisse. Mit 
der Zeit werden wohl selbst die Hauptrivalen, die Vertreter der ersten 
beiden Diskurse, ihre militanten Züge verlieren.

Aber ist dies wirklich eine getreue Wiedergabe des Geschehenen? Meine 
Antwort darauf ist ein großes »Ja« mit einer Reihe kleinerer, aber wichtiger 
Einschränkungen. Die Einschränkungen hängen mit der Schwierigkeit 
zusammen, die Entwicklungen in der Sozialpolitik zu verallgemeinern. Ich 
fürchte, dass man schon sehr hoch über die Region fliegen muss, um das 
Bild eines evolutionären Wandels zu gewinnen, in dem die Akteure in 
wachsender (wenngleich unbeabsichtigter) Harmonie Sozialprogramme 
zuwege bringen. Denn im alltäglichen Leben zeigen die einzelnen Länder 
und Teilbereiche der Wohlfahrtsreformen weiterhin einen hektischen und
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asynchronen Wandel. Aber lassen Sie mich zunächst einmal das Narrativ 
des »Sichdurchwurstelns« verteidigen.

Politische Institutionen und Reformzyklen
Obwohl ich die wohlwollende Neutralität nicht teile, mit der die Erzähler 
des »Sichdurchwurstelns« dem postkommunistischen Staat begegnen (ich 
bin davon überzeugt, dass sich in der Sozialpolitik unter den gegebenen 
Bedingungen der Markt, selbst wenn er oft scheitert, als effizienter und 
fairer erweisen dürfte als die meisten Eingriffe durch den Staat), lässt sich 
nicht leugnen, dass die neuen demokratischen Spielregeln in hohem Maße 
dazu beigetragen haben, die Fluktuation der Reformzyklen zu bändigen. 
Nach einer anfänglichen Schonfrist konnten es sich die neuen Regierungen, 
die mit radikalen Transformationsprogrammen begonnen hatten, nicht 
mehr leisten, den Wunsch großer Wählerschichten nach Aufrechterhal
tung des Niveaus und der institutioneilen Garantien sozialer Sicherheit zu 
missachten. Die Versuchung, schmerzliche Entscheidungen bei den Wohl
fahrtsreformen aufzuschieben, war groß; der kurzfristige Nutzen eines 
Aufschubs lag aber im Wettstreit mit wachsendem Druck auf die Haushal
te. Das Endergebnis war eine Reihe von ad hoc erreichten Kompromissen 
zwischen dem Beschuss und der Verteidigung »erworbener Rechte« und 
»moralischer Ansprüche«, angefangen von Tarifverträgen bis hin zur Fra
ge, ob Behinderte ein Anrecht auf einen kostenlosen Rollstuhl haben.

Seit den frühen 90er Jahren ist der Staat zweigeteilt: Die Zentralbehör
den stehen nicht mehr untergeordneten Gemeindeverwaltungen gegen
über, sondern verkehren mit relativ unabhängigen lokalen Selbstverwal
tungen und müssen mit ihnen auch in der Sozialpolitik so reibungslos wie 
möglich Zusammenarbeiten. Uber Sozialausgaben wurde nicht länger hin
ter den verschlossenen Türen des kommunistischen Einparteistaates ent
schieden. Stattdessen gibt es gegenwärtig in jedem Land Ostmitteleuropas 
einen offenen Kampf inner- und außerhalb der Parlamente um jeden 
auszugebenden Cent -  ein Kampf um die Auslegung sozialer Rechte vor 
den Verfassungsgerichten, ein Kampf zwischen den sozialpolitischen Vi
sionen der Parteien, Gewerkschaften und nichtstaatlichen Organisationen, 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern über nationale Sozialverträge, 
etc. Im Laufe der Jahre verminderte die Institutionalisierung und Profes- 
sionalisierung der Hauptakteure der Sozialpolitik die Zahl der schnellen, 
widerstandslosen »Durchbrüche«, verhinderte in der politischen Rhetorik
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aber nicht die schwere »Kriegspropaganda«. Gleichzeitig jedoch wandten 
sich die Experten immer mehr dem dritten Diskurs zu.

Das Muster der Reformzyklen veränderte sich kaum. In den meisten 
Ländern der Region begann man 1989 mit Reformschritten im Geiste des 
zweiten Diskurses. Obwohl die Reforminitiativen in der Sozialpolitik 
nicht annähernd so radikal waren wie in anderen Wirtschaftssektoren, 
riefen sie den massiven Widerstand der populistischen Parteien (sowohl 
der Linken wie der Rechten) ebenso auf den Plan wie den großer Gruppen 
von Interessensverbänden (Gewerkschaften, Kammern und nichtstaatli
chen Organisationen). Ein Teil der Maßnahmen wurde verwässert oder 
vor ihrer Umsetzung mit Argumenten zurückgenommen, die sich auf den 
ersten Diskurs stützten. In der Folge gelang es den verstümmelten Reform
programmen nicht, sich durch Erfolge zu rechtfertigen. Der Teilerfolg 
oder das Scheitern führte entweder zu einer anhaltenden Ambiguität des 
Reformprozesses (der zwischen Reform- und Gegenreformschritten 
wechselte) oder zur völligen Auflösung der ursprünglichen Reformpro
gramme. Wenn der schwindende Reformschwung zu ernstlichen Einbu
ßen bei Quantität und/oder Qualität der Sozialleistungen führt und sich 
zugleich populärer Unmut mit einer drohenden Haushaltskrise infolge 
überhöhter Staatsausgaben paart, dann eröffnen diese Entwicklungen neue 
Chancen für Reforminitiativen.

Sicher sind die Reformzyklen auch Lernzyklen, aber die Reformer 
können aus ihnen diametral entgegengesetzte Lehren ziehen: »Wir waren 
zu kühn« oder »Wir waren nicht mutig genug«. Im ersten Fall wird die 
Fluktuation abnehmen, weil sich die Reformer selbst zügeln werden, im 
zweiten kann sie sich sogar noch verstärken.

Die gegenwärtige Verlangsamung (oder Umkehr) einer umfassenden 
Liberalisierung des Sozialsystems in der Slowakei demonstriert, wie be
stimmte, für dieses Land beispiellose Maßnahmen wie etwa die Teilpriva
tisierung des Rentensystems, die Einführung von Selbstbeteiligung im 
Gesundheitswesen oder die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes zu einem 
Regierungswechsel beitragen können. Es bleibt abzuwarten, ob die neue 
sozialistisch-nationalistische Koalition ihre Versprechen erfüllt, die Dere
gulierung rückgängig zu machen und öffentliche Sozialausgaben zu erhö
hen, und wenn sie es tut, wie das Land danach einen rigorosen Sparkurs 
vermeiden kann. Sich durchzuwursteln könnte wieder eine plausible Pro
gnose sein, darf aber nicht den ursprünglichen, unter der früheren liberal
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konservativen Regierung entwickelten Reformschwung von 2002/2004 
völlig verdecken -  vermutlich die energischste und umfassendste An
strengung in der ganzen Region seit 1989. Die gegenwärtige Wende in der 
slowakischen Sozialpolitik könnte sich in naher Zukunft aber ebenso zu 
einer radikalen Gegenreform auswachsen.

Eingebaute Stabilisatoren
Nach dem Kommunismus wurde die Fluktuation der Wohlfahrtsreformen 
auch durch Faktoren gemildert, die wenig mit den neuen politischen Insti
tutionen und dem Verhalten neuer Akteure in der Sozialpolitik zu tun 
haben. Diese Faktoren sind ganz im Gegenteil im alten Regime verwurzelt. 
Wie oben erörtert, neigen auch die Vertreter des Narrativs vom »Sprung 
ins Ungewisse« dazu, sich auf das Erbe des Kommunismus zurückzube
sinnen. Den Grund für den sozialen Frieden, das überraschende Ausblei
ben massiver Unruhen nach 1989, suchen sie in der Atomisierung und 
Entpolitisierung der Bürger sowie in der aus autoritären Zeiten ererbten 
sozialen Anomie. Nur allzu nahe liegt da der Schluss, dass der »Kapitalis
mus des Wilden Ostens«, der auf den Kommunismus folgte und in eine 
Periode beschleunigter Globalisierung fällt, zu genau dem gleichen Indivi
dualismus, der gleichen Hilflosigkeit, ja Apathie, der gleichen Unfähigkeit 
zur Selbstorganisation führe.

Wenn die Bürger des »Wilden Ostens« allerdings nicht nur die sozialen 
Kosten der Transformation, sondern auch deren Nutzen in Betracht zie
hen, werden sie sich ihren Protest zweimal überlegen. Was ich gerne als die 
»unsichtbare Wohlfahrt« bezeichne, die durch die neuen Freiheiten des 
demokratischen Kapitalismus möglich wurde, gehört wesentlich zu diesen 
Vorteilen. Meine Kollegen aus der Wirtschaftswissenschaft betonen ge
wöhnlich jene Vorteile, die sich dem Zusammenbruch der Mangelwirt
schaft, den neuen Eigentumsrechten und dem freien Marktzugang verdan
ken (keine Warteschlangen, freie Auswahl für die Konsumenten, 
Unternehmerrechte etc.). Ich würde sogar noch weiter gehen, um den 
endlosen Klagenkatalog des ersten Narrativs über die gewaltigen sozialen, 
kulturellen und psychischen Nöte auszubalancieren, die der Wandel an
geblich gebracht habe, wie etwa wachsende Unsicherheit und Einsamkeit, 
Verlust der menschlichen Würde durch Arbeitslosigkeit und Armut, Ab
wertung des Humankapitals etc. Ich möchte nur einige der Errungenschaf
ten seit 1989 anführen: Reisefreiheit, freie Wahl des Arbeitsplatzes, des
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Wohnortes, der Ausbildung, der Eigenvorsorge, der Sparoptionen, Ver
einsfreiheit; Zugang zu alternativer medizinischer Behandlung, Schutz der 
Persönlichkeitsrechte als Patient, die Öffnung der Wohlfahrtseinrichtun
gen der Nomenklatura für das gemeine Volk, öffentliche Diskussion über 
künftige Wohlfahrtsstrategien etc.

Dank dieser unsichtbaren, weil zunehmend selbstverständlich erschei
nenden Vorzüge dürfte es im ersten Jahrzehnt nach der Revolution einen 
beträchtlichen Zuwachs an Wohlfahrt gegeben haben (der sich auch in 
fasslichen Größen wie Einkommen und Wohlstand niedergeschlagen hat). 
Dieses »Transformationspolster« mag mittlerweile an Wirkung eingebüßt 
haben, doch es gibt ein weiteres Polster, das die Bürger vor großen Wohl
fahrtseinbußen bewahrt, die Frustration gemildert und die Regierungen in 
den meisten Fällen an einer scharfen Kehrtwendung in Richtung einer 
illiberalen Sozialpolitik im Geiste des ersten Diskurses gehindert hat.

Zur sprichwörtlichen Schattenwirtschaft unter und nach dem Kommu
nismus gehörte nämlich eine Vielfalt an informellen Wohlfahrtsleistungen 
im weiteren Familienkreis ebenso wie wechselseitige Selbsthilfe zwischen 
Individuen und Familien, sogar halbkommerzielle Transaktionen, die ge
gen Naturalien oder Geld verschiedene Formen von Fürsorge wie Kinder
betreuung, Altenpflege, Wohnungsbau, medizinische Versorgung etc. bo
ten und nach wie vor bieten. Ein Teil dieser Aktivitäten sind traditioneller 
Art und stellen eine Antwort auf Armut und Rückständigkeit dar (»haus
gemachte Wohlfahrt«). Für den anderen Teil zeichnete die Planwirtschaft 
mit all ihrer Rigidität und ihrem Versorgungsmangel bei sozialen Diensten 
sowie die Möglichkeit der Trittbrettfahrerei und Korruption verantwort
lich. In der Zwischenzeit hat sich der Mangel weitgehend in Luft aufgelöst. 
Doch wenn man jeden Forint, jede Krone, jeden Tolar und jeden Zloty 
einrechnet, den Bürger Ärzten zustecken, jeden Arbeitstag, den dieselben 
Bürger der Instandsetzung der Dorfschule widmen oder jede Arbeitsstun
de, die sie in der Familie damit verbringen, sich um die kranke Großmutter 
zu kümmern oder in der Nachbarschaft das Haus eines Freundes zu bauen, 
kommt man leicht auf 20 bis 40 Prozent der gesamten Sozialausgaben, d.h. 
auf Zahlen, die höher als der durchschnittliche Anteil der gesamten infor
mellen Wirtschaft am gegenwärtigen Bruttoinlandsprodukt in Ostmittel
europa sind.
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Spielt Europa eine Rolle?
Die Hypothese des »Sichdurchwurstelns«, wird, so ironisch es klingen 
mag, auch von jenem einschneidenden Wandel im (geo-) politischen Status 
der Region gestützt werden, den der Beitritt zur Europäischen Union 
darstellt. Es war für die neuen Mitgliedstaaten überraschend, dass das hoch 
gelobte »Europäische Sozialmodell« praktisch keinen Einfluss auf die Ent
wicklung ihrer eigenen Wohlfahrtssysteme hatte. Mit anderen Worten, der 
Beitritt hat keine neuen sozialen Institutionen und keine neue Sozialpolitik 
mit sich gebracht, welche durch konkrete Instruktionen zur »Entamerika- 
nisierung« des Sozialstaates in Ostmitteleuropa den Liberalisierungsdis
kurs (»Auf der Stelle treten«) nachdrücklich in Frage gestellt hätte. Wenn 
ostmitteleuropäische Länder zum Beispiel in einigen wichtigen Sozialbe
reichen harsche Deregulierungen einleiten wollen, wird Brüssel die letzte 
Instanz sein, die sich dem widersetzt. Ob es ein privates Rentenmodell in 
Ungarn oder Polen in der zweiten Hälfte der 90er Jahre war, ein Flat 
Tax-Modell in der Slowakei einige Jahre später oder die entschlossene 
Durchsetzung von Wettbewerb im Gesundheitswesen wie kürzlich in der 
Slowakei und gegenwärtig in Ungarn: Das Einzige, was aus der Union zu 
vernehmen ist, sind ein paar verärgerte Worte von westeuropäischen Poli
tikern über die neoliberale Eile der Neulinge, die Gefahr des Sozialdum
pings oder, allgemein, den Mangel an transnationaler Solidarität. Hätten 
diese rhetorischen Übungen irgendeine Wirkung, ließen sich ihnen ohne 
Mühe ähnliche übereilte Maßnahmen und Gefahren und eine nicht eben 
tadellose Solidarität auf der anderen Seite des ehemaligen Eisernen Vor
hangs entgegenhalten (z.B. Hindernisse für Arbeitsmigration, eine dürftige 
Förderung der Konvergenz etc.).6

Wohlfahrtsmix ist nicht Teil des acquis, daher mussten die Beitrittslän
der nicht befürchten, dass die Union in den sozialen Sektoren Hürden 
aufstellen würde, weder im Hinblick auf den Typ des Wohlfahrtsregimes 
noch auf dessen Leistung. »Wenn sie uns nicht akzeptieren wollen«, sagte 
mir 2002 ein ungarischer Experte mit einem zynischen Lächeln, »müssen 
sie einen klügeren Vorwand finden als unser Elend. Paradoxerweise sind 
wir in jenen Wohlfahrtssektoren, an denen Brüssel interessiert ist, wohl 
oder übel vergleichsweise gut, zumindest in formeller Hinsicht, und weil 
die alten Mitglieder aufgrund des niedrigen Niveaus der Harmonisierung 
der Wohlfahrtssysteme in der Union nicht viel fordern können. Arbeits
und Sozialgesetzgebung, Sicherheits- und Gesundheitsvorschriften am Ar
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beitsplatz, Chancengleichheit, sozialer Dialog usw. sind für uns kein allzu 
gefährliches Terrain.« Und tatsächlich waren ein bisschen mehr Arbeits
platzsicherheit, ein bisschen weniger Diskriminierung und mehr Mitbe
stimmung etc. das Nonplusultra der Erwartungen, und die EU hat es 
bislang noch nicht einmal geschafft, Einfluss wenigstens auf die herrschen
de Rhetorik der Regierungen in den neuen Mitgliedstaaten zu nehmen. 
Diese legen Lippenbekenntnisse zur »europäischen Wohlfahrtsphiloso
phie« ab, aber im Großen und Ganzen tun sie, was sie nach Maßgabe des 
Wechselspiels ihrer heimischen sozialen Akteure können bzw. wollen. 
Doch selbst wenn diese Philosophie die Sozialgesetzgebung in der Re
gion wirklich bestimmte, wäre sie aufgrund der in der EU vorherrschen
den (dem zweiten Diskurs verwandten) wirtschaftlichen Erwägungen 
näher am dritten als am ersten Diskurs. Würde z.B. der soziale Dialog 
im Detail dekretiert, so wären bei den Tarifverhandlungen auch die 
Stimmen aus den Arbeitgeberorganisationen, Wirtschaftsministerien 
und bestimmten NGOs zu hören, die eine starke Affinität zum zweiten 
Diskurs haben.

Asynchroner und ungleicher Wandel
Wie versprochen, möchte ich auch kurz die negativen Antworten auf die 
Frage behandeln, ob sich die Hypothese vom »Sichdurchwursteln« auf die 
ganze Region und die gesamte Spanne der letzten anderthalb Jahrzehnte 
ausdehnen lässt. Zweifellos haben sich die einzelnen Maßnahmen, oder, 
um in unserer Metaphorik zu bleiben, die verschiedenen Schwerter bei den 
meisten Wohlfahrtsreformen oder Gegenreformen in der Region als weni
ger scharf erwiesen als die Worte (der ersten beiden Diskurse). Etliche 
Schwerter wurden zudem später stumpf. Nichtsdestoweniger blieben 1. in 
mehreren Ländern bestimmte Schwerter lange Zeit recht scharf; 2. waren 
die Schwerter in zwei Ländern von Anfang an recht stumpf; 3. waren sie in 
einem anderen Land zunächst stumpf, wurden später jedoch geschärft; 4. 
in weiteren zwei Ländern wurden die Schwerter von Zeit zu Zeit geschlif
fen; und 5. in allen Ländern der Region gab es Wohlfahrtsbereiche, in 
denen die Schwerter geschliffen wurden, während sie in anderen stumpf 
blieben. Kurz, es ist schwer zu sagen, ob der Prozess des Sichdurchwur- 
stelns so etwas wie ein übergreifendes Ziel oder eine einheitliche Ge
schwindigkeit hat.

Um diese Nuancen der Sozialpolitik der jüngeren Zeit zu erkennen, ist
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man gut beraten, die vergleichende Untersuchung auf die tatsächlichen 
Reformzyklen zu konzentrieren, genauer, auf ihre institutioneilen Arran
gements (Verfassungsbestimmungen, Eigentumsrechte, Organisationen 
etc.), auf die wichtigsten einheimischen Akteure und die Kräftebalance 
zwischen ihnen, ihre Interessen, Konflikte und Koalitionen, die Rolle der 
internationalen Organisationen im Spiel der Institutionen, die Motivation 
und Legitimation der Akteure, die Art, in der sie im transnationalen 
Kontext voneinander lernen usw. Auf der Grundlage einer halbfertigen 
Studie7 werde ich unten eine Reihe von allgemeinen Hypothesen statt 
fester Schlussfolgerungen vorschlagen.

1. Wo Schwerter scharf bleiben. Bei einigen Wohlfahrtsreformen ist es nicht 
nur die Rhetorik, die weiterhin radikale Botschaften in sich trägt, sondern 
auch das Projekt selbst lässt sich nicht auf größere Kompromisse ein. Dies 
war, wie ich glaube, der Fall bei einer Reihe von Praktiken, die aus den 
fundamentalen Veränderungen der Wohlfahrtsphilosophie direkt nach 
1989 stammen. Diese Praktiken mögen sich mit der Zeit abgeschwächt 
haben, aber sie bewahrten starke und irreversible Grundelemente. In der 
Mehrzahl der Länder forderte keine ernstzunehmende politische Kraft seit 
dem Fall des Kommunismus eine entschlossene Rückkehr zu Prinzipien 
wie die universelle und freie Versorgung, die Naturalisierung der Soziallei
stungen, Vollbeschäftigung, Egalitarismus etc. Mit anderen Worten, Prak
tiken, die auf entgegengesetzten Prinzipien beruhen (gezielte Transfers, 
Eigenbeteiligung, Barleistungen, Arbeitslosenunterstützung, Einkom
menspolarisierung usw.) wurden unveräußerliche Bestandteile der Wohl
fahrtsysteme. In ähnlicher Weise konnte eine Reihe von »Grand Designs« 
eine längere Zeit durchgehalten werden. So haben die privat finanzierten 
Säulen des dreisäuligen Rentensystems, das vor etwa zehn Jahren in Un
garn und Polen eingeführt wurde, bis heute überlebt. Das Gleiche gilt für 
die Privatisierung staatlicher Wohnungen, die Apotheken oder das Netz
werk von Hausärzten in der Region.

Umgekehrt bewiesen auch ältere Programme Resistenz. Öffentliche 
Renten zum Beispiel, gegenwärtig der größte Posten bei den Sozialausga
ben, nahmen in vielen Ländern hauptsächlich deshalb zu, weil die Möglich
keiten für den Bezug von Früh- und Erwerbsunfähigkeitsrenten nicht 
wesentlich beschnitten wurden (Regulierungen blieben lax, Betrug wurde 
nicht unterbunden, Regierungen verfolgen das Ziel, Arbeitslosenzahlen
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durch Verrentung zu verringern usw.), und die Politiker waren eifrig 
bemüht, die Rentner mit lukrativer Indexbindung, stärkerer Kopplung der 
Renten an die Löhne und einer langsamen Erhöhung des gewöhnlich 
niedrigen Renteneintrittsalters als Wähler zu kaufen. Diese Praktiken 
nahm man erst in den letzten Jahren ins Visier, vor allem in der Slowakei 
und in Ungarn. Was Familienbeihilfen anlangt, konnten es die Politiker 
nicht vermeiden, dem nationalistischen Druck zur Geburtenförderung, 
der auch der kommunistischen Tradition innewohnt, nachzugeben. Wäh
rend der gesamten Transformationsphase verminderten sie das Ausmaß 
der wichtigsten Transfers in diesem Bereich nicht oder steigerten sie sogar 
noch, wie jüngst in Ungarn und gegenwärtig in Polen.

2. Wo die Schwerter von Anfang an stumpf waren. Slowenien und die 
Tschechische Republik sind berühmt-berüchtigt für ihre Vorsicht beim 
Umbau ihrer Wohlfahrtssysteme. In Slowenien passte die politische Rhe
torik zu den tatsächlichen Reformen, während in Tschechien starke Worte 
(im Stil des zweiten Diskurses) eine Politik nach Art des ersten Diskurses 
kaschierten, bis das Land 1997 in eine Haushaltskrise schlitterte. Die ersten 
demokratischen tschechoslowakischen und dann tschechischen Regierun
gen zögerten, das Rentensystem zu deregulieren, hielten die Arbeitslosig
keit künstlich auf niedrigem Niveau und kompromittierten die Einfüh
rung von privater Gesundheitsvorsorge in der ersten Hälfte der 90er Jahre, 
indem sie versäumten, das System gegen ein mögliches Marktversagen 
abzusichern. Interessanterweise führte die Krise nicht zu tiefgreifenden 
Wohlfahrtsreformen mit dem Zweck, den Haushalt aus gleichen zu helfen. 
Die Sozialdemokraten, die im Gefolge der Krise an die Macht kamen, 
folgten in den Fußstapfen ihrer liberal-konservativen Vorgänger. Die jüng
sten Schwierigkeiten mit der Regierungsbildung hindert die Liberal-Kon
servativen daran, mutige Reformprogramme aufzulegen, darunter eine 
radikale (Re-) Liberalisierung des Gesundheitssektors.

In Slowenien sind in der Sozialpolitik kaum Schwankungen auszuma
chen. Die postkommunistische Transformation begann mit »pfadabhängi
gen«, graduellen Reformen, bei denen das vorherrschend staatliche Wohl
fahrtsregime lediglich mit etwas Wettbewerb und Privatanbietern verziert 
wurde (Hausärzte, freiwillige private Versicherung etc.). Es kam zu keiner 
Haushaltskrise, die graduelle Reformpolitik wurde bis vor kurzem nicht 
von einem radikalen Wandel abgelöst. Noch heute zieht die Regierung die
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Einführung einer Flat Tax und die Rationalisierung der sozialen Beihilfe 
einer Deregulierung des öffentlichen Wohlfahrtssystems vor.

3. Wo die Schwerter stumpf waren, später aber Schliff bekamen. In dem 
Jahrzehnt nach der Samtenen Revolution fanden in der Slowakei (früher 
Teil der Tschechoslowakei) praktisch keine Wohlfahrtsreformen statt. Die 
Stagnation wurde dann, wie oben erwähnt, abrupt durch ein durchgreifen
des Reformprogramm beendet, das 2002/2004 mit »ein wenig Hilfe« von 
der Weltbank aufgelegt wurde. Die unterdrückten Reforminitiativen bra
chen sich wie ein Lavastrom Bahn: Der slowakische Arbeitsmarkt wurde 
fast der flexibelste der Region, die soziale Basissicherung wurde reduziert 
und streng gezielt vergeben, eine obligatorische private Rentenversiche
rung macht nun der staatlichen Konkurrenz, man führte eine Flat Tax ein, 
das öffentliche Gesundheitssystem wurde in konkurrierende Kassen auf
geteilt, die Patienten müssen sich an den Heilkosten beteiligen, Kranken
häuser wurden in Aktiengesellschaften umgewandelt usw. Die Reformer 
wurden 2006 mithilfe scharfer Worte aus dem Amt gewählt. Sie hoffen, 
dass sich hinter diesen Worten in Wahrheit stumpfe Schwerter verbergen 
und drücken der tschechischen Schwesterrepublik die Daumen, die schon 
bald eine Gesundheitsreform (ähnlich wie in der Slowakei und gegenwärtig 
in Ungarn) auf den Weg bringen und mit ihr das Prinzip der Eigenverant
wortung am Leben halten könnte.

4. Wo die Schwerter von Zeit zu Zeit geschärft wurden. Die Hochphasen 
der sozialpolitischen Reformen in Ungarn und Polen fielen in die zweite 
Hälfte der 90er Jahre. Beide Länder haben grundlegende Veränderungen 
ihrer Rentensysteme vorgenommen, in Polen führte die gleichzeitige Re
form der öffentlichen Verwaltung auch zu einer beträchtlichen Dezentra
lisierung des Wohlfahrtssystems (z.B. regionale »Krankheitsfonds«). Dann 
geriet der Reformeifer unter Koalitionen unterschiedlicher Couleur ins 
Stocken und wurde erst beinahe ein Jahrzehnt später wieder belebt. Heute 
weisen die Veränderungen in gegensätzliche Richtungen: Während im 
ungarischen Gesundheitswesen die Einführung von Wettbewerb und Pri
vatisierung an Schwung gewinnt, findet in Polen eine nationalkonservative 
Wende mit einer starken Betonung des Staates und der Familie in der 
Sozialpolitik statt. Gegenwärtig wird der Reformprozess in beiden Län-
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dern von scharfen Worten dominiert, Worte, die sich bald in scharfe 
Schwerter verwandeln könnten.

5. Wo die Schärfe in der Sozialpolitik von Sektor zu Sektor schwankt. Das 
wahrscheinlich beste Beispiel für deutliche Unterschiede in verschiedenen 
Wohlfahrtssektoren ist die Reformierbarkeit des Rentensystems einerseits 
und der massive Widerstand gegen Reformen im Gesundheitssystem an
dererseits -  auch in Westeuropa ein vertrautes Bild. Mit Ausnahme der 
Tschechischen Republik (und vielleicht Polens) ließen die Reformer die 
Gesundheitssysteme in der Region in den 90er Jahren im Wesentlichen 
unberührt. Das politische Risiko erschien selbst eingefleischten Liberalen 
so groß, dass sie statt Privatisierung und Wettbewerb lieber auf Dezentra
lisierung und Rationalisierung des öffentlichen Gesundheitssystems setz
ten. Das erste Jahrzehnt des neuen Jahrtausends scheint jedoch eine neue 
Welle von Deregulierungen des Gesundheitssystems mit mutigeren und 
ausgefeilteren Reformprojekten zu bringen (in der Slowakei, Ungarn und 
vielleicht bald in der Tschechischen Republik). Diese Projekte gehen über 
das Modell der tschechischen Versicherungsfonds und der polnischen 
Krankheitsfonds der 90er Jahre, die später unter starker staatlicher Inter
vention litten, hinaus.

Im Gesundheitssystem gelang es einer großen Zahl von Lobbygruppen 
(Ärztekammern, Gewerkschaften, lokale Behörden etc.), Koalitionen zu 
bilden und in der Bevölkerung Unterstützung gegen einschneidende Ver
änderungen zu mobilisieren. Radikale Reformschritte versprachen hier 
daher keinen raschen Erfolg und keine große Einsparungen im Staatshaus
halt. Beim Rentensystem hingegen bot sich zumindest in Ungarn und 
Polen eine beispiellose Gelegenheit zu tiefgreifenden Reformen. Erleich
tert wurde der Regimewechsel in diesem Sektor in beiden Ländern durch 
schwache Gegenwehr, den schlechten Informationsstand und das man
gelnde Interesse der Öffentlichkeit sowie durch die Chance, zumindest 
langfristig das Budget zu entlasten. Der Reformdiskurs erhielt hier zudem 
kräftigen Rückenwind von internationalen Finanzinstitutionen, vor allem 
der Weltbank. Wie erst kürzlich in der Slowakei schärften die Worte dieser 
Institutionen die Schwerter in Ostmitteleuropa bereits Mitte der 90er 
Jahre.

Die hier vorgestellten Varianten von Reformzyklen zeigen, dass das Bild 
einer ungestörten, evolutionären Konstruktion von Wohlfahrtsregimen in
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die Irre führt. Betrachtet man das alltägliche Sichdurchwursteln, erkennt 
man, dass Worte und Schwerter in allen möglichen Kombinationen gegen
einander ins Feld geführt werden und die Ergebnisse dieser Zusammenstö
ße keiner klaren Richtung folgen. Synchrone Reformen (bzw. Gegenrefor
men) sind selten und zwischen den einzelnen Ländern und Wohlfahrts
sektoren kaum koordiniert. Wahr ist indessen auch, dass bislang keiner der 
großen, dem zweiten oben angeführten Diskurs entstammenden Entwürfe 
gänzlich eliminiert worden ist.

Schlussfolgerungen

In der Einleitung habe ich versprochen, diese Überlegungen in einer Stim
mung »kreativer Ungewissheit« zu schließen. Solch eine Ankündigung 
erspart dem Autor jegliches Risiko, selbst wenn zu viele Fragen offen 
bleiben. Einige davon sind für die Wohlfahrtsstaaten im »neuen Europa« 
wahre Schicksalsfragen. Mit dem Tunnelblick eines ostmitteleuropäischen 
Bürgers möchte ich hier von den großen gesamteuropäischen Herausfor
derungen -  vom globalen Wettbewerb über die Überalterung bis hin zur 
Migration -  absehen und mich auf drei prinzipielle Fragen beschränken: 
die Bedeutung der Konvergenz, der Solidarität und der Authentizität.

1. Wird der asynchrone und ungleiche Wandel in Ostmitteleuropa anhal
ten oder werden die Wohlfahrtsregime der Länder zu einem kohärenten 
Typus konvergieren (zumindest so kohärent wie der skandinavische oder 
der südeuropäische)? Und sollten sie konvergieren, wird Westeuropa ei
nem ähnlichen Weg folgen? Wird dieser Weg wirklich in die USA führen? 
Sollten wir nicht in jedem Fall unsere Neigung zu Klassifizierungen zügeln 
und die Tatsache akzeptieren, dass aus den überkommenen Typen von 
Wohlfahrtssystemen auf der ganzen Welt eklektische Kombinationen, 
Flickwerke werden? Wenn fast alles erlaubt ist, gilt dies dann nicht in noch 
stärkerem Maße für Ostmitteleuropa, wo diese Kombinationen immer 
noch starke Komponenten des »kommunistischen Wohlfahrtsstaates« ein
schließen?

2. Wenn sich die Konvergenz in der Region im Geiste eines der beiden 
ersten Diskurse beschleunigt, wird die EU ihre tolerante bzw. nachlässige 
Position im Hinblick auf die freie Wahl des Wohlfahrtsregimes modifizie
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ren? Wird sie gegenüber den neuen Mitgliedstaaten Solidarität beweisen, 
besonders wenn sie weiter in größerem Umfang mit der Deregulierung des 
sozialen Sektors experimentieren und liberale Prinzipien auf andere Poli
tikfelder wie Bildung und Besteuerung ausweiten? Wird sich die Union 
mit der Aussicht versöhnen, dass die öffentliche Wohlfahrt in Ostmittel
europa zurückgefahren wird, besonders, wenn dabei gewinnorientierte 
statt gemeinnützige Leistungen bevorzugt werden? Würde sie solche Ver
änderungen im Wohlfahrtspluralismus hinnehmen, wenn sie zu einer Ver
minderung der Wettbewerbsfähigkeit Westeuropas im Vergleich zu Ost
europa führen?

3. Hat die fortlaufende Modifizierung der alten Wohlfahrtsregime (»Bis
marck plus Stalin«) gemischt mit traditionellen, informellen, familienge
stützten Wohlfahrtsleistungen zu originären Institutionen, politischen 
Programmen und sozialen Kulturen geführt? Nehmen wir an, dies sei der 
Fall, zumindest in bestimmten Ländern der Region. Bedeutet Originalität 
hier authentische Erfindungen oder eher pragmatische oder zufällige Re
kombinationen vorhandener Lösungen? Und wenn das postkommunisti
sche Laboratorium tatsächlich neue Wohlfahrtssysteme hervorgebracht 
hat, wird es sie in den Westen exportieren können?

Diese drei Bündel offener Fragen verlangen nach einer hohen Dosis Krea
tivität, wenn man nicht in obsolete Gewissheiten zurückfallen will. Keine 
Frage, es bedarf keiner außergewöhnlichen Vorstellungskraft, um einen 
Weg aus dem Labyrinth der Kriegsrhetorik zu finden und die Vielzahl von 
Akteuren zu entdecken, die in ganz Ostmitteleuropa Wohlfahrtsregime 
zimmern. An diesem Punkt stößt der Historiker an die Grenze seiner 
Kompetenz. Doch ohne authentische Erfindungen der Akteure selbst 
könnte das Sichdurchwursteln stecken bleiben oder sogar zum Ausgangs
punkt zurückführen. Als Bürger Ostmitteleuropas wäre ich darüber nicht 
glücklich. Ich hätte nie gedacht, dass ich mich je Andrej Schdanow an
schließen würde, der den sowjetischen Schriftstellern 1934 zurief: »Genos
sen, schafft Meisterwerke!«

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Anmerkungen
1 »Wohlfahrt« und »Sozialpolitik« werden in diesem Artikel synonym gebraucht. In Überein

stimmung mit dem herrschenden Sprachgebrauch postkommunistischer Politik meine ich mit 
»Wohlfahrtsreform« Deregulierung (Einführung von Wettbewerb im Sozialsystem und Pri
vatisierung).

2 Um in der kriegerischen Metaphorik zu bleiben, neigen Soziologen dazu, sich selbst als 
selbstlose Feldsanitäter, die Ökonomen dagegen als gierige Versorgungsoffiziere hinzustellen; 
umgekehrt sehen sich die Ökonomen als umsichtige Militärstrategen, betrachten die Soziolo
gen hingegen als selbstsüchtige pazifistische Träumer.

3 Vgl. Janos Matyas Kovacs, »Approaching the EU and Reaching the US? Transforming 
Welfare Regimes in East-Central Europe. Rival Narratives«, in: West European Politics, April 
2002, S. 175-205.

4 Ebd.; für Namen und Verweise bitte diesen Artikel zu Rate ziehen.
5 Der Schwerpunkt der Studie liegt auf dem Rentensystem, dem Gesundheitswesen und der 

sozialen Sicherung in den betreffenden Ländern: »An Institutional History of Social Policy 
Reform in East-Central Europe after 1989«. Besonderen Dank schulde ich Robert Gal, Marek 
Gora, Petr Hava, Don Kalb, Eva Orosz, Tomas Sirovatka, Katalin Tausz, Irena Topinska, Jiri 
Vercernik und Cezary Wlodarczyk für ihre Zusammenarbeit. Die Slowakei fand in der Studie 
keine Berücksichtigung, die dort kürzlich vollzogenen tief greifenden Reformen der Sozialpo
litik dürfen hier jedoch nicht unerwähnt bleiben. Slowenien wird hier dagegen aufgrund der 
relativ weichen und äußerst bedächtigen Transformation seines Wohlfahrtssystems nur am 
Rande erwähnt.

6 Vgl. Janos Matyas Kovacs, »Zwischen Ressentiment und Indifferenz. Solidaritätsdiskurse vor 
der EU-Erweiterung«, in: Transit 26 (Winter 2003 /  2004), S. 72-99; engl.: »Between Resent- 
ment and Indifference: Narratives of Solidarity in the Enlarging Union«, in: Krzysztof 
Michalski (Hg.), Conditions o f European Solidarity, vol. I: What Holds Europe Together?

7 Siehe Fußnote 5.
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Marek Rymsza
SOZIALPOLITIK UND SOZIALE BINDUNGEN1

I. Zwei Arten sozialer Bindungen und zwei Traditionen 
von Sozialpolitik

Aus soziologischer Sicht besteht die Aufgabe der Sozialpolitik nicht nur 
darin, soziale Probleme zu lösen, sondern auch eine bestimmte Sicht der 
Gesellschaftsordnung, die auf sozialen Bindungen gründet, in die Praxis 
umzusetzen. So ist jedes soziale Programm letzten Endes durch den Rück
griff auf einen der beiden Typen sozialer Solidarität -  horizontale oder 
vertikale -  legitimiert2, wobei die universalen Sozialprogramme eher ho
rizontale und die selektiven Programme eher vertikale Bindungen betref
fen (Coleman 1964).

Die horizontale Solidarität gründet auf Gegenseitigkeit und manifestiert 
sich insbesondere in den Sozialversicherungsprogrammen. Sie erlaubt eine 
Umverteilung der individuellen Folgen sozialer Risiken auf die Gemein
schaft der Versicherten. Die vertikale Solidarität hingegen betrifft die 
Interessen der am stärksten benachteiligten Mitglieder der Gesellschaft, die 
mit der Unterstützung der gesamten Gesellschaft rechnen dürfen. Wenn 
diese Verpflichtung dem Staat übertragen wird, haben wir es mit Bürger
solidarität zu tun, da Einrichtungen des Wohlfahrtsstaates über die Steu
erleistungen der Bürger finanziert werden.

Sozialpolitische Programme werden im öffentlichen Diskurs gemeinhin 
als Projekte präsentiert, die soziale Probleme lösen sollen. Wir befürwor
ten oder kritisieren ein solches Programm nach Maßgabe seiner Effizienz, 
d.h. inwiefern es in der Lage ist, spezifische soziale Probleme zu beheben. 
Den sozialen Bindungen kommt dabei keine Priorität zu.

Die amerikanische Tradition

Zentral für den amerikanischen Ansatzes der Sozialpolitik ist die Annah
me, dass die Grundlage für das Eingreifen des Staates ins gesellschaftliche 
Leben in jedem einzelnen Fall in der Existenz eines spezifischen Problems 
liegen muss, welches ohne dieses Eingreifen nicht gelöst werden könnte.
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Sozialpolitik wird also in »negativer« Weise legitimiert: Sie identifiziert die 
widrigen oder unerwünschten Phänomene, die das Gesellschaftsleben be
einträchtigen, als Probleme, die behoben bzw. gemildert werden müssen. 
Ein solcher Ansatz kann als liberal bezeichnet werden, insofern er der 
freien Marktwirtschaft und den sozialen Kräften einen breiten Spielraum 
bietet und gleichzeitig staatliche Eingriffe beschränkt.3

Sozialpolitik wird im akademischen Diskurs der USA dem Kontext der 
»public policy" zugeordnet (Rymsza 1996, S. 81-82). Es ist daher auch kein 
Zufall, dass die amerikanische Fachliteratur mehr Bezug auf die »public 
policy" als auf »social policy" nimmt (Szarfenberg 2003, S. 33). In diesem 
Rahmen wird erstere im Allgemeinen als die Gesamtheit der Programme 
verstanden, welche durch die öffentlichen Dienste (und, in einem bestimm
ten Maße, auch durch Unternehmen auf dem Nonprofitsektor) angeboten 
werden (vgl. Ginsberg 1994, S. 54-84). Die sozialpolitischen Programme 
stellen dabei einen Bestandteil der »public policy" im weiteren Sinne.

Die europäische Tradition

Die Vertreter der europäischen Sozialpolitik sind weniger um Lösungen 
für singuläre soziale Probleme bemüht als um Lösungen für miteinander 
verknüpfte Probleme, den »social issues« (Auleytner 1994, S. 3-21; Geisen 
2005). Ziel der Sozialpolitik ist es hier, eine bestimmte Vision der Sozia
lordnung in die Praxis umzusetzen. Die Besonderheit des europäischen 
Ansatzes findet ihren Ausdruck in zwei Aspekten. Zum einen wird Sozial
politik auf positive Weise legitimiert: Sie identifiziert, was im gesellschaft
lichen Leben verwirklicht, nicht aber was reduziert oder eliminiert werden 
sollte. In diesem Sinne ist der Wohlfahrtsstaat, wie Peter Flora gezeigt hat, 
eine zutiefst europäische Erfindung (Flora in: Cohrane 1993, S. 250).

Zum anderen schafft das Leitbild einer bestimmten sozialen Ordnung 
einen Zusammenhang zwischen den einzelnen sozialpolitischen Program
men (Spicker 2000, S. 48-52). Sozialpolitik versteht sich hier als etwas, das 
über bloße »public policy« mit ihrem Katalog von Programmen und der 
öffentlichen Verwaltung als ausführender Instanz hinaus geht. Sie ist eben
falls eine »social policy«, die große Bereiche der öffentlichen Sphäre orga
nisiert, nicht bloß in institutioneller, sondern auch in normativer Hinsicht. 
Die Vision einer sozialen Ordnung korreliert zum einen mit einer Reihe 
von einander ergänzenden institutioneilen Lösungen (z.B. eher ein System
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sozialer Sicherheit als eine Reihe von unverbundenen Wohlfahrtsprogram
men), zum anderen mit der tatsächlichen Umsetzung bestimmter sozialer 
Werte im gesellschaftlichen Leben. Eine solche Vision besitzt immer ein 
spezifisch ideologisches Profil; in der europäischen Tradition weist es eher 
konservative oder sozialdemokratische als liberale Züge auf.4

Die europäische Tradition verbindet darüber hinaus die wissenschaftli
che Reflexion über Sozialpolitik mit der Soziologie. Dies gilt besonders für 
Großbritannien, wo Soziologie und Sozialpolitik praktisch nicht vonein
ander zu trennen sind, wobei Beschreibungen des sozialen Lebens und 
Entwürfe, wie dieses Leben geregelt sein sollte, einander durchdringen 
(Rymsza 1996, S. 78f). Für die britische Schule besonders charakteristisch 
sind historische Studien, die belegen, wie Eingriffe des Staates das Gesell
schaftsleben Englands geprägt haben (vgl. beispielsweise Bruce 1974; Tha- 
ne 1991).

Eines der Grundelemente der sozialen Ordnung europäischen Typs 
artikuliert sich in den Bindungen zwischen den Mitgliedern einer Gemein
schaft. Anders gesagt, kommt der Sozialpolitik die Funktion der Bildung 
sozialer Bindungen zu. Beide grundlegenden ideologischen Spielarten des 
»europäischen Sozialmodells«, das konservative und das sozialdemokrati
sche, sehen in der gesellschaftlichen Solidarität einen zentralen Wert, 
wenngleich beide Solidarität auf je andere Weise interpretieren (Rymsza 
1998, S. 61-78). Soziale Solidarität stellt überdies einen zentralen Wert im 
Ordnungskonzept der Soziallehre der katholischen Kirche dar, wie sich 
dies besonders deutlich in den Schriften Johannes Pauls II. zeigt (vgl. 
Laborem exercens). Das Solidaritätsprinzip hat so seinen Weg auch in die 
Programme der christdemokratischen und der Bauernparteien Europas 
gefunden, die sich auf das katholische Gedankengut berufen (von Kersber- 
gen 1995). Die Vertiefung der sozialen Bindungen -  vor allem in ihrer 
lokalen Dimension -  stellt auch ein Grundpostulat der Kommunitaristen 
dar (Crow 2002, S. 43-48).5 In verschiedenen Dokumenten der EU ist 
ebenfalls die Rede von Solidarität, sozialem Zusammenhalt und sozialer 
Integration als charakteristischen Merkmalen des »Europäischen Sozial
modells«.
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Man kann drei Aspekte einer Bindungen stiftenden Sozialpolitik unter
scheiden. 'Zum ersten kann die Vertiefung sozialer Bindungen ein sozialpo
litisches Ziel darstellen. In diesem Fall zielt Sozialpolitik explizit darauf ab, 
Bindungen zu schaffen, und ihre Urheber berufen sich dabei auf das 
Prinzip der sozialen Solidarität, das Prinzip der sozialen Kohäsion, oder -  
wie in den letzten Jahren -  auf soziale Integration.

Peter Baldwin (1990) sieht in der Implementierung des sozialen Solida
ritätsprinzips ein grundlegendes Ziel der Sozialpolitik in den europäischen 
Ländern. Daher nennt er seine Analyse der Entwicklung des Sozialstaates 
in Großbritannien, Frankreich, Deutschland und den nordischen Ländern 
eine Untersuchung der »sozialen Solidaritätspolitik«. Robert Goodin und 
seine Kollegen (Goodin e.a. 2001) sind etwas vorsichtiger als Baldwin; ihrer 
Meinung nach stellt die Förderung der sozialen Integration nicht den 
wichtigsten Aspekt des Wohlfahrststaates dar.

Baldwin vertritt den sozialdemokratischen Standpunkt, wobei er die 
Überwindung der Klassenunterschiede im Auge hat. Soziale Solidaritäts
politik in diesem Sinne war im 20. Jahrhundert ziemlich erfolgreich, selbst 
wenn wir zugeben, dass das Verwischen der traditionellen Klassengrenzen 
sich auch anderen Faktoren als der Sozialpolitik verdankt. Baldwin zeigt 
jedenfalls, dass die deutschen Sozialprogramme der Bismarck-Ära Klas
senunterschiede eher festgeschrieben als eingeebnet haben, indem sie die 
sozialen Bindungen innerhalb der einzelnen Gesellschaftsschichten 
stärkten. Insofern könnte man sagen, dass Solidarität als Prinzip der 
europäischen Sozialpolitik keineswegs einen egalitären Charakter besit
zen muss.

Die Krise des Wohlfahrtsstaates, die sich in den 1980er Jahren abzu
zeichnen begann, und besonders die sozialen Transformationen der 1990er 
Jahre haben gezeigt, dass die traditionellen Instrumente der »sozialen 
Solidaritätspolitik« (Arbeiterversicherung, soziale Bürgerrechte) kein ad
äquates Instrument darstellen, um die Probleme der postmodernen Ri
sikogesellschaft zu lösen (Beck 1986). Andererseits verlangt die 
»Entdeckung« des Problems der sozialen Ausgrenzung in den westeuro
päischen Wohlfahrtsgesellschaften nach neuen Formen der Solidarität als 
Grundvoraussetzung für eine »nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft« 
(George, Wilding 1999).
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Zweitens prägt Sozialpolitik durch die Institutionalisierung des Prinzips 
der Partizipation an sozialen Programmen und der begleitenden Sozial
transfers in vorher definierte Richtungen (horizontale oder vertikale Um
verteilung) die Form sozialer Bindungen und schafft vor allem institutio
neile Bindungen zwischen den Beteiligten. Dies geschieht unabhängig von 
den spezifischen Zielen der Programme (Verringerung der Arbeitslosig
keit, Armutsbekämpfung etc.). Die Bildung sozialer Bindungen stellt hier 
einen Nebeneffekt der Implementierung von Sozialpolitik dar. In diesem 
Zusammenhang gibt es eine heftige Diskussion über die ungewollten Wir
kungen universaler Sozialprogramme bzw. selektiver Programme mit Be
dürftigkeitsprüfung (Colemean 1964).

Solche Nebenwirkungen können positive oder negative Auswirkungen 
auf soziale Bindungen zeitigen. Eines der Hauptcharakteristika der gegen
wärtigen Wohlfahrtsgesellschaften ist die Überalterung aufgrund sich 
überschneidender Faktoren wie höhere Lebenserwartung und sinkende 
Geburtenraten. Höhere Lebenserwartung ist einer der Maßstäbe für sozia
len Entwicklung; sie basiert unter anderem auf verbesserter medizinischer 
Versorgung und Pflege. Höhere Lebenserwartung kann daher sicherlich 
als ein Erfolg des Wohlfahrtsstaates angesehen werden. Auch die sinkende 
Geburtenrate kann etwas mit sozialer Sicherheit zu tun haben. Die Insti
tutionalisierung der Pflege älterer Mitbürger (Altersheime etc.) lockert die 
sozialen Bindungen, indem sie es den erwachsenen Kindern ermöglicht, 
ihre Pflicht, für die Eltern zu sorgen, zu delegieren (vergessen wir nicht, 
dass gegenseitige Verpflichtung eine grundlegende Dimension sozialer 
Bindungen darstellt). Das heißt aber auch, dass die Eltern für die Erzie
hung der Kinder aufkommen müssen ohne die Garantie, dass diese sich 
später einmal um sie kümmern werden. Dies könnte die Entscheidung, 
Kinder zu bekommen, beeinflussen, zumal wenn wir unseren Lebensstan
dard in Betracht ziehen, wie er in der modernen Konsumgesellschaft zur 
Norm geworden ist.

So hat das Sozialversicherungssystem -  mit den öffentlichen Pflege
einrichtungen und dem auf dem Umlageverfahren beruhenden Pensions
system (wo die gegenwärtigen Leistungen aus den gegenwärtigen Beiträ
gen finanziert werden) -  den Effekt, dass die persönlichen Bindungen 
zwischen Eltern und Kindern allmählich durch die Solidarität der Genera
tionen abgelöst werden. Die aktive Generation finanziert die Pensionen 
der heutigen Pensionisten und den Unterhalt der Pflegeeinrichtungen, und
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dadurch erwirbt sie das Recht, eines Tages den Platz der Älteren einzuneh
men und von der nächsten Generation dieselben Leistungen zu erhalten. 
Anders ausgedrückt, soziale Bindungen werden durch institutioneile abge
löst -  durch in Gestalt bestimmter öffentlicher Einrichtungen institutio
nalisierte Verpflichtungen zwischen Generationen.6

Zudem lässt sich im modernen Wohlfahrtsstaat -  wie Luhmann (1981) 
dies festgestellt hat -  ein Legitimationsschwund im Hinblick auf die So
lidarität zwischen den Generationen beobachten. Dieses Phänomen könn
te nicht nur zum Zusammenbruch des auf dem Umlageverfahren basieren
den Pensionssystems führen, sondern auch soziale Konflikte zwischen den 
Generationen auslösen (s. Heclo in: George, Wilding 1999, S. 10). Davon 
ahnten die Verfechter der Idee der intergenerationellen Solidarität nichts, 
als sie ihr Projekt ins Werk setzten; dies ist bloß ein Beispiel für eine 
unerwünschte Nebenwirkung.

Drittens werden Bindungen stiftende Prinzipien wie etwa die Sorge für 
die schwächsten Mitglieder der Gesellschaft (wie in der egalitären Theorie 
der Gerechtigkeit -  Rawls 1971), »die Sorge für die Armen« (wie in der 
katholischen Soziallehre dargelegt), die Gegenseitigkeit auf lokaler Ebene 
(Kommunitarismus) oder zwischen den Arbeitern (Bismarcks Modell der 
Sozialversicherung) zur Legitimierung sozialpolitischer Programme her
angezogen. Es geht dabei nicht darum, ob wir durch diese Programme 
soziale Bindungen erzeugen oder verstärken wollen, vielmehr stellt umge
kehrt die Existenz von sozialen Bindungen eine Grenzbedingung für die 
Wahl sozialer Programme dar. Das Fehlen sozialer Bindungen zwischen 
den Mitgliedern einer Gesellschaft kann derartige Programme undurch
führbar machen. Die »Nettozahler" eines Programms müssen die norma
tive Rechtfertigung, die für soziale Transfers innerhalb einer Sozialstruktur 
postuliert wird (z.B. Umverteilung »von den Reichen zu den Armen"), 
akzeptieren. Soziale Transfers allein über staatliche Finanzierung würden 
das gesamte System degenerieren lassen. Wo die Umverteilung einer sozia
len Legitimierung entbehrt, wirken Hilfsprogramme für die Armen stig
matisierend und demütigend, wie die Erfahrung im viktorianischen Eng
land gezeigt hat (Bruce 1974, S. 89-116).

Die Geschichte und die Versicherungsmathematik belegen die Vorteile 
einer auf Gegenseitigkeit beruhenden kollektiven Vorsorge gegen soziale 
Risiken. Sie gewährt den versicherten Individuen ein größeres Maß an 
Schutz bei geringeren Kosten. Versicherungsinstitutionen einzurichten
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war daher durchaus vernünftig, und dies nicht nur aus staatlicher Perspek
tive, sondern auch aus der Sicht der Beteiligten. Anders gesagt, die Vertei
lung des sozialen Risikos auf die Gemeinschaft (also horizontale Solidari
tät) ist kein Nullsummenspiel, sondern generiert einen Mehrwert.

III. Sozialpolitik und soziale Bindungen in Perioden 
ökonomischer Transformation

In der Geschichte der Sozialpolitik gibt es Perioden und Schulen, in denen 
sozialen Bindungen ein besonderer Stellenwert zukommt. Insbesondere 
die Schule Emile Dürkheims betonte die Verbindungen zwischen Arbeits
teilung, Form der sozialen Bindungen und der Sozialpolitik des Staates. 
Allgemein gilt, dass eine solidaritätsorientierte Sozialpolitik in Perioden 
rascher ökonomischer und sozialer Veränderungen besondere Bedeutung 
gewinnt, da, wie Dürkheim (1977) gezeigt hat, plötzliche Transformation 
oft mit sozialer Anomie Hand in Hand geht, für die eine Schwächung 
sozialer Bindungen charakteristisch ist. Dem entgegenzuwirken, ist in 
solchen Perioden Aufgabe der Sozialpolitik.

Die Arbeiter- und Angestelltenversicherung wurde eingerichtet, um die 
»Arbeiterfrage« zu lösen, die im Laufe des 19. Jahrhunderts als Resultat der 
fortschreitenden Industrialisierung und Urbanisierung entstanden war. 
Das Versicherungssystem stellte das Hauptinstrument dar, um die ne
gativen sozialen Auswirkungen dieses Prozesses aufzufangen (Luhmann 
1981),

Das Bismarcksche, konservativ-korporatistische Modell des Wohl
fahrtsstaats wurde immer wieder kritisiert, weil es Klassenunterschiede 
und Einkommensungleichheit reproduziert: Die Ansprüche auf eine be
stimmte Leistung (z.B. Arbeitslosenunterstützung oder Pension) sind von 
der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Klasse bzw. Berufsgruppe abhän
gig (Esping-Andersen 1996, S. 67). Die umverteilende Wirkung von Sozi
alleistungen ist daher nur gering.

Die wirtschaftlichen Veränderungen am Beginn des industriellen Zeit
alters führten zu einer Entwurzelung jener Menschen, die auf der Suche 
nach einem Arbeitsplatz aus den ländlichen Gebieten in die Städte ström
ten. Die Sozialversicherung sollte dazu beitragen, die Auswirkungen des 
Verlustes der traditionellen Bindungen zu kompensieren. Mit dem postin
dustriellen Zeitalter entstanden neue Faktoren, welche die sozialen Bin-
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düngen in zweifacher Weise schwächten. Zum einen werden durch die 
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und die steigende Mobilität der Arbeit
nehmer (Beck 1986) die mit dem Arbeitsplatz verbundenen sozialen Bin
dungen gelockert und kurzlebiger. Daher auch die Renaissance der Idee 
lokaler Gemeinschaften, die sich um den Wohnsitz herum bilden. Dem 
würde eine Dezentralisierung der Sozialpolitik zugunsten lokaler Selbst
verwaltungseinrichtungen entsprechen, inspiriert von kommunitaristi- 
schen Konzepten (Etzioni 1998). Zum anderen werden die sozialen Bin
dungen durch den beschleunigten Ausschluss von Menschen aus dem 
Arbeitsmarkt untergraben. Die Antwort auf dieses Phänomen liegt in einer 
Politik der sozialen Integration, insbesondere durch aktivierende Pro
gramme für Arbeitslose (van Berkel, Möller 2002; Pascual 2004). In West
europa scheint diese Politik einer Neuauflage von Baldwins sozialer Soli
daritätspolitik zu entsprechen.

Im Folgenden wollen wir untersuchen, wie die sozialen Bindungen 
durch die Sozialpolitik in den ehemaligen sozialistischen Staaten Ostmit
teleuropas nach 1989 beeinflusst wurden -  eine Frage, die bisher kaum 
einer gründlichen Analyse unterzogen wurde. Das ist umso mehr zu be
dauern, als die Region in der Periode der Transformation ein veritables 
»Versuchsfeld« darstellt.

Das Tempo der wirtschaftlichen Veränderungen, die hier stattfinden, 
übertrifft selbst die Industrialisierung in Deutschland gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts. Bismarcks Deutschland, das einen Platz unter den 
hochentwickelten Industriestaaten beanspruchte, baute seine Industrie auf 
und schuf gleichzeitig eine Sozialversicherung mit stark bindungsbilden
dem Charakter (Rosenhaft 1994). Die Frage liegt nahe, ob wir in der Lage 
sind, ein ähnliches »Produkt« herzustellen, um die sozialen Folgen der 
Transformationen in den postsozialistischen Ökonomien unserer Jahr
hundertwende abzufedern.

Die Bildung von Bindungen in der polnischen Solidamosc-Bewegung

Im Falle Polens, dem größten Land der Region -  das zudem Vorreiter bei 
den politischen und sozialen Veränderungen war -, sollte der Solidarnosc- 
Bewegung eine bedeutende Rolle bei der Bindungen stiftenden Sozialpoli
tik zukommen (Kaczmarczyk 2005, S. 33). Die Bewegung bezog ihre 
soziale Legitimität, wie ihr geistlicher Berater Jözef Tischner (1982) her
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vorhob, aus einer »Ethik der Solidarität«, und Graham Crow sprach von 
dem Phänomen einer spezifischen »Solidarität der Solidamosc« (Crow 
2002, S. 90-109).

Leider hatten die Erfahrungen der Solidamosc keinen nachhaltigen Ein
fluss auf die Transformation der 1990er Jahre. Dafür bieten sich zwei 
Erklärungen an. Die erste verweist auf die sozialen Folgen des Kriegsrechts 
aus dem Jahre 1981, das die Solidamosc als Gewerkschaft für illegal erklärte 
und die daraus hervorgegangene soziale Bewegung auflöste. Während es 
der So/z^nzosc-Gewerkschaft gelang, sich im Untergrund neu zu formie
ren und sie sich Selbsthilfegruppen anschloss, die mehr oder weniger 
offiziell existierten und die Infrastruktur der katholischen Kirche benütz
ten, reagierte die Mehrzahl der polnischen Bürger auf die Verhängung des 
Kriegsrechts mit einem »Rückzug ins Privatleben« (Nowak 1989). Wiktor 
Osiatynski bietet noch eine andere Erklärung: Die Natur des Solidamosc- 
Projekts selbst, das im Kontext des realen Sozialismus entstanden war, 
mache es unvereinbar mit den Bedingungen des entstehenden Kapitalis
mus der 1990er Jahre, in dem »der Wettbewerb die Solidarität abgelöst hat« 
(Osiatynski 2004, S. 3 lf).

Und Edmund Mokrzycki meint zusammenfassend, »Die polnische 
‘selbstverwaltete Republik’ hat das System, das sie bekämpfte, nicht über
lebt. Es waren die einzigartigen Umstände dieses Kampfes, dem sie ihre 
Entstehung verdankte und die ihr den Charakter einer Bürgergesellschaft 
verliehen. Der Untergang des Kommunismus brachte (...) einen beschleu
nigten Zerfall des gesamten Syndroms der polnischen Bürgergesellschaft 
mit sich (...). Die Veränderungen im System führten zu einer radikalen 
Verbesserung der horizontalen Bindungen, sie vermochten aber nicht das 
‘soziale Vakuum’ aufzufüllen. Im Gegenteil -  in dieser Hinsicht war eine 
gewisse Rückwärtsbewegung zu beobachten. Das Feindbild der kommu
nistischen Behörden hatte das Volk geeint, eine Plattform für Verständi
gung und den Anschein echter horizontaler Bindungen geschaffen. Heute 
ist das Fehlen (oder die Hartnäckigkeit?) dieser Bindungen manifester als 
je zuvor« (Mokrzycki 2001, S. 23).

Die Marginalisierung des Ethos der Solidarität lässt sich auch als Teil 
umfassenderer Prozesse erklären. Sie ist nicht zuletzt eine Folge der Indi
vidualisierung des sozialen Lebens (Ester, Halman, de Moor 1994), welche 
Polen und die anderen mittel- und osteuropäischen Staaten nach dem Fall 
des Eisernen Vorhangs erfasste.
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All diese Ansätze sind jedoch eindimensionaler Natur. Wenn wir die 
sozialen Reformen in Polen und im übrigen Ostmitteleuropa einer sorgfäl
tigen Analyse unterziehen, sehen wir, dass die sozialpolitischen Bestrebun
gen der Bildung sozialer Bindungen galten, wenngleich diese Bestrebungen 
auch unvollständig und inkohärent waren. Dies ändert jedoch nichts an der 
Tatsache, dass die Reformen der 1990er Jahre von einem liberalen Geist 
geprägt waren (freie Marktwirtschaft, Privatisierung, Individualisierung) 
und die Länder Ostmitteleuropas insgesamt liberaler wurden als die »al
ten« EU-Mitgliedstaaten. Dies sei anhand von vier Beispielen illustriert.

1. Das Selbstverwaltungsmodell der Sozialhilfe: Zwischen Gegenseitigkeit 
und staatlichem sozialen Netz
In den postsozialistischen Ländern stellt die Wiederherstellung der Selbst
verwaltung auf lokaler Ebene eines der fundamentalen Elemente der zahl
losen Veränderungen nach dem Niedergang des Kommunismus dar. Den 
lokalen Selbstverwaltungsbehörden wurden die meisten Aufgaben der 
Wohlfahrt übertragen. Das soziale Wohlfahrtsnetz auf der Grundeinrich
tung der Selbstverwaltung -  der Gemeinde -  aufzubauen, ist keine be
sonders originelle Lösung. Es ist die Norm in ganz Europa und geht auf 
die »Armengesetze« des Elisabetanischen Zeitalters im frühen 17. Jahrhun
derts zurück (Bruce 1974, S. 32-56), als der englische Staat die Unterstüt
zung der Armen übernahm und auf lokaler Ebene organisierte, nachdem 
er den Besitz der katholischen Kirche konfisziert und in der Folge die 
karitative Arbeit der englischen Klöster untersagt hatte.

Das dezentralisierte, auf Selbstverwaltung beruhende Modell der sozia
len Unterstützung fördert die sozialen Bindungen, indem es sich auf die 
bestehenden Bindungen zwischen den Mitgliedern der jeweiligen Gemein
de stützt. Dem liegt die Idee zugrunde, dass es die Pflicht der Gemeinde ist, 
die Grundbedürfnisse ihrer schwächsten Mitglieder zu befriedigen.

Die von Gemeinden betriebenen Sozialhilfeeinrichtungen sollen gleich
zeitig auch als öffentliches soziales Netz dienen (Standing 1996), zum 
Nutzen derjenigen, die durch ökonomische Veränderungen benachteiligt 
wurden. Von diesen Einrichtungen wurde daher erwartet, entsprechende 
Hilfsprogramme anzubieten, die über Transfers aus dem Staatshaushalt 
finanziert wurden. Im Laufe der Zeit überwogen die mit der Unterhaltung 
des »sozialen Netzes" verbundenen Pflichten jene der Förderung von 
sozialen Bindungen. Die Folge war, dass die Legitimität der sozialen
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Wohlfahrtszentren als in den Gemeinden verwurzelte Einrichtungen un
tergraben und das Klischee gestärkt wurde, dass diese Einrichtungen vor
wiegend zur Verteilung von Barleistungen dienen (Kazmierczak, Rymsza 
2003).

2. Die Institutionalisierung des gesellschaftlichen Dialogs: eine halbe Er
folgsstory
Die SoW^rzzosc-Erfahrung scheint sich am unmittelbarsten im Aufbau 
eines Systems für den sozialen Dialog in Polen nach 1989 niedergeschlagen 
zu haben -  vor allem wohl, weil Solidarnosc in erster Linie eine unabhän
gige Gewerkschaft war. Den sozialen Dialog zu fördern, heißt, das Prinzip 
der sozialen Solidarität durch die Implementierung von Mechanismen für 
kollektive Verhandlungen und konsensorientierte Entscheidungen zu in
stitutionalisieren. In diesem Ansatz klingen Elemente des katholischen 
Postulats an, das sich am »Gemeinwohl" orientiert und dazu aufruft, die 
Interessen von Arbeitgebern und -nehmern auf nichtantagonistischer Ba
sis zu verhandeln. Die Enzyklika Lahorem exercens, das programmatische 
Dokument der Kirche zu den Arbeitgeber-/Arbeitnehmerbeziehungen 
und zum sozialen Dialog, ist weitgehend ein Destillat der Erfahrungen der 
polnischen Solidarnosc aus der Perspektive Johannes Pauls II.

In allen Ländern der Region wurden Gesetze verabschiedet, die das 
Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern regeln (Kohl, Plat
zer 2004). Insbesondere Ungarn bemühte sich, die polnischen Erfahrungen 
des solidaritätsbegründenden sozialen Dialogs als Vorbild zu nehmen. 
Doch erwies sich die Einrichtung eines Dialogs, der darauf ausgerichtet ist, 
einen Konsens für die notwendigen Reformen zu stiften, in den ost- und 
mitteleuropäischen Staaten als schwierig. In all diesen Ländern wurden 
Arbeitgeberorganisationen aus dem Nichts geschaffen, und ihre Repräsen
tanten erwiesen sich eine Zeitlang als ziemlich problematisch. Zweitens 
warfen sich die großen Gewerkschaften kopfüber ins politische Getüm
mel. Drittens versuchte der Staat, insbesondere in der Slowakei und in der 
tschechischen Republik, den Dialog unter seine Kontrolle zu bringen und 
ihn zur Durchsetzung seiner Politik zu instrumentalisieren. Viertens 
schwächte die liberale Reform, vor allem in den baltischen Staaten, die 
Bedeutung der Arbeitgeber-/Arbeitnehmerbeziehungen.

Trotz all dieser Hürden brachten die 1990er Jahre eine Legitimierung 
des sozialen Dialogs in der Region, wenngleich der gewerkschaftliche
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Organisationsgrad sank (wie auch in den anderen EU-Staaten) und die 
Legitimität der Arbeitgeberorganisationen schwach blieb. Der gesell
schaftliche Dialog hat heute einen festen Platz in den Arbeitgeber-/Arbeit
nehmerbeziehungen und wird mittlerweile ergänzt durch Elemente eines 
zivilgesellschaftlichen Dialogs (z.B. Beratungen über Gesetzesentwürfe 
mit Nichtregierungsorganisationen).

3. Pensionsreformen: Vom kollektiven Handeln zur individuellen Sicherung 
Die in den letzten Jahren von Polen und Ungarn initiierten Pensionsrefor
men sind für die gesamte Region charakteristisch. Sie beruhen auf dem 
Pensionskonzept der Weltbank (Averting the Old Age Crisis 1994) und 
stellen einen Bruch mit dem Umlageverfahren dar, insofern individuelle 
Vorsorge die Solidarität zwischen den Generationen ersetzen soll. Es wird 
nun jedem Einzelnen zugemutet, die Finanzierung seiner Pension selbst in 
die Hand zu nehmen. Dieser Systemwechsel hatte das Ziel, »Gruppenvor
sorge" zugunsten von »individueller Vorsorge" einzuschränken. Aller
dings ist das neue System nicht voll und ganz individualistisch, insofern die 
Teilnahme am Rentensparprogramm nicht freiwillig erfolgt, sondern ge
setzlich vorgeschrieben ist.

Der ideologische Individualismus der Reformer zeigt sich auch in den 
gesetzlichen und organisatorischen Aspekten des neuen Systems. Den 
Versicherungsnehmern steht es frei, die Rentenfonds zu wechseln, und sie 
nehmen dabei ihr angespartes Pensionskapital mit. Wie groß diese Trans
fers auch sein mögen, sie stellen doch nie mehr als die Summe der indivi
duellen Handlungen dar, und die einschlägigen Gesetze sehen auch keine 
Form von kollektivem Handeln vor. Gerade dieser Punkt dürfte eine 
Haupthürde bei der Implementierung eines solchen Modells in Westeuro
pa darstellen, gilt dort das Ausmaß kollektiven Handeln doch als Schlüsse
lindikator für eine partizipatorische Demokratie (Rymsza 2002b).

Die Einführung individuellen Sparens ist indes durch Kompromisse 
gekennzeichnet. Während es einerseits möglich ist, individuell Pensions
fonds anzulegen, stellt die Auszahlung der Pensionsbeträge in einem völlig 
individualistischen System technische Probleme, da der Zeitraum, für den 
die Pension bezogen wird, nicht vorhersehbar ist. Man muss daher auf 
statistische Lebenserwartungstabellen nach Erreichen des Pensionsalters 
zurückgreifen und so einen unvermeidbaren Anteil an Umverteilung ein
führen, der auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit basiert.
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Die in Ostmitteleuropa durchgeführten Pensionsreformen zeigen, dass 
Systeme sozialer Sicherheit einer radikalen Individualisierung unterworfen 
werden können, dass sie aber nie ganz auf Gegenseitigkeit und Gruppen
vorsorge verzichten können.

4. Das Ein-Prozent-System als regionales philantropisches Konzept 
Ungarn, gefolgt von der Slowakei, Litauen und Polen (die Tschechische 
Republik und Rumänien werden sich demnächst anschließen) haben Ge
setze verabschiedet, die es Individuen ermöglicht, ein Prozent ihrer Ein
kommensteuer einer dem öffentlichen Wohl dienenden Nichtregierungs- 
Organisation zukommen zu lassen (Bullain 2004).

Einer der Gründe für die Einführung dieses Systems war, Wohltätigkeit 
und Philanthropie zu unterstützen. Gemeinnützige Einrichtungen verfü
gen nun dank dieser Regelung über eine zusätzliche Einnahmequelle. Der 
Mechanismus soll darüber hinaus das Wissen über NGOs verbreitern und 
unter der Bevölkerung die Bürgersolidarität und die Sensibilität für die 
Bedürfnisse der Mitbürger fördern.

Ein gewisses Problem stellt sich dadurch, dass hier zwei verschiedene 
Sphären vermischt werden: Umverteilung öffentlicher Gelder und Philan- 
tropie. Denn was geschieht hier anderes, als der Umverteilung einen sozia
len Anstrich zu verleihen? Der Staat ermöglicht es interessierten Bürgern 
zu entscheiden, welche Einrichtung ein Prozent des Betrags erhält, den sie 
in Form von Steuern dem Staat entrichten müssen. In Ungarn, dem ersten 
Land, das diesen Mechanismus eingeführt hat, überweist der Steuerzahler 
sein Prozent nicht direkt an die von ihm bestimmte Nichtregierungsorga
nisation; vielmehr vermerkt er seine Präferenz in seiner Steuererklärung, 
und der Staat übernimmt dann den tatsächlichen Transfer (Bullain 2004). 
In Polen sieht dieser Mechanismus etwas komplizierter aus: Der Bürger 
überweist seinen Prozentbetrag an eine NGO seiner Wahl, informiert die 
Steuerbehörde darüber und erhält dann die entsprechende Summe von der 
zuständigen Steuerbehörde erstattet (Schimanek 2004).

In der Praxis kann dieses System wechselseitige Bindungen fördern. 
Wenn ich eine »meiner" Organisationen wähle, so wird mein Beitrag »bei 
uns" bleiben. Das ist nur recht und billig -  gegenseitige Bindungen bilden 
soziales Kapital. Problematisch erscheint mir nur, wenn dies mit Philan
thropie verwechselt wird.

Das Ein-Prozent-System stellt ein interessantes Beispiel für einen be
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wussten Mechanismus zur Bildung von Bindungen dar, der auf komplexe 
Weise die Umverteilung öffentlicher Gelder mit privater Philanthropie 
kombiniert (Wygnanski 2004). Vielleicht liegt es an der Schwerfälligkeit 
des Systems, dass bloß ein kleiner Teil der Bürger von ihrem Recht Ge
brauch machen, eine bestimmte, selbst gewählte Nichtegierungsorganisa
tion zu unterstützen (bis zu 30 % in einigen Ländern, in anderen bedeu
tend weniger). Von daher ist es schwer zu bewerten, in welchem Maße das 
Ein-Prozent-Gesetz die Bildung sozialer Bindungen fördert.

IV. Schlussfolgerungen

Diese vier Beispiele von Sozialreformen in Ostmitteleuropa illustrieren die 
Inkonsequenz der politischen Entscheidungsträger und den fragmentari
schen Charakter der durchgeführten Maßnahmen, die Bildung sozialer 
Bindungen durch sozialpolitische Programme zu fördern. Zum ersten wird 
häufig der Fehler begangen, nicht zwischen vertikaler und horizontaler 
Solidarität zu unterscheiden (siehe das Beispiel des Ein-Prozent-Sy- 
stems). Zweitens wurde der Versuch unternommen, Institutionen zu 
schaffen, die die lokalen Gemeinschaften (insbesondere die bindungsstif
tende Rolle von kommunalen sozialen Einrichtungen) stärken sollen, 
doch wurden diese Einrichtungen bald mit Aufgaben überlastet, die 
makrostrukturelle Reformen des Wohlfahrtssystems erfordern. D rit
tens war die Institutionalisierung des sozialen Dialogs nur ein halber 
Erfolg. Viertens gab es auch Reformen, die darauf abzielten, die sozialen 
Bindungen zu schwächen und die individuelle Vorsorge zu stärken (Pen
sionsreform).

Die aufgeführten Beispiele, wie politische Entscheidungsträger die 
Form und Stärke sozialer Bindungen zu beeinflussen suchen, lassen so
wohl eine Vision der Sozialordung vermissen, die sie schließlich und end
lich zu verwirklichen hoffen, als auch Entschlossenheit zu starken indivi
dualistischen Akzenten. Die Tatsache, dass die Entscheidungsträger in den 
Ländern Ostmitteleuropas sofort nach dem Beitritt zur Europäischen Uni
on Programme gegen soziale Ausgrenzung propagierten, überrascht. Die 
aktuellen nationalen Dokumente zur Sozialpolitik (die im Einklang mit 
den einschlägigen EU-Prozeduren stehen) sind voller Hinweise auf die 
Notwendigkeit sozialer Integration, der Aufrechterhaltung gesellschaftli
chen Zusammenhalts etc. Sollte dies als stillschweigendes Eingeständnis
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der Fehler der Vergangenheit verstanden werden? Oder belegt es die 
pauschale Übernahme der EU-Prioritäten (samt den finanziellen Ressour
cen zu ihrer Umsetzung)? Oder erleben wir heute gar eine Akzentver
schiebung auf soziale Präferenzen, eine Wiedergeburt des Ethos der Soli
darität?

Möglicherweise kommt hier ein Zug von sozialer Sensibilität zum Vor
schein, die im vergangenen Jahrzehnt geschlummert hatte, verdeckt von 
dem Massentrieb zu individuellem Erfolg in der neuen Marktwirtschaft. 
Vielleicht entspricht dies den Gesetzmäßigkeiten des »Übergangs aus dem 
Sozialismus" -  vom Verwerfen von allem, was nach Kollektivismus 
riecht, über die Legitimierung des Individualismus bis schließlich hin zu 
einer neuerlichen Suche nach Gemeinschaft und sozialen Bindungen? Ich 
hätte nichts gegen eine solche Wende und gegen eine Renaissance des 
bindungsstiftenden Ethos der Solidarnosc in Ostmitteleuropa.

Aus dem Englischen von Andrea, Marenzeller
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Anmerkungen
1 Dieser Beitrag basiert auf dem Artikel des Autors »Polityka spoleczna i wiezi spoleczne. 

Przypadek Trzeciej Rzeczpospolitej«, in: Societas/Communitas 2006, N r. 1, S. 197-220.
2 Vgl. die Analyse der Typen von Solidarität in Spicker (2000, S. 38-48). Spicker verwendet 

andere Begriffe: Er spricht von sozialen Solidaritäten (in der Mehrzahl), die in Form von 
Altruismus und Verantwortung (vertikale Solidarität) oder gegenseitiger Hilfe (horizontaler 
Solidarität) auftreten.

3 Ich verwende das Adjektiv »liberal« im europäischen Sinne, um das Misstrauen gegenüber 
staatlichem Eingreifen zu bezeichnen. In den USA ist der Begriff »liberal« den Demokraten 
Vorbehalten, als Gegensatz zu den marktorientierteren Republikanern (die als »konservativ« 
bezeichnet werden). Daher wird das egalitäre Konzept von John Rawls (1971) und nicht das 
Konzept des freien Marktes von Milton Friedman als liberal angesehen, sehr zum Verdruss 
des letztgenannten (vgl. Friedman 1982).

4 Dies hat mit dem auf dem europäischen Kontinent vorherrschenden Machtgleichgewicht zu 
tun, wo es zwei Blöcke gibt: einen von christdemokratischen und von Bauernparteien und 
einen zweiten, von den Sozialdemokraten geprägten Block; die relativ schmale Mitte zwischen 
beiden stellen die Liberalen. In den 1990er Jahren und in diesem Jahrzehnt lässt sich eine 
Konjunktur neoliberaler Konzepte beobachten (Rymsza 1998; 2004).

5 Die kommunitaristische Bewegung hat ihren Ursprung in Amerika (vgl. Etzioni 1993); sie hat 
aber auch Einfluss auf das Konzept des »dritten Weges«, wie er von der neuen Linken in 
Europa propagiert wird (Kowalik 2001).

6 Kurt Biedenkopf hat das Ausmaß der Delegitimierung der Solidarität zwischen den Genera
tionen erörtert (2005). Ich folge Biedenkopf in seiner Differenzierung zwischen persönlichen 
und institutioneilen Bindungen, die sich nicht mit der von Ferdinand Tönnis getroffenen 
Unterscheidung zwischen Bindungen innerhalb der Gemeinschaft bzw. innerhalb der Gesell
schaft deckt.
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DIE AUSWIRKUNGEN DER IMMIGRATION AUF DIE 

AMERIKANISCHE GESELLSCHAFT 
Ein Blick zurück in die Zukunft

Die meisten Amerikaner feiern zwar ihr Erbe und ihre Identität als »Na
tion von Einwanderern«, ihre Meinungen über die Zukunft der Immigra
tion gehen allerdings stark auseinander. Viele befürworten eine weitere 
Einwanderung energisch, sie sehen darin ein notwendiges Ingrediens für 
das Wirtschaftswachstum und ein unverzichtbares Element für eine kos
mopolitischen Gesellschaft. Beinahe 60 Millionen Menschen -  über ein 
Fünftel der amerikanischen Gesamtbevölkerung -  sind Einwanderer 
oder Kinder von Einwanderern. Für die meisten von ihnen ist eine groß
zügige Einwanderungspolitik keine abstrakte Ideologie, sondern ein Mittel 
der Familienzusammenführung und eine Bestätigung, dass auch sie Teil des 
»amerikanischen Traums« sind.

Andererseits gibt es einen beträchtlichen Anteil, vielleicht die Mehrheit 
der Amerikaner, der eine weitere massive Immigration ablehnt. Viele Ein
wanderungsgegner sind Alteingesessene, die so gut wie vergessen haben, 
dass auch ihre eigenen Vorfahren einst in Amerika eingewandert sind. Sie 
leben häufig in Klein- und Vorstädten und haben in ihrer Nachbarschaft, 
in ihren Kirchgemeinden und Freundeskreisen relativ wenig Kontakt zu 
Immigrantenfamilien. Jenseits der Debatte über die wirtschaftlichen Fol
gen der Einwanderung prägen auch emotionale Faktoren die innere Ein
stellung zur Immigration. Viele Amerikaner fühlen sich, wie die Menschen 
überall auf der Welt, mit dem Vertrauten wohler als mit dem Wandel. Sie 
befürchten, dass sich Neuankömmlinge mit anderen Sprachen, Religionen 
und Kulturen gegen ihre Integration sträuben und kein Englisch lernen.

Häufig wurzeln die Befürchtungen der Alteingesessenen und die Wahr
nehmung neuer Einwanderer in Ignoranz und Vorurteilen, aber die Zu-

* Der Autor beendete diesen Artikel als Bixby Visiting Scholar des Population Reference 
Bureau in Washington, D.C.
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kunftsangst vieler Amerikaner ist nicht ganz irrational. Mit der Globalisie
rung und der massiven industriellen Restrukturierung in vielen traditionel
len Beschäftigungszweigen (sowohl von Arbeitern wie von Angestellten) 
fürchten viele der im Land Geborenen um ihre Zukunft und die ihrer 
Kinder. Die Medien bringen häufig Beispiele von Industrien, die zu Nied
riglöhnen eingesessene Arbeiter durch Immigranten ersetzen. In einigen 
Zweigen wie der Gemüse- und Obsternte suchen nur sehr wenige im Land 
geborene Amerikaner Arbeit, aber Immigranten werden auch anderswo 
überproportional beschäftigt, darunter in der Fleischverarbeitung, der 
Bauwirtschaft, in Krankenhäusern und sogar in vielen Bereichen der Uni
versitätsforschung -  ein willkommenes Fressen für skrupellose Politiker, 
um verbreitete Ängste für ihre eigenen Zwecke auszubeuten.

Es lässt sich nicht Vorhersagen, welche Rolle die Einwanderung in 
Amerika in Zukunft spielen wird, doch ein Blick in die Vergangenheit 
lohnt sich. Für die gegenwärtigen Debatten und die Feindseligkeit gegen
über Immigranten lassen sich Entsprechungen quer durch die amerikani
sche Geschichte finden. Am meisten überrascht dabei, dass fast alle popu
lären Ängste vor Einwanderung und sogar die Urteile von »Experten« 
über deren negative Auswirkungen von der Geschichte widerlegt wurden. 
Nicht nur haben sich fast alle Immigranten (oder ihre Nachkommen) mit 
der Zeit assimiliert, sie haben die amerikanische Gesellschaft auch in viel
fältiger Weise bereichert. Die folgenden Ausführungen blicken zurück auf 
die Ängste der alteingesessenen Amerikaner vor Immigration und auf den 
historischen Beitrag von Einwanderern zu politischen Reformen, zur Ent
wicklung der Industrie und auch der amerikanischen Kultur.

Einwanderung in die USA: Ein kurzer Überblick

Die Immigration begann in Nordamerika mit den spanischen Siedlern des 
16. und den französischen und englischen Siedlern des 17. Jahrhunderts. In 
den hundert Jahren vor der amerikanischen Revolution gab es einen gro
ßen Zustrom von freien Arbeitern und Schuldknechten1 aus England und 
anderen Teilen Europas und von Sklaven aus Afrika und der Karibik.

Einwanderung gab es die ganze amerikanische Geschichte hindurch, 
aber zwei epochale Phasen stechen heraus: die Masseneinwanderung zwi
schen 1880 und 1924 vor allem aus Süd- und Osteuropa und die Immigra
tionswelle nach 1965 vor allem aus Lateinamerika und Asien.2 Während
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jeder dieser Wellen kamen mehr als 25 Millionen Zuwanderer, und die 
jüngere ist noch lange nicht abgeschlossen. In einigen Rekordjahren gleich 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts trafen jährlich etwa eine Millionen Immi
granten ein, was über einem Prozent der damaligen US-Bevölkerung ent
sprach. Auch zu Beginn des 21. Jahrhunderts gab es einige Jahre mit mehr 
als einer Million legaler Immigranten, aber bei einer Gesamtbevölkerung 
von heute beinahe 300 Millionen Menschen sind die Auswirkungen weit 
geringer als noch Anfang des 20. Jahrhunderts.

Die erste Auswirkung der Immigration ist demographischer Art. Die 
Mehrheit der heutigen amerikanischen Bevölkerung ist aus den 70 Millio
nen Einwanderern hervorgegangen, die seit Gründung der Republik nach 
Amerika kamen (offizielle Statistiken wurden erst seit 1820 geführt).3 Die 
meisten Amerikaner haben ein Gefühl historischer Kontinuität seit der 
Gründung der USA, aber dies ist vor allem das Ergebnis von Sozialisation 
und Erziehung, nicht von Abstammung. Der Teil der amerikanischen 
Bevölkerung, der auf die längste einheimische Geschichte zurückblicken 
kann, sind die Afroamerikaner: Sie stammen fast alle von Sklaven ab, die 
im 17. und 18. Jahrhundert nach Amerika verschleppt wurden.4

Ein Großteil der historischen Debatte über die Konsequenzen der Ein
wanderung hat sich immer schon auf die »Ursprünge« der Immigranten 
konzentriert -  darauf, woher sie kamen. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 
als die Einwanderung aus Süd- und Osteuropa ihren Höhepunkt erreichte, 
versuchten viele alteingesessene Amerikaner das traditionelle Bild Ameri
kas als ein in erster Linie von den Nachfahren nordwesteuropäischer 
Einwanderer, besonders protestantischer Engländer, geprägtes Land zu 
bewahren.5 Die Einwanderungsbeschränkungen der 1920er Jahre waren 
darauf angelegt, die historischen »nationalen Ursprünge« der amerikani
schen Bevölkerung zu erhalten.6 Die amerikanische Bevölkerung war je
doch immer weit verschiedenartiger als das »anglozentrische« Image des 
18. Jahrhunderts. Die erste amerikanische Volkszählung von 1790 kurz 
nach Bildung der Vereinigten Staaten zählte etwas weniger als vier Millio
nen Menschen, von denen mindestens 20 % afrikanischer Herkunft wa
ren.7 Es gibt vor Ende des 19. Jahrhunderts keine offiziellen Zahlen für die 
amerikanischen Indianer, aber sie stellten im 18. Jahrhundert in den mei
sten Gebieten, aus denen schließlich die USA wurden, die vorherrschende 
Bevölkerung. Die Schätzungen des Bevölkerungsanteils nicht-englischer 
Herkunft im Jahr 1790 reichen von 20 bis 40 %.8
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Jede neue Einwandererwelle in die USA stieß auf mehr oder minder 
ausgeprägte Feindseligkeit und löste verbreitete Ängste aus, dass Immi
granten der amerikanischen Gesellschaft schaden oder sich nicht dem 
vorherrschenden American Way of Life anpassen würden. 1751 beklagte 
sich Benjamin Franklin über die »pfälzischen Bauerntrampel«, die versuch
ten, die Provinz Pennsylvania zu germanisieren und sich weigerten, Eng
lisch zu lernen.9 Während des ganzen 19. Jahrhunderts galten irische und 
deutsche Amerikaner, besonders Katholiken, den alteingesessenen Ameri
kanern im Hinblick auf Kultur und Status nicht als vollgültige Bürger. Im 
Mai 1844 gab es dreitägige Krawalle in Kensington, einem irischen Vorort 
von Philadelphia, die in der Brandschatzung zweier katholischer Kirchen und 
anderer Gebäude gipfelten.10 Es war einer von vielen Zwischenfällen in den 
1840er und 1850er Jahren -  der Hochphase der so genannten »Know- 
Nothing-Bewegung« -, als katholische Kirchen und Klöster zerstört und 
Priester vom protestantischen Pöbel angegriffen wurden.11

Die Feindseligkeit alteingesessener Amerikaner gegen »Ausländer« ver
schärfte sich zum Ende des 19. und Beginn des 20. Jahrhunderts, als 
Rassenideologien und Antisemitismus auch in Amerika Fuß fassten. Die 
wachsende Welle des »Nativismus« -  der xenophobischen Verteidigung 
des Einheimischen -  hatte tiefe Wurzeln im Antikatholizismus und in 
der Angst vor ausländischen Radikalen. Das neue vorherrschende Element 
dieser Ideologie Ende des 19. Jahrhunderts war der Glaube an die Überle
genheit der angelsächsischen »Rasse«.12 Solche Vorstellungen verbanden 
sich mit der Forderung nach Beschränkung der Immigration und fanden 
in den gebildeten Eliten weithin Unterstützung. Die Immigration Restric- 
tion League, 1894 gegründet von jungen, in Harvard ausgebildeten Bosto- 
ner Intellektuellen, trat für eine Lese- und Schreibprüfung ein, um die 
Einwanderungsflut zu bremsen.13 Man nahm an, dass eine solche Prüfung 
die Immigration aus Süd- und Osteuropa vermindern würde, die eine 
»alarmierende Zahl von Analphabeten, Armen, Kriminellen und Geistes
kranken« ins Land spüle, »die den amerikanischen Charakter und die 
Bürgerschaft« bedrohten.14

Städte, in denen sich Einwanderer in großer Zahl niederließen, wurden 
verspottet und waren zugleich als Horte gefährlicher Menschen und radi
kaler Ideen gefürchtet.15 Solche Ressentiments wurden häufig von Intel
lektuellen geschürt, fanden aber auch bei vielen weißen Amerikanern in 
eher provinziellen und homogenen ländlichen Gebieten und Kleinstädten
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ein Echo. Während manche Reformer wie Jane Adams sich daranmachten, 
die vielen Missstände städtischer Elendsviertel zu lindern, ergingen sich 
andere wie z.B. Henry Adams, Nachfahre zweier amerikanischer Präsi
denten und berühmter Historiker und Literat, in aggressivem Nativismus 
und Antisemitismus.1

Das Gesetz gegen die Einreise chinesischer Arbeiter von 1882 (Chinese 
Exclusion Act) war der erste Schritt in Richtung einer geschlossenen Ge
sellschaft. Von den 1880er Jahren bis zu den 20er Jahren des folgenden 
Jahrhunderts führten sehr unterschiedliche Gruppen, von den alten Eliten 
Neuenglands über die Fortschrittsbewegung (Progressive Movement) im 
Mittleren Westen bis hin zum Ku Klux Klan, eine Kampagne zur Beendi
gung der Immigration unerwünschter Einwanderer aus Europa.17 In den 
frühen Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts suchte man die angebliche »Min
derwertigkeit« neuer Einwanderer im Vergleich zu den alteingesessenen 
Amerikanern mit der damals entstehenden Pseudowissenschaft der Euge
nik zu untermauern. Anfang der 20er Jahre wurden Einwanderungsquoten 
nach Nationalität eingeführt, um die Immigration aus Asien und Afrika so 
weit als möglich zu unterbinden und die Zahl der süd- und osteuropäi
schen Neuankömmlinge drastisch zu reduzieren.

Die Periode von 1924 bis 1965 mit ihrer äußerst restriktiven Immigrati
onspolitik war eine Ausnahme in der amerikanischen Geschichte. Wer in 
dieser Zeit aufwuchs, mag das hohe Niveau der Einwanderung in den 
letzten drei Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts für ungewöhnlich halten, 
eine hohe Immigration charakterisierte jedoch einen Großteil des 18. und 
19. Jahrhunderts und die ersten beiden Dekaden des 20. Jahrhunderts.

Politiker und viele Experten waren von den Auswirkungen des Einwan
derungsgesetzes von 1965 (auch als Hart-Cellar Act bekannt) überrascht. 
Dieses Gesetz sollte in erster Linie die in den 1920er erlassenen Nationali
tätsquoten beseitigen, durch die sich die Kinder und Enkel süd- und 
osteuropäischer Immigranten diskriminiert sahen. Die Befürworter dieser 
Reform strebten keine große neue Einwanderungswelle an. Sie erwarteten 
lediglich eine leichte Zunahme von Neuankömmlingen aus Italien, Grie
chenland und einigen anderen europäischen Ländern, da bis dahin getrennte 
Familien nun Zusammenkommen konnten, nicht aber einen langfristigen 
Anstieg der Zuwanderung.18

Die neuen Aufnahmekriterien des Gesetzes von 1965 waren Familien
zusammenführung und gesuchte berufliche Qualifikationen.19 Das neue



Auswirkungen der Immigration 89

Auswahlsystem ermöglichte Qualifizierten und Hochqualifizierten, vor 
allem Ärzten, Krankenschwestern und Ingenieuren aus asiatischen Län
dern, einzuwandern und schließlich für den Nachzug ihrer Familien zu 
bürgen. Zu etwa der gleichen Zeit und weitgehend unabhängig vom neuen 
Einwanderungsgesetz nahm die Immigration aus Lateinamerika zu. Die 
legale und illegale Migration aus Mexiko stieg an, nachdem das 1942 
begonnene sogenannte Bracero-Programm, das mexikanischen Landarbei
tern die Einreise in die USA ermöglichte, 1964 von der amerikanischen 
Regierung aufgekündigt worden war.20 In den 60er und 70er Jahren setzte 
sich im Gefolge der kubanischen Revolution zuerst die alte Elite in die USA 
ab, dann folgten Qualifizierte und Mittelschichtfamilien auf der Flucht vor 
Verfolgung und aufgezwungenem Sozialismus. Anfang der 70er Jahre gab es 
nach dem Zusammenbruch US-gestützter Regimes in Südostasien mehrere 
Wellen vietnamesischer, kambodschanischer und Hmong-Flüchtlinge. 
Dann, in den 80er Jahren, kamen neue Flüchtlinge aus mittelamerikani
schen Ländern wie Nicaragua, El Salvador und Guatemala.21

Jeder dieser Einwanderungs- und Flüchtlingsströme brachte sekundäre 
Immigration durch den Nachzug von Familienangehörigen. Im Jahr 2000 
gab es über 30 Millionen im Ausland geborene Menschen in den USA, von 
denen beinahe ein Drittel im vorangegangenen Jahrzehnt eingetroffen war. 
Rechnet man Immigranten und ihre Kinder (die zweite Generation) zu
sammen, haben über 60 Millionen Menschen -  oder einer von fünf Ame
rikanern -  junge Wurzeln in anderen Ländern.22 Obwohl das gegenwär
tige Immigrationsniveau -  relativ gesehen -  nicht an das Zeitalter der 
Massenmigration Anfang des 20. Jahrhunderts heranreicht, übersteigt die 
absolute Zahl der heutigen Immigranten bei weitem alle früheren Epochen der 
amerikanischen Geschichte und die Erfahrungen jedes anderen Landes.

Die amerikanische Geschichte lässt sich nicht von der Geschichte der 
Einwanderung trennen, oder, wie Oscar Handlin es formulierte: »Immi
granten waren die amerikanische Geschichte.«23 In den mittleren Jahr
zehnten des 19. Jahrhunderts spielten Einwanderer aus Deutschland 
und Skandinavien eine Hauptrolle bei der Besiedlung des Westens. 
Irische Immigranten stellten die meisten Arbeitskräfte beim Bau von 
Verkehrsnetzen. Einige Experten schätzen, dass die Union während des 
Bürgerkriegs den Vorteil eines größeren Arbeitskräftereservoirs vor 
allem den Immigranten verdankte, die sich in den Nordstaaten nieder
gelassen hatten.24
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Immigranten spielten auch eine wichtige Rolle beim Übergang zu einer 
städtisch-industriellen Wirtschaft im späten 19. und frühen 20. Jahrhun
dert. Einwanderer waren in den Lernberufen, im Bergbau, als fliegende 
Händler, Kaufleute und Arbeiter in städtischen Gebieten immer überre
präsentiert. Immigranten und ihre Kinder bildeten die Mehrheit der Arbei
ter in den Sweatshops der Bekleidungsindustrie von New York, im Koh
lebergbau von Pennsylvania und in den Schlachthöfen von Chicago. Die 
amerikanischen Städte im Zeitalter der Industrialisierung waren vor allem 
Immigrantenstädte.25 Die rasch expandierende Industriewirtschaft des 
Nordens und Mittleren Westens beschäftigte von 1880 bis 1920 überpro
portional viele frisch eingewanderte Arbeitskräfte und dann, von 1920 bis 
1950, afroamerikanische Arbeiter aus dem Süden. Etwa drei Viertel der 
Bevölkerung vieler großer Städte einschließlich New York, Chicago, Bo
ston, Cleveland, San Francisco, Buffalo, Milwaukee und Detroit bestanden 
aus Immigranten und ihren Kindern.26 Einwanderer blieben bis in die 
1920er Jahre die Mehrheit der städtischen Bevölkerung in den Industrie
städten des Nordostens und Mittleren Westens.27

Immigranten und ihre Kinder spielten auch in der jüngeren amerikani
schen Politik eine wichtige Rolle, so bei der Bildung der Roosevelt-Koali- 
tion in den 1930er Jahren und wiederum in den 60er Jahren bei der Wahl 
von John F. Kennedy. Der Grundstein für die Roosevelt-Koalition von 
1932 wurde bei den Präsidentschaftswahlen 1928 gelegt, als der demokra
tische Präsidentschaftskandidat Al Smith, ein (mütterlicherseits) 
irischstämmiger Katholik aus New York, für die Demokratische Partei die 
Mehrzahl der Einwandererstimmen gewann. Herbert Hoover entschied 
zwar die Wahl für sich, aber eine Reihe von Forschern schreibt den Wech
sel von der republikanischen Regierungsvorherrschaft in den 20er Jahren 
zum New Deal der 30er Jahre der wachsenden Wahlbeteiligung und poli
tischen Parteinahme der städtischen Zuwanderer nach Jahrzehnten mas
senhafter Immigration zu.28

Obwohl das Zeitalter der Masseneinwanderung in den 20er Jahren zu 
Ende ging, bildeten die Immigrantenkinder 1960 20 % der potentiellen 
Wählerschaft.29 Die politischen Neigungen der zweiten Generation lassen 
sich aus Forschungen über die Beziehung von Religion und politischen 
Präferenzen ableiten. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg 
bildeten weiße Protestanten, besonders der Mittelklasse außerhalb des 
Südens, die Basis der Republikanischen Partei, während Katholiken und
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jüdische Wähler überproportional demokratisch wählten.30 Die Mehrheit 
der süd- und osteuropäischen Einwanderer im frühen 20. Jahrhundert 
waren Katholiken und Juden.31 Die Reformperioden von Roosevelts New 
Deal in den 30er Jahren und Kennedys Reformprogramm (New Frontier), 
das in Lyndon B. Johnsons Sozialreformen (Great Society) mündete, 
wurden erst durch die Massenmigration Ende des 19., Anfang des 20. 
Jahrhunderts möglich.

Einwanderer und ihre Nachkommen waren auch für das Aufblühen der 
amerikanischen Populärkultur wichtig und schufen bei den Amerikanern 
ein positives Bild von Immigration. Sie spielten vor allen Dingen in der 
ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine bemerkenswerte Rolle in den 
Künsten, z.B. als Drehbuchautoren, Regisseure, Produzenten und Schau
spieler im amerikanischen Film.32 Die Mehrheit der Hollywood-Regisseu
re, die zwei oder mehr Oscars gewannen, waren entweder Einwanderer 
oder Kinder von Einwanderern.33 Viele der angesehensten Komponisten 
und Bühnenschriftsteller am Broadway waren Kinder von Immigranten, 
darunter George und Ira Gershwin, Richard Rodgers, Lorenz Hart, Jero
me Kern, Harold Arien und Leonard Bernstein.34 Diese Komponisten und 
Texter, die viel zum amerikanischen Standardrepertoire beitrugen, waren 
zumeist jüdische Immigrantensprösslinge der zweiten und dritten Generati
on, die in ethnischen Enklaven aufgewachsen waren, doch ihre Musik stellt 
die Quintessenz der amerikanischen Musicalkultur des 20. Jahrhunderts dar.

Obwohl Künstler der ersten und zweiten Einwanderergeneration im
mer sorgsam darauf bedacht waren, sich der amerikanischen Gesellschaft 
zu assimilieren und angelsächsisch klingende Namen anzunehmen, ha
ben sie die amerikanische Kultur auch erweitert und sie empfänglicher und 
offener für Außenseiter gemacht. Das Hollywood-Thema der Tellerwä
scherkarriere -  »dass es in Amerika jeder schaffen kann« -  spricht alle 
Menschen an, die nach oben streben. Viele Hollywood- und Broadway
Produktionen waren auch ergreifende Schilderungen von Außenseitern, 
die um Verständnis und Akzeptanz kämpfen.36

Lehren aus dem 20. Jahrhundert

Aus heutiger Perspektive ist klar, dass die zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
verbreiteten Überzeugungen und Ängste im Hinblick auf Immigranten 
völlig in die Irre gingen. Anfang des 20. Jahrhunderts glaubten ein Großteil
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der Elite und viele Sozialwissenschaftler, dass Einwanderer die amerikani
sche Gesellschaft überrannten. Nach den tonangebenden Theorien der Zeit 
(Sozialdarwinismus und Eugenik) hielt man die Immigranten gegenüber 
den alteingesessenen Amerikanern für kulturell und »rassisch« minderwer
tig. Die Argumente, mit denen im 20. Jahrhundert die Beschränkung 
weiterer süd- und osteuropäischer Immigration begründet wurden, ähnel
ten jenen, mit denen man zuvor der chinesischen und japanischen Einwan
derung ein Ende gesetzt hatte (1882 bzw. 1907). Drei Jahrzehnte lang 
wurde der Kampf um eine Beschränkung der Einwanderung in der Öffent
lichkeit und im Kongress ausgefochten. 1910 legte die vom Kongress 
eingesetzte Dillingham-Kommission (benannt nach dem Senator für Ver
mont William P. Dillingham) einen 42-bändigen Bericht vor, der die rassi
sche Minderwertigkeit der Neueinwanderer aus Ost- und Südeuropa im 
Verhältnis zu den alten Zuwanderern aus Nordwesteuropa behauptete.37

Sozialdarwinismus und pseudowissenschaftlich begründeter Rassismus 
standen damals in voller Blüte. Viele führende Gelehrte warnten davor, 
eine weitere Einwanderung der »geschlagenen Angehörigen geschlagener 
Rassen« zu erlauben.38 Als die Einführung einer Lese- und Schreibprüfung 
1917 nicht die gewünschte Wirkung einer Verminderung der Einwande
rung aus Süd- und Osteuropa erzielte, verabschiedete der Kongress 1921 
ein Quotengesetz, um die jährliche Zahl von Einwanderern aus jedem 
Land nach den bei der Volkszählung von 1910 festgestellten Bevölkerungs
anteilen auf drei Prozent der in Amerika lebenden, aber im Ausland gebo
renen Immigranten der jeweiligen Nationalität zu beschränken.39 Diese 
Vorkehrungen gingen freilich etlichen Eindämmungsverfechtem noch 
nicht weit genug: 1924 erwirkten sie ein weiteres Immigrationsgesetz, das 
nach Maßgabe der Volkszählung von 1890, als die Masse der neuen Immi
granten also noch gar nicht eingetroffen war, die Quote auf zwei Prozent 
jeder Nationalität drückte.

Im Rückblick lässt sich erkennen, dass die Auswirkungen des Zeitalters 
der Massenmigration von 1880 bis 1924 den Vorhersagen zeitgenössischer 
Beobachter nahezu völlig widersprachen. Betrachtet man Stand
ardindikatoren für sozioökonomischen Erfolg, die Differenzierung nach 
Wohnorten und den Anteil der Mischehen, haben sich die Kinder und 
Enkel der »neuen Einwanderer« des frühen 20. Jahrhunderts fast völlig in 
die amerikanische Gesellschaft integriert.40 Selbst die Italoamerikaner, die 
noch in den 1930er Jahren als eine »Volksgruppe im Elend« galten, fügten
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sich in das amerikanische Mosaik. Eine genauere Untersuchung zeigt, dass 
die »neuen Immigranten« die amerikanische Gesellschaft nach ihrem 
Ebenbild umformten. Der anglozentrische Kern des frühen 20. Jahrhun
derts wurde weitgehend durch ein kosmopolitischeres Amerika ersetzt, 
das Katholizismus und Judentum auf dieselbe Stufe mit protestantischen 
Konfessionen stellt, und die Freiheitsstatue wurde zum nationalen Symbol 
einer Nation von Einwanderern. Vielleicht ist das wichtigste Erbe des 
Zeitalters der Massenmigration, dass die Kinder der ost- und südeuropäi
schen Einwanderer mithalfen, den Weg zum New Deal der 30er Jahre, zu 
den Sozialreformen Johnsons in den 60ern und zum Einwanderungsgesetz 
von 1965 zu ebnen, das eine neue Immigrationswelle aus Asien und Latein
amerika ermöglichte.

In seinem Roman Verschwörung gegen Amerika spekuliert Philip Roth 
darüber, was geschehen wäre, wenn Charles Lindberg 1940 zum Präsident 
gewählt worden wäre und freundliche Beziehungen zu Nazideutschland 
auf genommen hätte. Es gab zu jener Zeit in den Vereinigten Staaten 
zweifellos viel virulenten Antisemitismus, und der Hass der weißen, angel
sächsischen und protestantischen Oberschicht (WASP) auf Franklin D. 
Roosevelt hätte diese zur Unterstützung einer faschistischen Alternative 
veranlassen können. Im Rückblick auf die 1930er Jahre waren die Juden 
und Katholiken jedoch, zumindest bis zu einem gewissen Grad, offenbar 
durch ihre Allianz mit vielen anderen Segmenten der amerikanischen 
Gesellschaft als Teil der Koalition des New Deal »geschützt«. Ironischer
weise mögen die drastische Verminderung der Einwanderung ab 1924 und 
die Massenmigration von Afroamerikanern aus dem ländlichen Süden in 
die Städte des Nordens und Mittleren Westens den Kindern der süd- und 
osteuropäischen Immigranten geholfen haben, in den mittleren Jahrzehn
ten des 20. Jahrhunderts die sozioökonomische Leiter emporzuklimmen.41 
Alle diese Gruppen blieben bis weit in die 60er Jahre der Demokratischen 
Partei verbunden, und diese ungewöhnlich breite Basis schreckte politi
sche Bündnisse allein auf Grundlage von Rasse und Nationalität ab. Die 
amerikanische Politik ist gegenüber der Versuchung, die »Rassenkarte« 
auszuspielen, nicht immun -  dies belegen Beispiele wie die States’ Rights 
Democratic Party (Dixiecrats), eine 1948 gegründete, auf Rassentrennung 
beharrende Abspaltung der Demokraten, der Präsidentschaftswahlkampf 
von 1968, zu dem der vormalige Demokrat George Wallace mit seiner 
segregationistischen American Independent Party antrat, und Nixons
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Strategie im Wahlkampf von 1972, durch Beschränkung der Bundesgesetz
gebung den Druck zur Aufhebung der Rassentrennung in den Südstaaten 
zu nehmen (die so genannte »Southern Strategy«). Neueinwanderer und 
ihre Nachkömmlinge haben indessen -  im Bund mit anderen Reform
gruppen -  beträchtlich dazu beigetragen, die Demokratie in der amerika
nischen Gesellschaft zu stärken.

Blick in die Zukunft

Die demographischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts in Ameri
ka sind nicht einzigartig. Einwanderung scheint, wie ethnische Unterschie
de, in vielen Gesellschaften auf der ganzen Erde eine fortwährende Quelle 
von Spannungen zu sein. Die Immigration, besonders die illegale, ist in den 
Vereinigten Staaten höher als in den meisten anderen Industrieländern, 
aber die zugrunde liegende Dynamik ist beinahe allen Industriegesellschaf
ten gemein.42

In den letzten Jahren schwankte die jährliche Zahl von legalen Einwan
derern in die USA zwischen 700.000 und 1.000.000 Menschen, die dauer
haft im Land ansässig wurden, mit ansteigender Tendenz.43 Nur etwa die 
Hälfte der legalen Einwanderer sind Neuankömmlinge aus anderen Län
dern, die andere Hälfte besteht aus Immigranten, denen es gelingt, auf
grund eines veränderten Arbeitsverhältnisses oder Familienstatus ein Im
migrantenvisum zu erhalten. Auch viele Flüchtlinge schaffen es schließlich, 
ein Immigrantenvisum mit unbeschränkter Aufenthaltserlaubnis zu erlan
gen. Daneben gibt es eine große, aber unbekannte Zahl von Immigranten 
ohne Papiere, möglicherweise über 300.000 pro Jahr.

Die politische Diskussion in den USA (und anderswo) konzentriert sich 
in erster Linie auf die Kontrolle von Einwanderung. Es besteht weithin 
Einigkeit darüber, dass die illegale Immigration gestoppt und die legale 
Einwanderung streng kontrolliert werden sollte. Man streitet sich, wie 
hoch die Zahl der Einwanderer sein soll und welchen Ansprüchen sie 
genügen müssen, aber die Idee, dass souveräne Staaten Bevölkerungsbewe
gungen über Grenzen hinweg kontrollieren können und sollten, ist prak
tisch unumstritten. Es gibt jedoch eine beträchtliche Anzahl von Studien, 
die zeigen, dass die Beweggründe für internationale Migration höchst 
vielgestaltig sind und dass Migranten und Arbeitgeber ebenso wie die 
Herkunfts- und die Zielgesellschaften außerordentlich von ihr profitie-
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ren.44 Die starken Antriebskräfte für Migration legen nahe, dass eine Poli
tik der Immigrationseindämmung kaum Aussicht auf Erfolg haben dürfte.

Aus den Medien kann man regelmäßig erfahren, welche enormen Res
sourcen und welch großen Erfindungsreichtum Lateinamerikaner, Chine
sen und Afrikaner aufbringen, um nach Nordamerika oder Europa auszu
wandern. Oft enden ihre Versuche in Gefangennahme und demütigender 
Behandlung als Kriminelle. Viele Migranten sterben eingeschlossen in 
Schiffscontainern oder beim Versuch, Wüsten ohne ausreichend Wasser 
und Verpflegung zu durchqueren. Und doch kommen sie weiterhin. Der 
einfache Grund dafür ist, dass sich die Wirtschaften des Südens und N or
dens zunehmend durch den Verkehr von Gütern, Kapital und Arbeitskräf
ten integrieren. Internationale Migration ist ein funktioneller Bestandteil 
moderner Gesellschaften -  reicher und armer -, der die ungleiche Ver
teilung von Menschen und Chancen ausgleicht.

Die meisten Migranten kommen nicht, um sich anzusiedeln, sondern 
um ihre Familien daheim zu unterstützen.45 Tatsächlich übersteigen die 
Summen, die Migranten in Entwicklungsländer überweisen, bei weitem 
die Mittel, die Letztere aus Auslandshilfe, direkten Kapitalinvestitionen 
und der Ausfuhr von Fertigerzeugnissen gewinnen.46 Auch die Wirtschaf
ten der Industrienationen ziehen einen beträchtlichen Nutzen aus der 
Migration. In den meisten Industrieländern fehlt es an einem ausreichend 
großen einheimischen Reservoir von Niedriglohnarbeitern. Fände sich 
dieses Muster nur in einem Land oder in nur wenigen Wirtschaftssektoren, 
könnte man diesen Mangel womöglich spezifischen politischen Kulturen 
oder bestimmten Marktzwängen zuschreiben. Tatsächlich jedoch erstreckt 
sich die Nachfrage nach der »billigeren Arbeit« von Einwanderern in den 
meisten Industrieländern und einer Reihe rasch wachsender Schwellenlän
der auf viele Sektoren wie Landwirtschaft, herstellende Industrie, Bauwirt
schaft, Reparaturdienste, Gastronomie und Kinderbetreuung.

Dabei beschränkt sich die Nachfrage nach eingewanderten Arbeitskräf
ten nicht auf ungelernte körperliche Arbeit. Die Vereinigten Staaten und 
andere Industrieländer waren und sind auch immer wieder mit einem 
Mangel an Wissenschaftlern, Ingenieuren und anderen Hochqualifizierten 
konfrontiert, der in Amerika zum Teil dadurch behoben wurde, dass vielen 
talentierten ausländischen Studenten Immigrantenstatus eingeräumt wur
de. Trotz des politischen Drucks zur Kontrolle der Einwanderung haben 
beinahe alle Politikwechsel den Umfang legaler Immigration erweitert:
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von Landarbeitern, von lange im Land lebenden »illegalen« Immigranten, 
von Menschen, deren wenige amerikanische Verwandte nicht für sie bür
gen können, von Arbeitskräften, die von amerikanischen Arbeitgebern 
dringend gebraucht werden.

Nach der klassischen Wirtschaftstheorie ist Binnenmigration eine funk
tioneile Antwort auf Lohnunterschiede zwischen verschiedenen Regionen. 
Die Migration erlaubt den Arbeitskräften, von den höheren Löhnen in 
Wachstums gebieten zu profitieren und steigert die Effizienz der Wirt
schaft durch größere und durchlässigere Arbeits- und Konsummärkte. 
Tatsächlich ähnelt die Logik zur Senkung von Migrationsschranken der 
Logik des internationalen Freihandels, nach der alle Länder vom freien 
Kapital-, Waren- und Technologieverkehr über die nationalen Grenzen 
hinweg profitieren. In Diskussionen über eine Ausweitung des internatio
nalen Handels (z.B. bei der Debatte über das nordamerikanische Freihan
delsabkommen NAFTA) wird internationale Migration häufig ausgeklam
mert, aber eher aus politischen als wirtschaftlichen Erwägungen.

Meine Lesart der gegenwärtigen Tendenzen und der Geschichte legt 
nahe, dass die wichtigste politische Frage der internationalen Migration 
nicht die Einwanderungskontrolle, sondern die Schaffung von Chancen 
für das wirtschaftliche Fortkommen und die soziale Integration von Immi
granten und ihren Nachkommen ist. In absehbarer Zukunft werden Ein
wanderer weiterhin in großer Zahl zu uns kommen. Sollten die Grenzen 
geschlossen werden, so werden sich diese Menschen wohl illegal Einreise 
verschaffen -  die wirtschaftlichen Anreize dafür sind sowohl in den Her- 
kunfts- wie in den Bestimmungsländern einfach zu groß. Es ist jedoch eine 
offene Frage, ob die Einwanderer in den Empfangsländern als vollgültige 
Mitglieder akzeptiert werden.

Die amerikanische Gesellschaft könnte, trotz all ihrer Mängel, ein Mo
dell dafür bieten, wie Immigranten und ihre Kinder gedeihen und ihren 
Beitrag zur Gesellschaft leisten. Sogar die Vorstellungen davon, was es 
heißt, Amerikaner zu sein, haben sich mit jeder neuen Einwanderungswel
le erweitert. Das Bewusstsein dieser Geschichte könnte helfen, die gegen
wärtige Debatte über die Bedeutung heutiger und künftiger Immigration 
auch in anderen Gesellschaften zu erhellen.

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Rainer M ünz 
ALTES EUROPA 

Ein Blick ins 21. Jahrhundert

Wie wir morgen leben werden, weiß niemand ganz genau. Wirtschaftspro
gnosen für das Jahr 2050 sind unseriös, weil sich schon Wachstum, Zinsni
veau und Arbeitslosenraten des übernächsten Jahres nicht genau vorherse
hen lassen. Beim Wetter ist bereits die Entwicklung in einem Zeitraum von 
zwei Wochen nicht mehr vorhersagbar. Bei der Bevölkerungsentwicklung 
haben wir es hingegen mit einem viel langsameren Prozess zu tun, der 
allerdings auch mit einer gewissen Unerbittlichkeit fortschreitet.

Deshalb ist die demographische Alterung einer der für das 21. Jahrhun
dert am klarsten erkennbaren Trends. Die Zukunft ist in diesem Bereich 
gesellschaftlicher Entwicklung gut absehbar. Wir überblicken den Zeit
raum der nächsten 45-50 Jahre. Für die Jüngeren ist das zugleich ein 
Großteil ihrer Lebensspanne. So sind zum Beispiel die Schulkinder des 
Jahres 2012, die Arbeitskräfte des Jahres 2025 sowie die Rentnerinnen und 
Rentner des Jahres 2050 alle schon unter uns. Sie haben einen Namen, sie 
haben eine Anschrift. Man könnte ihnen heute schon den Generationen
vertrag oder einen zukünftigen Arbeitsvertrag zuschicken. Zumindest 
beim Generationenvertrag besteht das Problem allerdings darin, dass jene, 
die ihn dereinst finanzieren müssen, entweder noch nicht unterschreiben 
dürfen oder noch gar nicht auf der Welt sind.

Im überschaubaren Zeitraum eines halben Jahrhunderts wirkt sich unser 
Verhalten von heute erkennbar auf die Struktur von morgen aus. Kinder, die 
heute nicht zur Welt kommen, fehlen morgen als Jugendliche und übermor
gen als Erwachsene. 25-30 Jahre später gibt es daher weniger potentielle 
Eltern. Das bedeutet dann in absoluten Zahlen wieder weniger Geburten.

Globale Alterung und europäische Besonderheiten

Die demographische Alterung ist ein globaler Trend. Fast überall auf der 
Welt wächst die Zahl der Älteren. Hauptursache dafür ist die steigende 
Lebenserwartung. Europa liegt dabei -  gemeinsam mit Japan -  an der
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Spitze. Es ist somit ziemlich klar vorhersehbar, dass Europas Bevölkerung 
insgesamt stark altert und kaum noch wächst. Ganz anders ist die abseh
bare Entwicklung in angrenzenden Regionen: in Nordafrika, dem Mittle
ren Osten und in Zentralasien. Dort wird es auf absehbare Zeit junge und 
wachsende Bevölkerungen geben.

Die Mitgliedsstaaten der EU und des EWR, die europäischen GUS- 
Staaten und der Balkan stehen vor einem weiteren gemeinsamen Problem: 
In fast allen dieser Länder wird die einheimische Bevölkerung im arbeits
fähigen Alter bestenfalls stagnieren, möglicherweise auch abnehmen. 
Dadurch werden die im Inland verfügbaren Arbeitskräfte zunehmend 
knapper, was mit der Zeit die Wirtschaftsleistung und das soziale Si
cherungssystem beeinträchtigen dürfte, weil ja zugleich die Zahl der Älte
ren stark steigt.

2005 lebten in Europa, also im Raum der EU (damals der 25), dem 
Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz, insgesamt 472 Millionen 
Menschen. Von ihnen waren 317 Millionen Menschen im erwerbsfähigen 
Alter -  also im Alter zwischen 15 und 65 Jahren. 227 Millionen waren 
tatsächlich erwerbstätig.

Für die Periode bis 2050 ist der Trend ziemlich klar: Ohne Zuwande
rung würde die Bevölkerung West- und Mitteleuropas bis 2050 um 57 
Millionen Personen abnehmen. Das wären dann immer noch 415 Millio
nen Einwohner. Wegen der niedrigen Kinderzahlen würde die einheimi
sche Bevölkerung im Erwerbsalter um 88 Millionen Personen schrumpfen. 
Damit wären nur noch 229 Millionen Menschen im Haupterwerbsalter.

Allerdings sind nicht alle Jugendlichen und Erwachsenen tatsächlich 
erwerbstätig oder auf Arbeitsuche. Bliebe auch der Anteil der Erwerbstä
tigen gleich, dann würde die tatsächliche Erwerbsbevölkerung West- und 
Mitteleuropas bis 2050 um 66 Millionen auf bloß noch 161 Millionen 
Menschen schrumpfen. Diese 161 Millionen Menschen müssten dann eine 
entsprechende rasch wachsende ältere Bevölkerung erhalten. Denn in Mit
teleuropa wird die Zahl der Älteren (65 Jahre und mehr) bis 2050 um etwa 
48 Millionen Personen zunehmen. Andere Teile Europas sind von dieser 
Entwicklung ebenfalls betroffen. In Russland und den europäischen GUS- 
Staaten wird die Schrumpfung der Erwerbsbevölkerung noch rascher vor 
sich gehen.

Im Gegensatz dazu ist in Nordafrika, im Mittleren Osten, in der Türkei 
und in Zentralasien bis 2050 auf jeden Fall mit BevölkerungsWachstum zu
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rechnen. Zugleich werden zunehmend mehr Menschen ins erwerbsfähige 
Alter kommen. Allerdings sind die Beschäftigungsmöglichkeiten in diesen 
Weltregionen beschränkt, so dass viele Jugendliche und junge Erwachsene 
arbeitslos oder stark unterbeschäftigt bleiben dürften. So wird beispiels
weise in Nordafrika und dem Mittleren Osten (ohne Golf-Staaten) die 
Gruppe der 15- bis 65-Jährigen von heute 195 Millionen Personen bis 2015 
auf knapp 290 Millionen Menschen wachsen. 2050 dürfte es dort 365 
Millionen Menschen im erwerbsfähigen Alter geben. In der Türkei und 
Zentralasien ist der Zuwachs relativ und absolut geringer.

Die aktuelle Situation Europas

Unter den 472 Millionen Einwohnern West- und Mitteleuropas waren im 
Jahr 2005 rund 42 Millionen Zuwanderer, also Menschen, deren Geburts
ort in einem anderen europäischen Land oder in Ubersee lag. Die Einwoh
nerzahl West- und Mitteleuropas wuchs im frühen 21. Jahrhundert um 
etwa 2 Millionen Einwohner pro Jahr. Rund 85 Prozent des Zuwachses 
erklärten sich durch Zuwanderung aus Staaten von außerhalb der EU. Im 
Gegensatz dazu schrumpfte die Bevölkerung in etlichen Staaten des Bal
kans und in allen europäischen Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjet
union.

Wachsende einheimische Bevölkerungen haben Irland und einige Län
der mit hohem moslemischem Bevölkerungsanteil. Dazu gehören Albanien, 
Mazedonien und die Türkei; schließlich der möglicherweise bald unabhängige 
Kosovo. In einer anderen Gruppe von Ländern, insbesondere in Frankreich 
und in Skandinavien, wird die Zahl einheimischer Einwohner gleich bleiben. 
Weite Teile Mittel- und Südeuropas blicken hingegen in eine Zukunft, in der 
die einheimischen Bevölkerungen deutlich zurückgehen werden.

Noch dramatischer als in West- und Mitteleuropa ist die zu erwartende 
Entwicklung in Russland. 2005 hatte Russland noch rund 148 Millionen 
Einwohner. Darunter waren etwa 15 Millionen Zuwanderer. Ohne massi
ve weitere Zuwanderung würde dieses Land Mitte des 21. Jahrhunderts nur 
noch etwa 100 Millionen Einwohner haben.

Durch die Schrumpfung der Bevölkerung, insbesondere der Erwerbsbe
völkerung, entsteht über kurz oder lang eine Konkurrenzsituation zwi
schen den Ländern Europas. Denn die Frage, wer in Zukunft die erforder
liche Arbeit leistet und wo die Arbeitskräfte herkommen werden, stellt sich
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für Russland genauso wie für die Tschechische Republik, für Ungarn, 
Italien, Deutschland oder Österreich.

Die demographische Entwicklung ist gut beschreibbar und auch gut 
vorherzusehen. Es gibt jedoch -  wie die Geschichte der letzten 100 Jahre 
zeigt -  ein begrenztes Potential an dramatischen Abweichungen von der 
erwarteten Entwicklung. Für massive Bevölkerungsrückgänge sorgte in 
diesem Zeitraum dreierlei: Kriege, Grippeepidemien sowie Massenvertrei
bungen und Genozide. Aus heutiger Sicht hätte auf regionaler und natio
naler Ebene auch eine Reaktorkatastrophe, bei der größere Mengen radio
aktiven Materials freigesetzt werden, vergleichbar katastrophale Folgen 
für die betroffene Bevölkerung. Gleiches gilt für tödlich verlaufende Vi
ruserkrankungen, die von Mensch zu Mensch übertragen werden und 
gegen deren Erreger wir keine medizinischen Mittel haben. Beispiele dafür 
wären das Ebola-Virus und der Erreger der Vogelgrippe.

Demographische Alterung und längere Lebenserwartung

Die demographische Alterung ist kein biologischer Prozess. Der biologi
schen Alterung unterliegen Lebewesen, also wir selbst. Aber wir würden 
auch in einer sich verjüngenden Gesellschaft alt werden. Dabei gilt: In der 
gesamten Menschheitsgeschichte gab es immer deutlich mehr Junge als 
Alte. Im 19. Jahrhundert betrug der Anteil der Bevölkerung unter 20 
Jahren an der Gesamtbevölkerung fast 50 Prozent. Die über 65-Jährigen 
waren in der Vergangenheit eine kleine Minderheit. Diese Situation finden 
wir heute noch in etlichen Entwicklungsländern. Wir hingegen stehen an 
der Schwelle zu einer Gesellschaft, in der es zum ersten Mal mehr Alte als 
Junge geben wird. In Europa wird das für den Rest unseres Lebens so 
bleiben. Es ist kein Prozess absehbar, der das in irgendeiner Art und Weise 
revidieren könnte. Selbst Einwanderer können daran nur wenig ändern, 
weil sie in der Regel erst als -  meist jüngere -  Erwachsene zu uns kom
men und hier genauso altern wie die Einheimischen.

Demographische Alterung hat zwei Ursachen, die nichts miteinander zu 
tun haben. Die erste Ursache ist für uns sehr positiv: Wir gehören zur 
langlebigsten Generation in der Geschichte der Menschheit. Noch keine 
Generation vor uns hatte eine so hohe Lebenserwartung. Und es kommt 
noch besser: Ein Ende dieser Entwicklung ist derzeit noch nicht in Sicht. 
So steigt die Lebenserwartung statistisch weiterhin um etwa zwei bis drei
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Monate pro Jahr. Da die Säuglings- und Kindersterblichkeit inzwischen 
sehr gering ist, handelt es sich dabei im Wesentlichen um einen Gewinn an 
Lebenserwartung jenseits des 50. Lebensjahres.

Insgesamt verdoppelte sich in Europa die Lebenserwartung im 20. Jahr
hundert. Noch im späten 19. Jahrhundert war das Sterben in früherem 
Alter keine Ausnahme: Viele verstarben als Kinder und Jugendliche, etliche 
als (aus heutiger Sicht) junge Erwachsene. Man denke dabei an Mozart, 
Büchner, Schiller oder Schubert. Heute können wir davon aus gehen, dass 
die allermeisten Menschen, die das 5. Lebensjahr erreichen, auch 65 Jahre 
alt werden, viele sogar 70,80 oder 90. Für unsere Lebensplanung ist es ganz 
entscheidend, dass wir nicht mehr täglich mit dem Tod rechnen müssen. 
Wenn daher heute jemand im Alter von 45 Jahren an Krebs, bei einem 
Verkehrsunfall oder durch Selbstmord stirbt, erscheint uns das inzwischen 
als Sterben »vor der Zeit«. Das ist ein historisch sehr junges Phänomen.

Bis ins 19. Jahrhundert gab es dieses »Sterben vor der Zeit« nicht. Denn 
Sterben war in jedem Lebensalter an der Tagesordnung. Es gehörte zum 
Alltag, weil bis ins frühe 20. Jahrhundert viele Infektionskrankheiten töd
lich verliefen. In weniger entwickelten Teilen der Welt spielen solche 
Krankheiten bis heute eine wesentliche Rolle. In Europa haben wir infek
tiöse Erkrankungen inzwischen weitgehend »im Griff«. Wir sterben statt- 
dessen an so genannten Zivilisationskrankheiten. Dazu gehören vor allem 
Herz-Kreislauferkrankungen, insbesondere Herzinfarkte, sowie Krebs. Es 
ist uns in den letzten 20 Jahren gelungen, auch diese Krankheiten zurück
zudrängen. Ein Herzinfarkt bedeutet heute nicht mehr das Lebensende. 
Deutlich mehr als die Hälfte aller Betroffenen überleben ihren ersten 
Herzinfarkt. Auch bei Krebs gibt es bessere Früherkennung und Erfolg 
versprechende Therapien.

Weil wir auf dem Gebiet von Früherkennung und Behandlung von 
Zivilisationskrankheiten erfolgreich sind, gehen wir in eine Zukunft, wo 
andere Krankheiten dominieren werden: z.B. Altersdemenz, Parkinson, 
Alzheimer, Altersdiabetes oder auch Inkontinenz. All das sind Erkrankun
gen, die unsere Lebensqualität beeinträchtigen, an denen man aber nicht 
stirbt -  zumindest nicht sofort. Die gewonnen Jahre bedeuten daher 
nicht nur einen Zuwachs an Lebenszeit, sondern sie fordern auch ihren 
Preis in Gestalt einer Verlängerung chronisch degenerativer Prozesse, 
durch die wir früher oder später zu Pflegefällen werden.

Im Laufe des 21. Jahrhunderts wird unsere Lebenserwartung wahr
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scheinlich um weitere 20 Jahre steigern. Wenn wir das Tempo der letzten 
Dekaden -  also ein Plus von drei Monaten pro Jahr -  extrapolieren, 
wäre der Zugewinn sogar noch wesentlich größer. Jedenfalls bedeutet dies, 
dass ein Kind, das derzeit auf die Welt kommt, eine gute Chance hat, das 
22. Jahrhundert zu erleben.

Sinkende Kinderzahlen

Demographische Alterung hat noch eine zweite Ursache; und damit ver
bindet sich eine eher schlechte Nachricht: Wir sind nicht nur die langlebig
ste Generation, welche die Menschheit bislang hervorgebracht hat, son
dern leben auch in der bei weitem kinderärmsten Gesellschaft. Noch nie 
gab es in der Geschichte der Menschheit eine Generation, die so wenige 
Kinder hatte wie wir.

Unsere durchschnittliche Kinderzahl liegt in Deutschland und Öster
reich bei 1,4 Kindern pro Frau. In Westeuropa haben Spanien, Portugal 
und Griechenland noch niedrigere Kinderzahlen. In Ostmitteleuropa lie
gen die Kinderzahlen im Baltikum, in Ungarn und Slowenien am tiefsten. 
Höhere Kinderzahlen gibt es zum einen in Frankreich, Irland und Skandi
navien, zum anderen in Ländern und Regionen mit größerer muslimischer 
Bevölkerung. Dies gilt insbesondere für Albanien, den Kosovo, Mazedo
nien und die Türkei, jedoch nicht für Bosnien.

Im 19. Jahrhundert lag die Kinderzahl pro Frau in Europa noch bei 4,5 
Kindern. Das war immerhin nur die Hälfte dessen, was bei der damaligen 
Lebenserwartung biologisch möglich gewesen wäre. Dies ist ein Hinweis 
auf historische Formen der Geburtenkontrolle, lange vor der Einführung 
der Anti-Baby-Pille in den späten 1960er Jahren und der Legalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs Mitte der 1970er Jahre.

Mitte des 20. Jahrhunderts gab es in den 1950er und 1960er Jahren die 
letzte große Geburtenwelle: den so genannten Baby Boom der Nach
kriegszeit. Seit etwa 1970 liegen unsere Kinderzahlen unterhalb der 
Schwelle von 2 Kindern pro Familie. Seither wird die Elterngeneration 
nicht mehr vollständig durch eine Kindergeneration ersetzt. Seit dieser Zeit 
baut sich ein »Defizit« an potentiellen Eltern auf. Über längere Zeit wurde 
dieses Defizit nicht sichtbar, weil in den letzten Dekaden die Baby Boo- 
mer-Generation Kinder bekam, es also nicht an potentiellen Eltern man
gelte. Doch dies ist nun vorüber.
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Veränderungen der Altersstruktur

Unsere demographische Zukunft ist stark durch Entwicklungen der Ver
gangenheit bestimmt. Daher lässt sich an demographischen Daten immer 
auch ein Stück Geschichte ablesen. Der Altersaufbau Europas entsprach 
vor Ausbruch des Zweiten Weltkriegs noch dem einer »echten« Pyramide. 
Heute gibt es einen solchen Altersaufbau noch in manchen Entwicklungs
ländern. Solche Alterspyramiden entstehen unter anderem dadurch, dass 
Menschen jeden Alters sterben: überwiegend an Infektionskrankheiten.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts verdient der Altersaufbau unserer euro
päischen Gesellschaft den Namen »Pyramide« nicht mehr. Das Gewicht 
hat sich von den Jüngeren zu den Alteren verschoben. An der Spitze der 
Altersstruktur gibt es deutlich mehr alte Frauen als alte Männer. Dies ist 
nicht allein auf die höhere Lebenserwartung von Frauen im Alter zurück
zuführen. Ausschlaggebend sind auch die Spätfolgen des Zweiten Welt
kriegs mit seiner hohen Zahl an Kriegstoten unter der männlichen Bevöl
kerung. In den betroffenen Ländern wie Deutschland und Österreich 
werden heute Finanzierungsprobleme bei den Altersrenten sowie bei der 
Pflege beklagt, obwohl auf Männerseite bei den vor 1928 Geborenen eine 
halbe Generation fehlt. Hätte es seit dem Ersten Weltkrieg nur Friedens
zeiten gegeben, wären heute viel mehr alte Männer am Leben. Somit gäbe 
es wohl auch mehr Rentnerinnen und Rentner, deren Lebensunterhalt wir 
aus dem laufenden Beitrags- und Steueraufkommen zu finanzieren hätten.

Weiters zeigt die Altersverteilung zwei »stark besetzte« Jahrgänge: ei
nerseits die kurz vor und nach 1940 Geborenen, andererseits die in den 
späten 1950er und 1960er Jahren Geborenen, also die Baby Boomer. Bei 
den Jüngeren handelt es sich schon um die von Geburtenrückgang und 
niedriger Kinderzahl (ihrer Eltern) geprägten Generationen.

Solange die Baby Boom-Generation Kinder bekam, gab es trotz niedri
ger Kinderanzahl pro Familie weiterhin etliche Geburten. Nun aber sind 
»schwach besetzte« Jahrgänge im Elternalter. Es ist daher völlig risikolos 
zu prognostizieren, dass die jährlichen Geburtenzahlen in Europa weiter 
zurückgehen werden. Auf den Altersaufbau unserer Gesellschaft im 21. 
Jahrhundert wird sich dies nachhaltig auswirken. Und die Baby Boom-Ge
neration -  also die stärksten Jahrgänge, die das 20. Jahrhundert hervorge
bracht hat, wird quantitativ noch eine ganze Weile dominieren. Wenn 
dereinst die letzten Mitglieder der Baby Boom-Generation verstorben
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sind, werden geburtenstarke Jahrgänge Geschichte sein. Dann ist auch der 
große Altersschub in unserer Gesellschaft vorbei.

Ökonomische Auswirkungen des Alterungsprozesses

Was bedeutet demographische Alterung für die Wirtschaft? Absehbar ist 
jedenfalls ein Mangel an einheimischen Arbeitskräften. Denn es wird in 
den kommenden Jahrzehnten permanent weniger junge Menschen geben, 
die aus dem Bildungssystem mit frischem Wissen in das Erwerbsleben 
übertreten. Zugleich wächst fast unausweichlich die Gruppe der Älteren, 
die das Erwerbssystem verlassen und in Rente gehen. Das wird in vielen 
Staaten Europas mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem Mangel an qua
lifizierten Arbeitskräften führen. Zugleich bedeutet die skizzierte Dyna
mik, dass sich die Erneuerung unseres Wissens verlangsamt, soweit es 
innerhalb unseres staatlich finanzierten Bildungssystems entsteht und wei
tergegeben wird. Es gibt auch Hinweise darauf, dass demographische 
Alterung zu einem Sinken der Innovationsbereitschaft oder zumindest des 
Innovationspotentials in einer Gesellschaft führt.

Schließlich ist klar, dass demographische Alterung die sektorale Nach
frage verschiebt. Alternde Gesellschaften benötigen weniger Geburtshel
ferinnen und Kinderärzte, weniger Kindergärten, Schulen und Diskothe
ken, aber mehr Altersheime, mobile Pflegedienste und geriatrische 
Abteilungen in Krankenhäusern. Im Tourismus verlieren Pauschalangebo
te für die ganze Familie gegenüber Städte- und Kulturreisen. Alternde 
Gesellschaften benötigen weniger Windeln für Kinder, aber mehr Lese
brillen und dritte Zähne.

Nicht völlig klar ist aus heutiger Sicht die Auswirkung stärkerer Alte
rung auf den Kapitalmarkt. Manche halten diese Auswirkungen für über
schaubar. Sie gehen davon aus, dass wir bei geringerer Kapitalverzinsung 
in Europa zukünftig in die sich erst entwickelnden -  und aus Sicht der 
Kapitalanleger rentableren -  Märkte Asiens und Lateinamerikas investie
ren werden. Andere gehen von einem nachhaltigen Effekt aus, sobald die 
Generation der Baby Boomer in den Ruhestand gehen und ihr veranlagtes 
Vermögen zu Geld machen wollen, um ihre Renten aufzubessern. Relativ 
unstrittig ist dabei eine Veränderung des Spar- und Anlageverhaltens. Alle 
empirischen Studien zeigen, dass Aktien alle anderen Anlageformen bei 
der Rentabilität bisher langfristig schlugen. Deshalb lohnt es sich für
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jüngere Leute, einen Teil ihrer Ersparnisse in Aktien zu veranlagen. Wer 
noch 50 Jahre Lebenszeit vor sich hat, kann sich darauf verlassen, dass die 
Rendite höher sein wird.

Wer jedoch über 50 Jahren alt ist und innerhalb der kommenden 10-15 
Jahren in Rente geht, dürfte nicht in erster Linie an langfristig höheren 
Renditen interessiert sein, sondern die vermutete Lücke zwischen staatlich 
garantierter Pension und gewohntem Lebensstandard schließen wollen. 
Dadurch entsteht ein Interesse an Veranlagungsformen, die stabile Rendi
ten garantieren. Deshalb dürfen wir annehmen, dass in einer alternden 
Gesellschaft auch das Anlageverhalten konservativer wird. Für die Baby 
Boom-Generation geht es zugleich um die Frage, wie sich die akkumulier
ten Vermögen in laufende Renteneinkommen übertragen lassen. Dazu 
muss ein Teil des Fonds- oder Aktienvermögens verkauft und anders 
angelegt werden. Hätten wir es mit einem geschlossenen System zu tun, 
gäbe es nur zwei Lösungen: Die jüngere Generation müsste ihre Sparquote 
deutlich erhöhen, oder die auf den Markt kommenden Vermögenswerte 
werden an Wert verlieren.

Dies lässt sich am Beispiel des Immobilienmarktes diskutieren. Wer 
Einkommen aus einer Vorsorgewohnung erzielen will, benötigt jemanden, 
der darin wohnt und Miete in entsprechender Höhe zahlt. Höhere Mieten 
sind kaum zu erzielen, wenn die Bevölkerung einer Region stagniert oder 
schrumpft. Was sich nicht vermieten lässt, werden die Besitzer zu verkau
fen suchen. Sind keine entsprechenden Mieteinkünfte zu erwarten, lässt 
sich die Vorsorgewohnung freilich nur an eine Person verkaufen, die selber 
darin wohnen möchte. Je weniger Menschen in einer Region wohnen, 
umso geringer ist jedoch die Nachfrage nach Erstwohnsitzen. Es stellt sich 
daher bei der Realisierung von Immobilienvermögen in einer alternden 
und schrumpfenden Gesellschaft die Frage: Benötigt ein größerer Teil der 
jüngeren Generation, die nach mir kommt, zwei Wohnungen statt einer? 
Wenn nicht, gibt es ein Überangebot, das selbst vermeintlich völlig »sichere« 
Vorsorgewohnungen zu einer verlustbringenden Anlageform machen kann.

Das Problem lässt sich generalisieren: Was passiert, wenn eine starke 
Generation -  in unserem Fall: die Baby Boom-Generation -  abtritt und 
versucht, ihre Vermögenswerte an eine zahlenmäßig kleinere Generation 
zu übertragen? Der wahrscheinlichste Fall im geschlossenen Finanz- oder 
Wirtschaftssystem wäre eine Entwertung dieser Vermögenswerte. Bei ge
sunkenen Kapitalerträgen würde in der nächsten Generation die Verzin
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sung wieder stimmen, weil das Vermögen dann weniger wert ist. Europäi
sche Anleger können allerdings rechtzeitig in noch unterentwickelte 
Märkte investieren, solange die Kapitalrenditen dort höher sind als bei uns.

Auf jeden Fall ist absehbar, dass eine schrumpfende Bevölkerung mehr 
Staatsschulden pro Kopf bedeutet. Immer weniger Erwachsene müssen 
dieselbe oder eine wachsende Staatsschuld »bedienen« -  das heißt: Zin
sen zahlen -  und später tilgen, also die Rückzahlung finanzieren. Es gibt 
bereits deutsche Bundesländer, deren Kreditwürdigkeit von internationa
len Rating-Agenturen herabgestuft wurde, weil man den in Regionen wie 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und dem Saarland erkennbar 
schrumpfenden Bevölkerungen die Bedienung der Schulden des jeweiligen 
Landes immer weniger zutraut. Das hat unmittelbare Konsequenzen. Das 
Rating bestimmt in hohem Maße den Zinssatz, sodass die Bedienung 
bestehender Schulden schon heute teurer wird.

Schließlich hat die demographische Alterung erhebliche Auswirkungen 
auf unsere sozialen Sicherungssysteme. Unter derzeitigen Arbeitsmarktbe
dingungen bedeutet Alterung, dass es mehr Leistungsbezieher in der Ren
ten-, Kranken- und Pflegeversicherung, gleichzeitig aber weniger Beitrags- 
zahler geben wird. Es dürfte auch zu einer zusätzlichen Verteuerung im 
Gesundheitswesen kommen, weil wir mit den bereits skizzierten chro- 
nisch-degenerativen Erkrankungen viel länger am Leben bleiben. Zugleich 
beobachten wir ein Anwachsen der impliziten Staatsschuld durch die 
bereits garantierten Anwartschaften. Diese implizite Staatsschuld ist zwar 
nirgends verbucht, ergibt sich aber aus den bei gegenwärtiger Gesetzeslage 
noch zu erwartenden Zahlungen der Renten-, Kranken- und Pflegekassen.

Herausforderungen

Die Diagnose ist klar: Unsere Gesellschaft altert, weil die Lebenserwartung 
steigt. Und was uns je individuell die Chance eines längeren Lebens eröff
net, bedeutet in Summe immer mehr alte Menschen. Diese Entwicklung 
wird die kommenden 50 Jahre prägen. Doch wir leben nicht nur länger, 
sondern bekommen im Schnitt auch weniger Kinder als alle Generationen 
vor uns. Dadurch schrumpft die Zahl der Jüngeren. Schon müssen Volks
schulen geschlossen werden. Als nächstes trifft es weiterführende Schulen. 
Anschließend wird die Zahl jener Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
sinken, die mit frischem Wissen neu ins Berufsleben treten. Damit steht
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eine deutliche Alterung und mögliche Schrumpfung der Erwerbsbevölke
rung bevor. Die Privatwirtschaft wird dies genauso treffen wie den öffent
lichen Dienst. Zugleich verschiebt sich das Gewicht generell von den 
Jüngeren zu den Alteren. Die Zahl der über 60-Jährigen wird sich bis 2050 
verdoppeln, jene der über 80-Jährigen sogar verdreifachen.

Die skizzierte Entwicklung stellt die Rentenversicherung vor erhebliche 
Finanzierungsprobleme, denn tendenziell müssen bei unserer im Umlage
verfahren finanzierten Rente immer weniger jüngere Beitragszahler für 
immer mehr ältere Rentnerinnen und Rentner aufkommen.

Durch eine rasch wachsende Zahl alter, insbesondere hochaltriger Men
schen steht auch das Gesundheitssystem vor enormen Herausforderungen. 
Denn die demographische Alterung bewirkt fast automatisch höhere Ge
sundheitsausgaben, selbst wenn die Alten von morgen gesünder sein soll
ten als die Alten von heute.

Vor allem die Zurückdrängung sogenannter Zivilisationskrankheiten -  
insbesondere der Krebs- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen -  bewirkt, 
dass Menschen nicht nur älter werden, sondern im Alter auch eine längere 
Zeit an den bereits aufgelisteten chronisch-degenerativen Erkrankungen 
leiden. Dadurch werden wir mehr Pflegeleistungen benötigen.

Niedrige Kinderzahlen, weniger Heiraten und steigende Scheidungsra
ten dünnen jene familiären Netzwerke aus, die bislang unentgeltlich Pfle
geleistungen erbrachten. Wenn dies in keinen Pflegenotstand münden soll, 
muss an ihre Stelle professionelle Pflege treten. Damit verteuert sich die 
Langzeit-Pflege von chronisch Kranken. Es fragt sich, wie diese Pflege für 
die Alten von morgen finanziert werden soll: vor allem durch staatliches 
Pflegegeld -  also im Umlageverfahren; oder durch stärkere Beteiligung der 
Pflegebedürftigen und ihrer Familien. Letzteres setzt ein ausreichendes (Pen- 
sions-)Einkommen im Alter oder eine individuelle Absicherung voraus.

Auswege aus dem Dilemma

Auf die benannten Herausforderungen gibt es eine Reihe von Antworten.

Verlängerung der Lebensarbeitszeit
Heute gibt es in Deutschland, Österreich, Italien und Griechenland, aber 
auch in etlichen anderen Ländern Europas vergleichsweise wenige Frauen 
im Alter über 55 und kaum Männer im Alter über 60 Jahren, die noch im
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Beruf stehen. Umso länger ist dafür der Ruhestand. Nehmen wir das 
Beispiel Österreichs. Das österreichische Renteneintrittsalter liegt im 
Schnitt bei etwa 58 Jahren. Wie in vergleichbaren Ländern Südeuropas und 
Ostmitteleuropas gibt es eine ganz beträchtliche Zahl von Frührentnern. 
Die (fernere) Lebenserwartung jener, die in Frührente gehen, liegt bei 
weiteren 23 Jahren für Männer bzw. weiteren 27 Jahren für Frauen. Da 
diese Lebenserwartung jedoch weiter steigt, haben Österreicherinnen und 
Österreicher bei Pensionsantritt im Jahr 2006 durchschnittlich 26 Jahre 
(Männer) bzw. 30 Jahre (Frauen) Rentenbezug vor sich.

Menschen so früh und für einen so langen Zeitraum aus dem Erwerbs
leben ausscheiden zu lassen, wird für unsere europäischen Gesellschaften 
künftig zu einem Luxus, den wir uns eigentlich nicht mehr leisten sollten. 
Welch ein Gegensatz zu heute, wo die Verrentung zum frühest möglichen 
Zeitpunkt nicht bloß Personalkosten und den Arbeitsmarkt entlasten soll, 
sondern bei einer Mehrheit fester Bestandteil der Lebensplanung ist! Die 
Anhebung des Renteneintrittsalters und die Gleichstellung von Frauen mit 
Männern bei den Erwerbsquoten setzen allerdings einen funktionierenden 
Arbeitsmarkt für Altere voraus. Davon kann heute in weiten Teilen Euro
pas keine Rede sein. Ohne einen solchen Arbeitsmarkt für Altere ver
schiebt sich das Finanzierungsproblem bei steigendem Renteneintrittsalter 
bloß von der Rentenversicherung zur Arbeitslosenversicherung.

Entscheidend ist, dass wir die Möglichkeit bekommen, im Berufsleben 
laufend frisches Wissen zu erwerben. Dies ist die wesentliche Vorausset
zung, um beruflich länger tätig sein zu können. Zu überdenken sind auch 
alle Formen der Entlohnung, die sich vorrangig am Lebensalter und der 
Betriebszugehörigkeit, statt an der tatsächlich erbrachten Leistung orien
tieren. Denn bestehende Lohn- und Gehaltsschemata machen ältere Ar
beitnehmer automatisch teurer als jüngere -  unabhängig davon, ob sie 
produktiver sind oder nicht.

Notwendig ist auch ein Bruch mit der bisherigen Praxis, Belegschaften und 
Management möglichst zu verjüngen, während ältere Arbeitskräfte in Vorru
hestand geschickt werden oder eine Invaliditätspension in Anspruch nehmen.

Bessere Ausschöpfung des inländischen Potentials
Höhere Erwerbsquoten sind nicht nur bei den Alteren möglich. Hilfreich 
wäre es auch, wenn die Jungen ihr Studium und ihre Berufsausbildung 
früher abschließen könnten. Das ermöglicht einen rascheren Berufsein
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stieg. Zugleich sollten wir zukünftig mehr tun, um Frauen nach der Geburt 
von Kindern möglichst bald wieder ins Berufsleben zu integrieren. Das 
erfordert familiengerechtere Karriereverläufe und Arbeitszeitmodelle. 
Und es setzt eine flächendeckende Versorgung mit Kindergärten und 
Ganztagsschulen voraus.

Auswahl von Zuwanderern durch pro-aktive Migrationspolitik 
Gegen das Schrumpfen der Erwerbsbevölkerung hilft schließlich die Re
krutierung qualifizierter junger Erwachsener aus dem Ausland. Vorausset
zung dafür ist eine pro-aktive Migrationspolitik, aber auch ein Klima der 
Akzeptanz von Zuwanderern. Sonst werden jene Zu Wanderer, die wir aus 
ökonomischen Gründen benötigen, nicht nach West- und Mitteleuropa 
kommen. Denn fast alle Industriegesellschaften haben ähnliche demographi
sche Probleme. Um attraktive Migrantinnen und Migranten entsteht daher ein 
weltweiter Wettbewerb: nicht bloß zwischen europäischen Volkswirtschaf
ten, sondern auch zwischen Europa, Nordamerika und Australien.

Aktive Familienpolitik
Darüber hinaus geht es darum, die Kinderzahl pro Familie nicht weiter 
sinken zu lassen, sondern nach Möglichkeit wieder etwas steigen zu lassen. 
Dazu benötigen wir eine Familienpolitik, die vor allem zweierlei im Auge 
hat: Frauen eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft und Beruf zu 
ermöglichen sowie Männer durch gezielte Anreize zu ermutigen, sich bei 
der Betreuung und Erziehung ihrer Kinder (emotionell und zeitlich, im 
Scheidungsfall auch finanziell) stärker zu engagieren. Weil allerdings durch 
die Geburtenrückgänge der Vergangenheit die Zahl potenzieller Eltern 
schrumpft, dürfen wir uns von der Familienpolitik keine Erhöhung der 
Geburtenzahl insgesamt erwarten.

Konsumverzicht während der Aktiv-Phase oder im Pensionsalter 
Die Rentenreformen der zurückliegenden Jahre bedeuten: Wir stellen den 
Generationen zukünftiger Rentnerinnen und Rentnern weniger staatlich 
garantierte Leistungen in Aussicht. Tun sie nichts, müssen sie nach Eintritt 
in den Ruhestand Konsumverzicht üben. Die Alternative dazu ist klar: Die 
Aktivgeneration der Beitragszahler kann heute höhere Beiträge im Rah
menprivater Vorsorge ansparen. Dies bedeutet allerdings Konsumverzicht 
in der Gegenwart. Zugleich verlagert sich das Risiko: Neben die umlagefi
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nanzierte Alterssicherung tritt eine kapitalfinanzierte Alterssicherung; 
später vielleicht auch eine teilweise kapitalgedeckte Krankenversicherung. 
Das bedeutet die Verlagerung eines Teils des Risikos vom steuerfinanzier
ten Staat und der beitragsfinanzierten Renten- bzw. Krankenversicherung 
zum Kapitalmarkt und den privaten Haushalten. Deren zukünftiger Le
bensstandard wird etwas weniger von der Höhe besteuerbarer Er
werbseinkommen und stärker von der Entwicklung der Aktien-, Anleihe- 
und Immobilienmärkte abhängen, auf denen ihre private Altersvorsorge 
veranlagt ist.

In diesem Zusammenhang kommt Finanzdienstleistern eine besondere 
Verantwortung zu. Dies gilt insbesondere für Retailbanken, Sparkassen, 
Lebensversicherungen und Anbieter von Publikumsfonds. Sie werden zu 
zentralen Mittlern der intertemporalen Einkommensumverteilung, wenn 
der Sozialstaat diese Aufgabe nicht mehr vollständig erfüllen wird und die 
einzelnen Einkommensbezieher bzw. Sparer durch die erforderlich wer
denden individuellen Anlageentscheidungen überfordert sind.

Ausblick

Die genannten Lösungen schließen einander nicht aus. Sie führen aber zu 
ganz unterschiedlichen Ergebnissen. Höhere Sozialabgaben und/oder ge
ringere Renten erzwingen Konsumverzicht. Die Strategie der Voller
werbsgesellschaft zieh auf mehr Erwerbsbeteiligung von Müttern und 
»jungen Alten« zwischen 55 und 70 Jahren. Permanente Zuwanderung 
führt hingegen zu einer ethnisch und religiös viel »bunteren« Gesellschaft, 
als wir sie in weiten Teilen Europas bisher kannten. Die skizzierte Frauen- 
und Familienpolitik führt schließlich zu einer Gesellschaft, in der die 
Rollen und Sphären, Chancen und Belastungen zwischen den Geschlech
tern besser verteilt sind.

Aus politischer Sicht gibt es allerdings ein erkennbares Dilemma. Die 
Alterung unserer Gesellschaft und die Konsequenzen dieser Entwicklung 
sind heute schon gut absehbar. Was zu tun wäre, ist ebenfalls klar. Doch 
viele der genannten Strategien sind nicht sonderlich populär und haben 
lautstarke Gegner. Das hat fatale Folgen. Die meisten von uns sehen heute 
nicht die alternde Gesellschaft und deren Konsequenzen als zu lösendes 
Problem, sondern sie halten die meisten der hier genannten Lösungen für 
das Problem.
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Paul Pierson
DIE POLITISCHE TRANSFORMATION DES 

AMERIKANISCHEN GESELLSCHAFTSVERTRAGES

Das vergangene Vierteljahrhundert war für die Wohlfahrtsstaaten überall 
in der Welt eine Zeit schwieriger Anpassungen. Die meisten Länder ma
chen sich nach wie vor für eine umfangreiche Sozialvorsorge stark. Den 
offensichtlichen Belastungen, die das mit sich bringt, zum Trotz konzen
triert sich die Politik darauf, die vorhandenen Einrichtungen gemäß den 
neuen Herausforderungen zu reorganisieren -  den Wohlfahrtsstaat zu 
retten, statt ihn zu ersetzen (Pierson 2001). Bei der Reorganisation der 
Sozialpolitik gehen die Bemühungen dahin, neue Beschäftigungsanreize zu 
schaffen und gleichzeitig die sozialpolitischen Sicherungssysteme so anzu
passen und zu überholen, dass sie sowohl den derzeitigen Verhältnissen als 
auch den neuen Vorstellungen von politischer Effektivität besser Rech
nung tragen. Das vielleicht Wichtigste sind die Bemühungen um die Ko
steneindämmung, insbesondere die Eindämmung der enorm wachsenden 
finanziellen Aufwendungen, die der gesellschaftliche Alterungsprozess mit 
sich bringt.

Als diese Herausforderungen vor einem Vierteljahrhundert auftauchten, 
blickten die meisten Europäer noch verachtungsvoll auf die amerikanische 
Sozialpolitik herab -  als auf ein abschreckendes Beispiel mit geringer 
Bedeutung für die Gestaltung neuer politischer Konzepte. Die Verachtung 
mag geblieben sein, aber die Relevanz des amerikanischen Modells lässt 
sich nicht mehr so leicht von der Hand weisen. In dem Maße, wie die 
Besorgnisse hinsichtlich der Lebensfähigkeit des europäischen Sozialmo
dells zunehmen, zeigen bestimmte Züge des amerikanischen Systems so
zialer Absicherung ihre -  wenngleich oft entfernte -  Verwandtschaft 
mit politischen Modellen, auf die sich das Augenmerk europäischer Theo
retiker und Politiker heute richtet.

Angesichts der extrem unbefriedigenden Beschäftigungslage in Europa 
während des letzten Vierteljahrhunderts erfährt die amerikanische »Job
maschine« heute eine günstigere Beurteilung. Der amerikanische Erfolg 
scheint sich politischen Maßnahmen zu verdanken, die auf eine Flexibili
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sierung der Arbeitsmärkte zielen: weniger gesetzliche Einschränkungen 
bei Entlassungen, große Gestaltungsfreiheit der Arbeitgeber im Blick auf 
die arbeitsrechtlichen Bestimmungen, ein dezentralisiertes Lohntarifsy
stem mit geringer staatlicher Einmischung sowie ein Steuer- und Soziallei
stungssystem, das (zumeist) die Bereitschaft deutlich verstärkt, Beschäfti
gungsverhältnisse einzugehen. Auch jenseits dieser eng mit dem 
Arbeitsmarkt verknüpften Bereiche stößt die amerikanische Sozialvorsor
ge auf wachsendes Interesse. Die Vereinigten Staaten experimentieren 
intensiv mit einer Politik, die auf ein »gemischtes« System sozialer Vorsor
ge abstellt, in dem sich staatliche Leistungen mit privater Initiative paaren. 
Steuerliche Anreize und gesetzliche Bestimmungen zur Förderung priva
ter Vorsorgemaßnahmen im Interesse einer befriedigenderen sozialen Ab
sicherung sind schon lange ein grundlegendes Merkmal der amerikani
schen Sozialpolitik. Tatsächlich haben amerikanische Wissenschaftler 
kürzlich darauf hingewiesen, dass die Höhe der Ausgaben für Sozialvor
sorge in Amerika nicht weit unter dem Niveau der in Europa üblichen 
Aufwendungen liegt, wenn man das »versteckte« wohlfahrtsstaatliche 
System einer von der öffentlichen Hand subventionierten und/oder ge
setzlich geregelten privaten Vorsorge in Rechnung stellt (Howard 1997; 
Hacker 2002).

Je mehr die Kosten, die mit dem Alterungsprozess der Bevölkerung 
einhergehen, ins Zentrum der Aufmerksamkeit rückten, umso mehr fing 
man auch in Europa an, sich für dieses »gemischte« Modell zu interessie
ren. Bei der Entwicklung und Ausbildung neuer Instrumente zur indivi
dualisierten, durch Rücklagen abgesicherten Rentenvorsorge sind die USA 
einsamer Vorreiter. In der Gesundheitsfürsorge stützen sie sich, wie be
kannt, schon lange viel stärker auf den Markt als Europa. Außerdem aber 
lassen sich während der letzten beiden Jahrzehnte immer intensivere Be
mühungen beobachten, den Markt effektiver und umfänglicher für die 
Sozialvorsorge zu nutzen.

Wenn das amerikanische Modell mittlerweile Relevanz beanspruchen 
kann, so bedeutet das nicht, dass die Europäer wild darauf wären, es 
nachzuahmen. Für viele behält das Modell einen weitgehend negativen 
Charakter -  und wie ich zeigen werde, gibt es dafür gute Gründe. Und 
doch rechtfertigt seine wachsende Bedeutung, sich das Modell ausführli
cher anzuschauen. Angesichts der beunruhigenden Herausforderungen, 
mit denen sich die wohlhabenden europäischen Demokratien konfrontiert
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sehen, ist es selbst für die schärfsten Kritiker des amerikanischen Sozialmo
dells von Nutzen, sich mit zwei Fragestellungen auseinanderzusetzen. 
Zum einen ist da die Frage nach den Erfahrungen, die die USA mit ihren 
Anpassungs- und Neuordnungsbemühungen angesichts jener Herausfor
derungen gemacht haben, die sie mehr oder weniger mit Europa teilen. 
Welcher Weg wurde beschritten und was waren die sozialen Folgen?

Zum zweiten ist danach zu fragen, was diese amerikanischen Erfahrun
gen Europa zu sagen haben. Vor allem geht es darum, ob Europa aus den 
amerikanischen Erfahrungen positive Lehren ziehen kann, ohne jene 
Aspekte des amerikanischen Modells zu übernehmen, die weniger anspre
chend sind. Ist es möglich, dem Modell bestimmte Strategien zu entneh
men und, vielleicht in abgewandelter Form, auf europäische Verhältnisse 
zu übertragen? Auch wenn sich solch weitreichende Fragen in einem so 
beschränkten Beitrag nicht erschöpfend beantworten lassen, möchte ich doch 
einige kritische Punkte der amerikanischen Erfahrung näher beleuchten.

Politikgestaltung politisch analysiert

Den Kernpunkt meiner Darstellung bildet eine politische Analyse der 
neueren Entwicklung auf dem Gebiet der Sozialpolitik, die sich in der 
letzten Zeit in den Vereinigten Staaten vollzogen hat. Politikgestaltung 
(policy design), die Planung und Entwicklung politischer Modelle und 
Maßnahmen, geht niemals in simplen technokratischen Lösungen für 
»Probleme« auf, über die weitgehender Konsens herrscht. Die Durchset
zung von Lösungen setzt vielmehr die Ausübung staatlicher Macht voraus. 
In den Vereinigten Staaten erschwert die Vielzahl von Einspruchsinstanzen 
zusätzlich die Bildung von Bündnissen zur Einführung neuer politischer 
Konzepte. Dank einer zunehmenden parteipolitischen Polarisierung sind 
solche Bündnisse in jüngster Zeit sogar noch schwieriger geworden.

Politikgestaltung ist immer eingebettet in ein politisches Kräftefeld. Sie 
schließt fortlaufende politische Auseinandersetzungen ein, bei denen Ver
änderungen im politischen Kräfteverhältnis für den Ausgang mindestens 
ebenso wichtig sind wie der Wandel im Verständnis, das die Führungs
schicht von den sozialen Herausforderungen hat und von der angemesse
nen Art und Weise, ihnen zu begegnen. Hinzu kommt, dass die jeweiligen 
Entscheidungen auf den gesamtpolitischen Prozess zurückwirken. Beab
sichtigt und unbeabsichtigt stärken Reformen bestimmte politische Inter
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essen und Ansprüche, während sie andere schwächen. Auch von daher 
kann es keine »unpolitische« Gestaltung von Lösungen geben. Die Planer 
und Entscheidungsträger in der Politik sind sehr wohl mit der Möglichkeit 
vertraut, durch Interventionen ihre eigenen politischen Interessen auf Ko
sten ihrer Konkurrenten zu fördern.

Um die amerikanischen Entwicklungen in der Sozialpolitik im vergan
genen Vierteljahrhundert zu verstehen, muss man sich daher zuerst einmal 
die Verschiebungen in der politischen Kräftekonstellation klar machen. 
Dieser Aufgabe stelle ich mich im folgenden Abschnitt, um dann eine 
Einschätzung der politischen Initiativen zu geben, die sich in diesem sich 
wandelnden politischen Klima heraus gebildet haben.

Der Wandel des politischen Kontextes

Drei entscheidende und im Zusammenhang miteinander stehende politi
sche Verschiebungen haben den Rahmen für die jüngste Neuordnung des 
amerikanischen Gesellschaftsvertrages abgesteckt. Erstens hat sich das 
Kräfteverhältnis der organisierten Interessen im wirtschaftlichen Bereich 
eindeutig zugunsten der Unternehmer verschoben. Zweitens hat in der 
Politik das Geld beträchtlich an Bedeutung gewonnen (in Korrespondenz 
zur wachsenden Ungleichverteilung der wirtschaftlichen Macht). Drittens 
hat sich die Politik in Amerika parteipolitisch immer mehr polarisiert, 
wofür weitgehend die Bildung eines stärker geeinten und aggressiveren 
konservativen Bündnisses verantwortlich ist. Zusammengenommen, ha
ben diese drei Entwicklungen starke Auswirkungen auf die Gestaltung der 
Sozialpolitik gehabt.

Zu den deutlichsten und wichtigsten Symptomen wachsender Un
gleichheit zählt die krasse Verlagerung organisatorischer Macht von der 
Arbeiterschaft zum Unternehmertum. An europäischen Maßstäben ge
messen, zeichnen sich die Vereinigten Staaten schon seit langem durch 
schwache Gewerkschaften aus. Doch selbst wenn man von dem traditio
nell niedrigen Niveau ausgeht, bleibt der Niedergang der amerikanischen 
Gewerkschaftsbewegung während der vergangenen zwei Jahrzehnte er
staunlich. In dem auf den Zweiten Weltkrieg folgenden Jahrzehnt gehörten 
mehr als ein Drittel der Lohnabhängigen in den Vereinigten Staaten Ge
werkschaften an. Bis zum Jahr 2004 aber ist der Anteil auf 13,8 Prozent und 
in der Privatwirtschaft auf gar nur 8,3 Prozent gesunken.
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Das politische Gewicht, das die organisierte Arbeit in sozialpolitischen 
Fragen hat, ist kaum zu überschätzen. Landesweite Untersuchungen haben 
den großen Einfluss nachgewiesen, den die Arbeiterorganisationen auf die 
Entwicklung der sozialen Vorsorge haben (Huber und Stephens 2001; 
Swank 2002). Im amerikanischen Kontext stellen die Gewerkschaften die 
mit Abstand wichtigste Interessengruppe im Kampf um die materiellen 
Lebensbedingungen von Menschen mit geringem Einkommen dar. Zusam
men mit anderen Trends hat der Niedergang der gewerkschaftlichen Organi
sationen wesentlich dazu beigetragen, dass sich die politisch Verantwortlichen 
nicht mehr genötigt sehen, das Engagement für die soziale Sicherung der 
mittleren Schichten, das den Jahrzehnten um die Mitte des letzten Jahrhun
derts entstammt, aufrechtzuerhalten beziehungsweise zu erneuern.

Der zweite große Trend ist die wachsende Rolle, die das Geld spielt. Im 
Laufe der letzten dreißig Jahre hat die Fixierung der amerikanischen Politik 
aufs Geld immer weiter zugenommen -  in genauer Korrespondenz zu 
der wachsenden Ungleichheit in der amerikanischen Gesellschaft. Basisbe
wegungen sind verkümmert. Die Wahlkämpfe halten sich zunehmend an 
die Medien und die Werbung und sind deshalb auch viel stärker darauf 
konzentriert, die großen Spendensummen zusammenzubringen, die zur 
Finanzierung nötig sind. Im Jahre 2002 brauchte ein Kandidat für die 
erfolgreiche Bewerbung um einen Sitz im Repräsentantenhaus im Durch
schnitt über 1,5 Millionen Dollar -  gegenüber rund (inflationsbereinig
ten) 150 000 Dollar im Jahr 1974. Der massive Finanzierungsdruck, der auf 
den Wahlkampagnen lastet, hat zweifellos den politischen Einfluss der 
Reichen vergrößert. Die politischen Parteien haben ihr Werben um Wähler 
mit hohem Einkommen verstärkt (Campbell, 2007). Politikwissenschaftli
che Untersuchungen aus jüngster Zeit belegen, dass die Politiker heute 
erheblich empfänglicher sind für die Unterstützung wohlhabender Schich
ten (Jacobs und Skocpol 2005).

Den dritten großen politischen Trend bildet die Verschiebung der orga
nisierten Politik nach rechts (Hacker und Pierson 2005). Die Republikaner 
verfügten bis zur Kongresswahl im November 2006 über ein knappes, aber 
anhaltendes Übergewicht - von 1994 bis 2006 beherrschten sie das Reprä
sentantenhaus und den Senat (lediglich von Mitte 2001 bis Ende 2002 
hatten die Demokraten dort einen Sitz mehr); darüber hinaus sind sie 
geeinter und stärker nach dem Modell einer Parlamentspartei hierarchisiert 
als in der amerikanischen Politik üblich.
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In den meisten innenpolitischen Fragen sind die Republikaner, vergli
chen mit der Position der Partei vor zwei Jahrzehnten, ein gutes Stück nach 
rechts gerückt (Mc Carthy, Poole und Rosenthal 2006). Große Teile der 
Parteiführung stehen - gemeinsam mit Interessengruppen, von denen sie 
unterstützt werden, und einem Netzwerk von Think Tanks, die ihnen 
zuarbeiten - wesentlichen Elementen der bestehenden Sozialpolitik offen 
feindselig gegenüber. Führende Politiker nehmen heute Positionen ein, die 
vor zwei Jahrzehnten von politischen Außenseitern vertreten wurden, und 
machen sich etwa für die Privatisierung der Sozialversicherung, für die 
Aufhebung der Erbschaftssteuer oder für die Abschaffung der steuerlich 
begünstigten Arbeitgeberbeiträge zur Krankenversicherung stark.

Reformstau und sozialpolitische Drift

Diese weitreichenden politischen Trends -  der Niedergang der gewerk
schaftlichen Organisationen, die wachsende Bedeutung des Geldes in der 
Politik und der Wandel der Republikanischen Partei, die zugleich mächti
ger und konservativer geworden ist -  stecken heute den Rahmen für 
politische Reformen ab. Am offensichtlichsten ist, wie stark sie die öffent
lichen Bemühungen behindert haben, alte Lücken im System sozialer 
Absicherung zu schließen oder auf neu entstandene soziale Risiken zu 
reagieren. Wo geplante Eingriffe verstärkte bundesstaatliche Aufwendun
gen oder gesetzgeberische Maßnahmen erforderlich machten, gelang es 
einer tatkräftigen konservativen Koalition, ihre zunehmend kritische Ein
stellung gegenüber bundesstaatlichen sozialpolitischen Initiativen zur Gel
tung zu bringen und sie in den meisten Fällen zu hintertreiben oder, falls 
sie doch zur Abstimmung kamen, scheitern zu lassen.

Hingegen hat das Bestreben der Konservativen, die Optionen für eine 
individualisierte oder marktbestimmte Sozialvorsorge zu erweitern, grö
ßere politische Neuerungen hervorgebracht. Zu den wichtigsten Entwick
lungen während der letzten Jahrzehnte zählt die wachsende Einsicht in den 
Reihen der Konservativen, dass sich angesichts der politischen Popularität, 
die Sozialprogramme genießen, der direkte Kampf gegen sozialstaatliche 
Einrichtungen kontraproduktiv erweisen musste (Teles 2007; Derthick 
und Teles 2006). Eine wirksame Gegenstrategie erforderte vielmehr die 
Entwicklung eines neuen Instrumentariums, das verspricht, den wirt
schaftlicher Unsicherheit entspringenden sozialen Besorgnissen Rechnung
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zu tragen. Die Herausforderung bestand darin, hierfür Maßnahmen zu 
finden, die von den Konservativen gutgeheißen werden konnten und die 
jene Teile der Wählerschaft begünstigten, die sich der entstehenden kon
servativen Koalition zurechnen ließen.

Die Entwicklung und Unterstützung solcher Maßnahmen war ein we
sentliches konservatives Vorhaben während der letzten zwanzig Jahre. 
Enorme Geldmittel sind in die Förderung von Planungseinrichtungen 
geflossen -  von Organisationen, deren Aufgabe die Untersuchung, Aus
arbeitung und Propagierung konservativer Vorschläge für einen innenpo
litischen Strategiewechsel war. In der Sozialpolitik verdichteten sich diese 
Bemühungen allmählich zum Konzept der »Eigentümergesellschaft«. Das 
staatliche Handeln findet seinen neuen Bezugspunkt in steuerbegünstigten 
individualisierten Rücklagen. Die Befürworter heben hervor, dass solche 
Programme die größtmögliche Wahlfreiheit bieten. Auch weitere Vorzüge 
werden gerne angepriesen, wie wachsende Sparsummen für die Altersver
sorgung oder wachsendes Kostenbewusstsein in der Gesundheitsfürsorge.

Gleichzeitig unterlaufen solche Programme viele der ursprünglichen 
sozialpolitischen Ansprüche. Die Verteilung des Risikos auf die Gemein
schaft wird stark beschränkt, da die auf Privatkonten deponierten Rückla
gen -  wie auch die Zwänge, im Krankheitsfall auf sie zurückzugreifen -  
ganz verschieden groß sind (Hacker 2006). Ebenso sehr fällt ins Gewicht, 
dass auch die Realisierung dieser Vorsorgemaßnahmen in Form von steu
erlichen Befreiungen die Wohlhabendsten begünstigt. Wer im Wohlstand 
lebt, verfügt im Zweifelsfall am ehesten über die Mittel, sich an diesen 
Maßnahmen zu beteiligen. Hinzu kommt, dass die Teilnahme hier wegen 
des höheren Grenzsteuersatzes eine faktisch höhere staatliche Bezuschus
sung sichert.

Dieses konservative Projekt hat beträchtliche Erfolge aufzuweisen. Am 
folgenreichsten war die Ersetzung des »Einkommenssicherungspro
gramms für arbeitsfähige Arme« (AFDC) durch eine dezentralere und 
stärker auf die Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess konzentrierte 
Alternative, die »Zeitweilige Hilfe für bedürftige Familien« (TANF). Au
ßerdem kam es zu einer gewaltigen Erweiterung des Instrumentariums 
steuerbegünstigter individualisierter Sparprogramme als einer tragenden 
Säule der Alterssicherung. Schließlich starteten die Konservativen auch 
eine ganze Reihe von Experimenten zur Reform der Gesundheitsfürsorge, 
etwa durch Gewährung steuerlicher Beihilfen oder die Einführung indivi
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dualisierter »Rücklagen für den Krankheitsfall«. Eine umfassende Umset
zung dieser Initiativen würde eine wesentliche Neuordnung der Gesund
heitspolitik nach Maßgabe der »Eigentümergesellschaft« bedeuten.

Die konservativen Reformer mussten allerdings auch die enormen Hin
dernisse überwinden, die ihnen durch die von Einspruchsmöglichkeiten 
strotzende Struktur der politischen Institutionen und durch eine zuneh
mend polarisierte Parteienlandschaft in den Weg gelegt wurden. Gerade in 
der letzten Zeit erwiesen sich wichtige Vorhaben, die staatliche Pensionen 
und Steuerpolitik betrafen und dem Zweck dienten, die neue konservative 
Vision einer »Eigentümergesellschaft« durchzusetzen, als politische Blind
gänger, die im Grunde nur den Status quo zementierten. Vergleichbare 
Reformen in der Gesundheitsfürsorge befinden sich noch im Versuchssta
dium, aber unter den herrschenden Verhältnissen erscheinen ihre Realisie
rungsaussichten auf absehbare Zeit kaum besser.

Einer verbreiteten Ansicht zufolge stellt die derzeitige Situation im 
Wesentlichen einen Reformstau dar. Die institutioneilen Hindernisse, die 
den Reformen entgegenstehen, sind so umfassend und der organisierte 
Widerstand gegen alle Veränderungsvorschläge ist so eingewurzelt, dass 
weder die Konservativen noch die Fortschrittlichen große Chancen haben, 
die sozialpolitische Landschaft umzugestalten. Tatsächlich bieten die gro
ßen, intensiven und für jedermann sichtbaren Schlachten um die Sozialpo
litik, die in den letzten Jahren ausgetragen wurden, ziemlich genau dieses 
Bild. Die meisten Initiativen fuhren letztlich gegen die Wand politischer 
Institutionen, die eigens dem Zweck dienten, großangelegte Experimente 
dieser Art zu vereiteln.

Dennoch spricht ein kürzlich erschienener scharfsichtiger Artikel von 
Jacob Hacker dafür, dass dieses Bild von einer erstarrten politischen Land
schaft irreführend ist (Hacker 2004). Auch ohne dramatische reformpoli
tische Umbrüche können sozialpolitische Verhältnisse durchaus einem 
gezielten Wandel unterliegen. Kleine Veränderungen addieren sich im 
Laufe der Zeit zu wesentlichen Neuorientierungen. Modifikationen, die 
ohne großes Trara und ohne großen Widerstand eingeführt werden, haben 
unter Umständen wichtige und oft unvorhergesehene Folgen -  und diese 
Folgen sind möglicherweise nur schwer wieder rückgängig zu machen.

Am Wichtigsten ist dabei vielleicht, dass sich ungeachtet fehlender 
reformpolitischer Umbrüche doch tiefgreifende Veränderungen in der 
Sozialpolitik ereignen können, und zwar aufgrund von Verschiebungen in
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dem Sozialgefüge, in das politisches Handeln eingebettet ist. Veränderun
gen in den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, demographische Ent
wicklungen und Wandlungsprozesse im Verhalten von Individuen und 
Organisationen haben beträchtliche Auswirkungen auf die Funktionswei
se des sozialpolitischen Systems, auch ohne dass die Politik in größerem 
Maße durch neue Initiativen eingreift. Tatsächlich dürfte diese Art von 
Dynamik besonders gut in Gesellschaftsstrukturen wie der amerikani
schen greifen, wo ein großer Teil der Sozialvorsorge zwar staatlich gestützt 
wird, die staatlichen Zuwendungen aber über die Arbeitgeber, über ge
meinnützige Einrichtungen oder durch Vorkehrungen der individuellen 
Haushalte an die Adressaten gelangen. Veränderte gesellschaftliche Um
stände können so stark auf die Handlungsmöglichkeiten und die -be
schränkungen der Beteiligten zurückwirken, dass sich dadurch die fakti
sche Funktionsweise der Sozialvorsorgesysteme wandelt.

Auf den ersten Blick mag dieser Prozess, den Hacker als sozialpolitische 
»Drift« bezeichnet und der seinen Grund in den gewandelten Verhaltens
weisen der beteiligten Individuen hat, apolitisch erscheinen. Es kommt zu 
wesentlichen Veränderungen, obwohl keine als Umbruch wahrgenomme
ne politische Neuordnung stattgefunden hat. Viele dieser Veränderungen 
vollziehen sich ungeplant. In der heutigen Situation ist es oft irreführend, 
wenn gesagt wird, Politik werde »gemacht«; manchmal wäre es angemes
sener, Politik als etwas zu beschreiben, das sich ereignet. Politiker handeln 
häufig post factum, das heißt sie reagieren auf Entwicklungen, die ihrer 
Kontrolle entzogen sind. Und häufig sind ihre Reaktionen auch nur mini
mal koordiniert.

Indes wäre es ein großer Irrtum, diese Veränderungen als unpolitisch zu 
beschreiben. Auch wenn sie zum Teil durch die individuelle Entscheidun
gen motiviert sind, spiegeln sie doch zugleich die bewussten Bemühungen 
politisch handelnder Gruppen wider, konkurrierenden staatlichen Initiati
ven einen Riegel vorzuschieben. Die Konservativen sind vielleicht nicht 
durchweg erfolgreich gewesen mit ihrem Versuch, ihre Vision einer opti
malen Sozialpolitik gesetzlich zu verankern. Es ist ihnen indes extrem gut 
gelungen, alle Bemühungen um eine Erneuerung oder Anpassung der 
öffentlichen Politik an die veränderte gesellschaftliche Realität zu durch
kreuzen. Und außerdem haben sie es vielfach geschafft, sozialpolitische 
Reformen anzustoßen, die sich befördernd beziehungsweise beschleuni



gend auf die von ihnen verfolgten Privatisierungstendenzen aus gewirkt 
haben.

Man kann die Sache auch so ausdrücken, dass der Stagnationszustand 
und die Polarisierung, die während der letzten zwei Jahrzehnte charakte
ristisch für die amerikanische Politik waren, eine politische Gewichtung 
beinhalten. Die Reaktionen (beziehungsweise bewussten Weigerungen, zu 
reagieren) waren nicht zufällig oder absichtslos -  sie haben die Drift der 
Sozialpolitik in eine ganz bestimmte Richtung gelenkt. Sie begünstigen 
jene Neuerungen in der Sozialpolitik, die dazu tendieren, dem privaten 
Bereich eine immer tragendere Funktion zuweisen. Und innerhalb des 
privaten Bereichs fördern sie eine tendenzielle Abkehr von »kollektiven« 
oder »solidarischen« Formen der Absicherung gegen soziale Risiken (will 
heißen, von Formen der betrieblich organisierten Absicherung).
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Sozialvorsorge in Amerika 1980-2005: Die Bilanz der Sozialpolitik

Die Grenzen der Sozialpolitik sind weit und schlecht definiert. Um diese 
Erörterung nicht ausufern zu lassen, möchte ich mich auf drei Gruppen 
von kritischen Programmen konzentrieren. Erstens auf Maßnahmen, die 
Arbeit und die Einkommensbeihilfen für arbeitsfähige Arme regeln, zwei
tens auf Lösungen zur Frage der Alterssicherung und drittens auf die 
Organisation und Finanzierung der Gesundheitsfürsorge. In allen drei 
Hinsichten hat es im Laufe des letzten Vierteljahrhunderts beträchtliche 
Veränderungen gegeben, auch wenn sich dies nur selten in spektakulären 
Gesetzgebungsaktivitäten niedergeschlagen hat.

Was die arbeitsfähigen Armen betrifft, so erfordern drei Entwicklungs
stränge unser besonderes Augenmerk. Da ist zuerst die Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt, vor allem im Hinblick auf die Beschäftigung und 
Entlohnung von ungelernten Arbeitskräften. Da sind zweitens die Ein
kommensbeihilfen. Das Dritte -  von außen gesehen vielleicht eine merk
würdige Einlassung, aber zum Verständnis der jüngsten amerikanischen 
Erfahrungen nötig -  ist das Strafrechtssystem.

Angesichts der anhaltenden Schwierigkeiten vieler europäischer Länder, 
für neue Beschäftigungsverhältnisse zu sorgen, stößt dort die amerikani
sche Arbeitsmarktpolitik, im weitesten Sinne verstanden, auf besondere 
Aufmerksamkeit. Bei Wirtschaftswissenschaftlern ist mittlerweile die The
se gang und gäbe, dass die geringe gewerkschaftliche Organisation in den
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Vereinigten Staaten und der extrem beschränkte arbeitsrechtliche Schutz 
(Pontusson 2005) die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt befördern. All das 
traf auch schon vor einem Vierteljahrhundert zu, aber diese charakteristi
schen Strukturmerkmale sind durch die jüngsten politischen Entwicklun
gen noch verstärkt worden. In dem Maße, wie die Beschäftigung sich in 
Bereiche mit nur schwach entwickelten Arbeitsorganisationen verlagerte 
und die staatliche Überwachung des Verhältnisses zwischen den Tarifpart
nern immer arbeitnehmerfeindlicher wurde, ging der Einfluss der Gewerk
schaften weiter zurück. Mangels Bindung an die Inflationsrate war der 
reale Mindestlohn einem beträchtlichen Wertverfall unterworfen.

Im Falle der Einkommensbeihilfen haben die politischen Entschei
dungsträger eine aktivere Rolle gespielt, indem sie für Menschen im ar
beitsfähigen Alter die Anreize verstärkten, sich um Beschäftigung zu be
mühen. Die auffälligste Veränderung vollzog sich 1996, als die schon lange 
kritisierte Hilfe für sozial schwache Familien (AFDC), kurz »Sozialhilfe« 
genannt, durch die zeitweilige Hilfe für bedürftige Familien ersetzt wurde 
(TANF). Das Schlüsselwort hier war »zeitweilig« -  das neue Programm 
schränkte die Sozialhilfe für die meisten Empfänger zeitlich ein und erwei
terte für viele Empfänger die Workfare, die Pflicht zur Arbeit als Bedin
gung für den Erhalt der Sozialleistung. Binnen weniger Jahre war die Zahl 
der durch Sozialhilfe unterstützten Familien von 4,8 auf 2,2 Millionen 
gesunken (Jencks 2005).

Der andere wesentliche Politikwechsel bestand in der allmählichen, aber 
sehr wesentlichen Ausweitung der auf die Einkommenssteuer gewährten 
Freibeträge (EITC). Letztere bilden inzwischen eine gewichtige Ergän
zung der Bezüge (entweder als Steuersenkungen oder als abzugsfähige 
Beträge) einkommensschwacher Familien mit Kindern; mittlerweile dürf
ten sie das wirksamste amerikanische Programm zur Verminderung der 
Armut in Familien mit Angehörigen im arbeitsfähigen Alter darstellen. 
Zusammengenommen haben die beiden Reformprogramme, TANF und 
EITC, den Akzent nachdrücklich auf die Strategie der Einkommensbeihil
fen verschoben.

Der dritte Politikbereich, den wir im Blick auf die Gruppe der arbeits
fähigen Armen ansprechen müssen, ist die Strafgerichtsbarkeit -  ein Feld, 
das normalerweise nicht mit der Sozialpolitik in Zusammenhang gebracht 
wird, von dem sich aber mittlerweile bei der Diskussion der ökonomischen 
Lage der am stärksten benachteiligten Gruppen der amerikanischen Ge-
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Seilschaft nicht mehr absehen lässt. Seit den frühen siebziger Jahren des 
Zwanzigsten Jahrhunderts machte die Strafverfolgungs- und Strafvoll
zugspolitik in den USA einen tiefgreifenden Wandel durch. Zwischen 1970 
und 2001 stieg die Rate der Haftstrafen in den Vereinigten Staaten explo
sionsartig von 96 auf 470 pro 100 000.

Die dramatisch veränderte Inhaftierungspolitik bildet einen zentralen 
Bestandteil des neu entwickelten amerikanischen Gesellschaftsvertrages. 
Für die Menschen auf den unteren Sprossen der gesellschaftlichen Stufen
leiter hat die neue Politik einer massierten Verhängung von Gefängnis
strafen tiefgreifende Veränderungen in den sozialen Lebensverhältnis
sen und Lebenschancen mit sich gebracht. Der Anteil von ungelernten, 
ökonomisch benachteiligten Personen aus den ethnischen Minderheits
gruppen -  besonders von jungen Männern afroamerikanischer Zugehö
rigkeit -  an der Gesamtzahl der Inhaftierten ist in unverhältnismäßig 
hohem Maße angestiegen. Für viele dieser Bürger präsentiert sich der Staat 
nicht mehr als Lehrer oder Sozialarbeiter, sondern als Richter oder Ge
fängniswärter. Nach dem derzeitigen Trend müssen 28 % der männlichen 
Afroamerikaner damit rechnen, einen Teil ihres Lebens im Gefängnis zu 
verbringen.

Was diesem tiefgreifenden Politikwechsel zugrunde liegt, ist nach wie 
vor umstritten. Nicht umstritten ist die Tatsache, dass er die soziale und 
ökonomische Landschaft für beträchtliche Teile der Bevölkerung verän
dert hat, die unter anderen Bedingungen das untere Ende des amerikani
schen Arbeitsmarkts darstellen würden. Statistisch gesehen hat nämlich, 
wie Bruce Western anmerkt, der Strafvollzug den Effekt, schwerwiegende 
Mängel des amerikanischen Gesellschaftsmodells der Wahrnehmung zu 
entziehen. Für das Jahr 2000 stiege, so argumentiert er, die Quote der 
arbeitslosen jungen Schwarzen ohne Collegeabschluss im Alter zwischen 
22 und 30 von 29,9 auf 42,1 Prozent, wenn man die Insassen der Gefäng
nisse und Haftanstalten mit berücksichtigt: »unsere Zuversicht, was den 
Rückgang ethnischer Benachteiligung und die Stärke des amerikanischen 
Wachstumsmodells betrifft... [erweist sich als] ziemlich trügerisch, wenn 
wir die Armen, die hinter den Mauern amerikanischer Gefängnisse ver
schwinden, in die Rechnung einbeziehen.« (Western 2004, S. 4)

Auch der Fall der Alterssicherung bezeugt, dass die Initiative weitge
hend von den Konservativen ausging. Sie bemühten sich darum, die Sozi
alversicherung zurückzuschrauben und Entfaltungsraum für stärker priva
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tisierte und auf privatwirtschaftlicher Grundlage ruhende Formen der 
Vorsorge zu schaffen. Die Beteiligung der Liberalen an den politischen 
Diskussionen beschränkte sich darauf, für Sparsamkeit bei den staatlichen 
Pensionsprogrammen einzutreten, die von den Konservativen bevorzug
ten Methoden einer Vorsorge auf Versicherungsbasis zurückzuweisen und 
ihnen bei jeder sich bietenden Gelegenheit vorzuwerfen, dass sie sich für 
eine Kürzung des populärsten Sozialprogramms stark machten.

Die Entwicklung der konservativen Überlegungen zur Alterssicherung 
demonstriert beispielhaft, wie sich strategische Rezepte der politischen 
Realität anpassen (Derthick und Teles 2006). Im Jahr 1981 führten relativ 
bescheidene Kürzungsvorschläge zu den staatlichen Pensionen zu einem 
politischen Sturmlauf gegen die Reagan-Regierung. Die Konservativen 
schwenkten um, weil sie erkannten, dass ein Frontalangriff auf die 
Staatspensionen zum Scheitern verurteilt war. Wo sich politisch die Gele
genheit ergab, setzten sie sich vehement für das Instrumentarium steuerlich 
subventionierter, individualisierter Sparmodelle ein. Ihre Begeisterung für 
diese Strategie wuchs in dem Maße, wie die neuen steuerlichen Leistungen 
an Popularität gewannen, starken Rückhalt in der Finanzbranche fanden 
und sich gut in den Rahmen des im Entstehen begriffenen »eigentümerge
sellschaftlichen« Modells der Sozialvorsorge einfügten. Das Ergebnis war 
ein dramatischer Strukturwandel in der Altersvorsorge.

Im System der Gesundheitsfürsorge kam es ebenfalls zu weitreichenden 
Änderungen. Auch hier haben die Politiker eine wichtige Rolle gespielt, 
aber in vielfacher Hinsicht eher eine reaktive als eine aktive Rolle. Die 
amerikanische Gesundheitsfürsorge stellt eine einzigartige Mischung aus 
staatlicher und privater Vorsorge dar. Ihre tragenden Pfeiler sind eine 
private, vom Arbeitgeber getragene (und durch großzügige steuerliche 
Beihilfen gestützte) Krankenversicherung, Medicare (ein System von Sozi
alversicherungsleistungen für alte Menschen) und Medicaid, das vielen 
mittellosen Familien im arbeitsfähigen Alter Versicherungsschutz bietet 
(und für die Pflegekosten bei vielen alten Menschen aufkommt).

In den Augen zahlreicher Fachleute für Gesundheitspolitik befindet sich 
dieses System in der »Krise«, so lange sie zurückdenken können. Schon 
Anfang der siebziger Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts lag auf der Hand, 
dass die amerikanische Gesundheitsfürsorge weder die Kosten einzudäm
men noch auch nur annähernd eine generelle Versorgung sicherzustellen 
vermochte. Und trotz der enorm hohen Ausgaben (pro Kopf das Doppelte
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dessen, was in vielen anderen reichen Demokratien ausgegeben wurde) 
und der unzweifelhaften Avanciertheit mancher amerikanischer Verfah
rensweisen erzielte das System keine besonders eindrucksvollen Ergebnis
se in der Gesundheitsvorsorge. Gewaltige Gelder fließen in den Verwal
tungsapparat, der zum großen Teil damit befasst ist, die Kostenanteile der 
verschiedenen Beiträger auszurechnen bzw. auszugleichen.

Diese Probleme haben sich mit der Zeit noch verschärft. Der prozentua
le Anteil der Gesundheitsausgaben am Bruttoinlandsprodukt ist von 5,2 
Prozent im Jahre 1960 auf mittlerweile 16 Prozent angestiegen, ohne die 
mindeste Aussicht auf eine Verlangsamung des Tempos (den neuesten 
Voraussagen zufolge wird er sich 2015 auf 20 Prozent belaufen). Das 
Scheitern aller Bemühungen um Kosteneindämmung setzt die öffentlichen 
Haushalte unter wachsenden Druck, während die steigenden Kosten und 
andere ökonomische Veränderungen die Arbeitgeber dazu bringen, den 
Versicherungsschutz zu reduzieren bzw. Kosten auf die Arbeitnehmer 
abzuwälzen. Auch die Arbeitnehmer selbst haben mit einer Reduzierung 
ihres Versicherungsschutzes reagiert. Der neuesten Erhebung zufolge blei
ben über einen Zeitraum von zwei Jahren gerechnet mehr als 80 Millionen 
Amerikaner im arbeitsfähigen Alter - ein Drittel der Gesamtbevölkerung 
-  einige Zeit ohne GesundheitsVersicherung, davon mehr als 50 Millionen 
mehr als sechs Monate (Hacker 2006). In Familien im arbeitsfähigen Alter 
und mit geringem Einkommen (20 000 bis 40 000 Dollar) waren im Jahr 
2004 41 % zumindest während eines Teils des Jahres unversichert, ein 
schroffer Anstieg im Vergleich zu 2001, wo die Zahl 28 % betrug.

Im staatlichen Bereich hat man bei Medicare und Medicaid wiederholt 
stufenweise Kürzungen und Kostenumverteilungen vorgenommen, ohne 
dass sich das Bild langfristige nennenswert geändert hätte. Anfang der 
neunziger Jahre startete die Clinton-Regierung unter dem Schlagwort 
»managed competition« (regulierter Wettbewerb) eine weitaus ehrgeizige
re Initiative. Bei dem Plan ging es um »Gesundheitsbündnisse«, die mit 
dem Ziel der Kosteneindämmung für wirksamen Wettbewerb sorgen und 
die Finanzkraft bündeln sollte. Nach dem Plan der Regierung wurden 
diese Bemühungen mit einem »Auftrag« an die Arbeitgeber kombiniert, 
für ihre Arbeitnehmer Krankenversicherungen abzuschließen (damit soll
ten die USA einen entscheidenden Schritt in Richtung auf eine generelle 
Gesundheitsfürsorge tun, ohne dass den öffentlichen Haushalten hieraus 
große Belastungen erwuchsen). Dieser einschneidende Reformplan mobi
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lisierte schlagartig Widerstand auf breiter Front, der ihn, neben den kom
plizierten Hemmnissen, welche ihm die fragmentierten politischen Institu
tionen in den Weg legten, schließlich scheitern ließ.

Während im Laufe des vergangenen Jahrzehnts das Experiment mit der 
Health Maintenance Organization (HMO) an Elan einbüßte und die 
Krankenversicherung auf Betriebsbasis einem Prozess fortlaufender Aus
höhlung unterworfen war, formulierten die Konservativen eine Reihe neu
er gesundheitspolitischer Richtlinien. Korrespondierend mit dem Wandel 
ihrer Einstellung zur Alterssicherung, verschoben sie allmählich den Ak
zent von der betriebsgestützten Krankenversicherung, für die sie bis dahin 
eingetreten waren, zu dem neuen Modell einer privaten »Eigentümer«- 
Versicherung der einzelnen Personen. »Gesundheitssicherungskonten« 
sollen es den Einzelnen ermöglichen, steuerfreie Rücklagen anzusparen, 
die für medizinische Ausgaben verwendet werden können. Diese Konten 
werden kombiniert mit hochgradig steuerabzugsfähigen Versicherungen 
gegen den »Katastrophenfall«. Die Befürworter der Gesundheitssi
cherungskonten machen geltend, diese würden das Kostenbewusstsein im 
Gesundheitswesen schärfen und so die Ausgaben einzudämmen helfen.

Die Behauptung, dass die Amerikaner nicht genug in ihre Gesundheits
vorsorge investierten, hat sich als wenig überzeugend erwiesen. Das System 
der Gesundheitssicherungskonten fasst nur langsam Fuß, trotz steuerlicher 
Begünstigungen -  es stößt auf Skepsis nicht nur bei den meisten Fachleuten 
für Gesundheitspolitik, sondern auch bei den meisten gut verdienenden, 
gesunden Arbeitnehmern, die die vielversprechendste Zielgruppe bilden. 
Und doch dürfte dieses Modell in einer Situation, in der die Arbeitgeber 
zunehmend darauf aus sind, Kosten und Risiken auf die Arbeitnehmer 
abzuwälzen, und in der die Regierung entweder ideologisch nicht willens 
oder finanziell nicht in der Lage ist, in die Bresche zu springen, eine gewisse 
Attraktivität behalten. Welche Perspektiven dieser Teil der »Eigentümerge
sellschaft« hat, lässt sich schwer einschätzen; im Zweifelsfall wird er die 
politische Zukunft der Republikanischen Partei noch arg belasten.

Der amerikanische Gesellschaftsvertrag heute

In den letzten Jahrzehnten hat sich das amerikanische System einer aus 
staatlichen und privaten Elementen gemischten Sozialvorsorge beträcht
lich gewandelt. Dieser Wandel vollzog sich allerdings kaum in der drama
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tischen Form öffentlicher Debatten und politischer Konflikte. Tatsächlich 
waren es die gerade die kühnen Initiativen, bei denen die Neuerer fast 
immer den Kürzeren zogen. Dennoch ging der Wandel vonstatten -  als 
Resultat kleiner (oder scheinbar kleiner) politischer Veränderungen und 
neu entstehender privater Verhaltensmuster, die sich im Laufe vieler Jahre 
zu etwas Großem addierten.

Drei Hauptveränderungen in den gesellschaftlichen Verhältnissen gilt es 
hervorzuheben. Erstens eine markante Zunahme sozialer Ungleichheit in 
den Vereinigten Staaten, an der bemerkenswert ist, dass die Bewegung 
hauptsächlich am oberen Ende der Einkommensskala stattgefunden hat: 
Es ist dieses obere Ende, das sich von allen Übrigen abgesetzt hat. Dem 
Haushaltsbüro des Kongresses zufolge ist bei den obersten 1 Prozent der 
Skala das Realeinkommen nach Steuern zwischen 1979 und 2003 um 129,4 % 
gestiegen, gegenüber gerade einmal 15,2 Prozent Zunahme bei dem 
Fünftel in der Mitte der Einkommensverteilung (Friedman, Shapiro 
und Greenstein 2006). Nachdem vorher ein Vierteljahrhundert lang eine 
breite Verteilung der Zuwächse aus dem Wirtschaftswachstum statt
fand, driftet die ökonomische Stufenleiter im letzten Vierteljahr hundert 
stark auseinander.

Natürlich ist das Phänomen wachsender Ungleichheit nicht auf die 
Vereinigten Staaten beschränkt. Aber nicht nur haben die Vereinigten 
Staaten auf einem höheren Niveau der Ungleichheit begonnen, sie haben 
auch deutlich weniger auf die wachsenden marktbedingten Ungleichheiten 
reagiert als andere Länder (Kenworthy und Pontusson 2005). Hinzu 
kommt die Sonderstellung, welche die Vereinigten Staaten in der Reaktion 
auf die Probleme der ökonomisch Benachteiligten einnehmen -  nämlich 
bei der Entwicklung des massenhaften Strafvollzugs zu einem immer 
wichtigeren Bestandteil der Politik.

Der zweite Hauptentwicklungstrend ist die zunehmende Verlagerung 
der Risiken von Alter und Krankheit von kollektiven Instanzen (Staat und 
Betriebe) auf den Einzelnen. Bei der Gesundheitsfürsorge wird das beson
ders deutlich, wo das Scheitern der Kosteneindämmung zu einem allmäh
lichen Zerfall des grundlegenden Programms geführt hat -  der betriebli
chen (und steuerbegünstigten) Krankenversicherung. Bei der 
Altersversorgung kam es aufgrund von Kürzungen zu einer gewissen 
Einschränkung der Sozialhilfeleistungen; außerdem fand eine Verlagerung 
des Schwergewichts von der festen Betriebsrente auf beschränkte Arbeit
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geberbeihilfen statt, was eine Verschiebung des Risikos vom Arbeitgeber 
auf den Arbeitnehmer bedeutet.

Einigen wird diese Risikoverschiebung zustatten kommen, viele aber 
leisten nur sehr bescheidene Beiträge zu ihren Rentenkonten. Die Wohlha
bendsten sind es, die aus den neuen Sparinstrumenten Nutzen ziehen 
können. Tatsächlich sind die neuen Strategien massiv darauf angelegt, 
Anreize zu schaffen, die nur die Gutgestellten nutzen können.

Bereits jetzt deutet einiges darauf hin, dass die Anzahl der Amerikaner, 
die sich im Alter mit beträchtlicher wirtschaftlicher Unsicherheit konfron
tiert sehen, zunehmen wird. Edward Wolfs Untersuchungen sprechen 
dafür, dass die Ansätze zur Aushöhlung der Sozialhilfeleistungen zusam
men mit den veränderten Strukturen der privaten Vorsorge die Gefahr 
wirtschaftlicher N ot vergrößert haben. Zwischen 1989 und 1998 wuchs der 
Anteil der Familien vor dem Pensionsalter, die sich darauf gefasst machen 
mussten, als Rentner von weniger als der Hälfte ihres früheren Einkom
mens zu leben, um ein Drittel auf mehr als 40 Prozent (Wolff 2002).

Der letzte wichtige Trend ist eine Art von Entwicklungsstillstand -  die 
Vereinigten Staaten haben fast nichts unternommen, um mit ihren langfri
stigen fiskalischen Problemen fertig zu werden. Im Gegenteil, in den 
letzten Jahren hat sich die Bundesregierung rasant in die falsche Richtung 
bewegt. Sie hat vorzugsweise Steuersenkungen vorgenommen, die eine 
maßgebliche Rolle bei der Verschiebung der Steuerbilanz von einem Ein
nahmenüberschuss zu schwerwiegenden strukturellen Defiziten gespielt 
haben.

Noch wichtiger ist aber, wie sich der Stillstand auf die Gesundheitsfür
sorge ausgewirkt hat. Anders als die meisten europäischen Länder stehen 
die Vereinigten Staaten vor keinem bedrohlichen demographischen Prob
lem bei der Altersvorsorge. Hingegen finden sie sich konfrontiert mit 
überwältigenden Kostensteigerungen im Gesundheitswesen. Das hängt 
zwar nicht unmittelbar mit dem Alterungsprozess der Bevölkerung zu
sammen. Da es aber der staatliche Bereich ist, der den Großteil der Kosten 
für die Alten aufbringen muss, wird die Unfähigkeit, der Inflation im 
Gesundheitswesen Einhalt zu gebieten, die öffentlichen Haushalte in den 
Ruin treiben. Wie ein Großteil Europas scheinen auch die Vereinigten 
Staaten, wenngleich aus anderen Gründen, auf einen steuerpolitischen 
Schiffbruch zuzusteuern -  ohne die naheliegendsten Maßnahmen zu er
greifen, mit deren Hilfe sich die Klippe vielleicht umschiffen ließe.
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Lehren für Europa?

Die hier skizzierte sozialpolitische Entwicklung weist sowohl einige Er
folge als auch Fehlschläge auf. In ihre Beurteilung fließen notwendig die 
normativen Orientierungen und Prioritäten der Urteilenden ein. Das än
dert nichts daran, dass die meisten europäischen Beobachter den amerika
nischen sozialpolitischen Anpassungsprozess als wenig vorbildlich anse
hen dürften. Für die meisten Amerikaner kam es gleichzeitig mit der 
Zunahme wirtschaftlicher Unsicherheit zu einer Aushöhlung der Vorkeh
rungen gegen eben diese Unsicherheit. Mit dem Krankenversicherungssy
stem ging es bergab, während die Belastungen im Krankheitsfall rasant 
anstiegen. Die Alterssicherung ist ebenfalls bedroht. Familien im mittleren 
Einkommensbereich sind im Alter immer stärker auf eigene Ersparnisse 
angewiesen. Diese Ersparnisse haben aber für die meisten Familien nicht 
zugenommen. Hinzu kommt, dass die Maßnahmen zur Förderung priva
ter, individueller Altersvorsorge das Risiko in beträchtlichem Maße auf die 
einzelnen Familien verlagert haben. Ein deutliches Zeichen für die zunehmen
den Belastungen, denen sich mittelständische Familien in den Vereinigten 
Staaten ausgesetzt sehen, ist der schroffe Anstieg bei den Konkursen.

Dass diese Entwicklungen in den Vereinigten Staaten zu wachsender
Ungleichheit und zu einer verstärkten Belastung der Einzelnen mit sozia
len Risiken geführt haben, kann schwerlich überraschen -  höchstens viel
leicht das Ausmaß, in dem beides geschah. Weniger leicht vorhersehbar 
dürfte aber gewesen sein, dass sich dafür nur so wenige ausgleichende 
Erfolge vorweisen lassen. Widrige Entwicklungen in der einen oder ande
ren Hinsicht lassen sich noch in Kauf nehmen, wenn sie als unvermeidli
cher Preis erscheinen. Die Politiker mögen bereit sein, eine gewisse Zunah
me an Ungleichheit oder Gefährdung des Einzelnen hinzunehmen, wenn 
dies erforderlich ist, um erstrebenswerte kollektive Ziele zu erreichen.

Aber wie oben erörtert, deutet wenig darauf hin, dass solche Ziele 
erreicht worden wären:
-  Die Bemühungen um eine Kosteneindämmung im Gesundheitswesen 

sind kläglich gescheitert. Tatsächlich zeichnet sich das amerikanische 
System der letzten beiden Jahrzehnte durch einen beunruhigenden Ver
lust an Sicherheit und eine gleichzeitige Kostenexplosion auf dem Ge
biet der Gesundheitsvorsorge und medizinischen Versorgung aus, wie 
sie keines der anderen reichen demokratischen Länder erlebt;
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-  das landesweite Sparaufkommen hat sich nicht erhöht. Eine großzügige
Förderung privater Rücklagen für die Alterssicherung resultiert zum
Teil eher in einer Umschichtung der vorhandenen Spargelder als in einer 
nennenswerten Bildung neuer Rücklagen. Außerdem erhöhen die staat
lichen Beihilfen das Defizit der öffentlichen Hand. Im Endeffekt scheint 
der Nettogewinn gering, wenn überhaupt vorhanden;

-  die langfristigen fiskalischen Probleme sind nicht angegangen worden.
In den neunziger Jahren wurden zwar beträchtliche Fortschritte ge
macht, aber die hat man seit 2000 effektiv ins Gegenteil verkehrt.

Kurz, es scheint wenig oder nichts zu geben, was sich zum Ausgleich für 
die wachsende gesellschaftliche Ungleichheit und die sich vermehrenden 
sozialen Risiken in die Waagschale werfen ließe.

Einigen Beobachtern gilt dieses wenig beeindruckende Fazit als Beweis 
dafür, dass es den amerikanischen Politikern schlicht und einfach an Kom
petenz mangelt. In Wahrheit aber spiegelt es die Gebundenheit und Ohn
macht der Politik wider. Sozialpolitische Maßnahmen rufen machtvolle 
Interessen auf den Plan. Zumal im amerikanischen Kontext mit seinen 
vielfältigen Gelegenheiten, Einfluss auf die politische Willensbildung zu 
nehmen, und seinen zahllose Interventionsmöglichkeiten bietenden Insti
tutionen können sich solche Interessen durchsetzen.

In dieser Hinsicht unterscheiden sich marktorientierte sozialpolitische 
Initiativen nicht von anderen politischen Vorhaben. Zu den Argumenten, 
die oft zugunsten solcher Initiativen geltend gemacht werden, zählt die 
Behauptung, sie entpolitisierten in einem gewissen Maß die Politik und 
erzeugten ein durch individuelle, autonome Entscheidungen geprägtes 
Milieu. Die Schaffung von Märkten ist indes ein von Natur aus politisches 
Tun. Die Struktur der betreffenden Märkte muss ins Werk gesetzt werden. 
Besonders in sozialpolitischen Bereichen wie der Gesundheitsfürsorge und 
der Alterssicherung, wo die Besorgnis, dass der Markt nicht funktioniert, 
ein ständiger Begleiter ist, ist es die Aufgabe der Politik, die Rahmenbedin
gungen festzulegen.

Und außerdem ist es auch nicht so, dass sich danach die staatlichen 
Behörden vom Schauplatz zurückziehen und das Feld einem sich selbst 
regulierenden System überlassen können. Um Strategien dieser Art in die 
Tat umzusetzen, brauchen die Politiker die Unterstützung machtvoller 
Interessengruppen. Deren Ansprüche finden ihren Niederschlag nicht nur
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in den anfänglichen Planungen. Von den gleichen organisierten Interessen 
lässt sich vielmehr erwarten, dass sie auch im weiteren Verlauf jede Gele
genheit nutzen, um Maßnahmen zu ihrem Vorteil zu verändern und sie so 
umzugestalten, dass sie Wettbewerb und staatliche Aufsicht einschränken 
und für den größtmöglichen Zufluss staatlicher Beihilfen sorgen. Wenn 
man das bedenkt, braucht man sich kaum zu wundern, dass die Reformen 
der letzten Zeit so wenig zur Förderung umfassender gesellschaftlicher 
Ziele wie der Kosteneindämmung im Gesundheitswesen, der langfristigen 
staatlichen Haushaltssanierung und der Verringerung wirtschaftlicher Un
sicherheit beigetragen haben. Weit wirksamer haben diese Reformen sich 
im Blick auf die Kanalisierung von Ressourcen zugunsten von Interessen
gruppen innerhalb der konservativen Koalition erwiesen -  das heißt, im 
Sinne der Begünstigung von Finanzdienstleistern, Versorgungseinrichtun
gen des Gesundheitswesens (wie etwa die pharmazeutische Industrie) und 
besonders wohlhabenden Schichten der Bevölkerung.

Die Politik bestimmt auch über Sparmaßnahmen -  das heißt sie muss 
schwierige Entscheidungen treffen, die der Verbesserung der langfristigen 
finanziellen Situation des öffentlichen Sektors dienen. Im Normalfall sind 
die Politiker dabei der Verlockung ausgesetzt, diese schmerzlichen Ent
scheidungen zu kaschieren oder hinauszuschieben. Die letzten Jahrzehnte 
in den Vereinigten Staaten demonstrieren diese Dynamik zur Genüge. 
Auch wenn es gelegentlich Episoden gab, in denen zielstrebig gehandelt 
wurde (die Nachtragsgesetze zur Sozialfürsorge von 1983 und die Verein
barungen zur Verringerung des Staatsdefizits von 1990 und 1993), hat sich 
die Politik häufig in die Gegenrichtung bewegt.

Als die auffälligste und langfristig folgenreichste Besonderheit des repu
blikanischen Bündnisses hat sich wohl dessen Neigung erwiesen, Steuer
senkungen als eine höchst reizvolle politische Option anzusehen und 
ihnen den Vorzug vor jeder konservativen Finanzpolitik zu geben. Beson
ders im letzten Jahrzehnt haben die Konservativen einer aggressiven Stra
tegie der Steuersenkungen (mit massiver Bevorteilung der Wohlhabenden) 
und der Ausweitung von steuerlichen Beihilfen für die private Sozialvor
sorge (ebenfalls stark zugunsten der Wohlhabenden) viel höhere Priorität 
eingeräumt. Statt auf Besserung deuten die langfristigen steuerpolitischen 
Schätzungen auf eine weitere Verschlechterung der Haushaltssituation. 
Auch hier spricht die Tatsache, dass die Zuwendungen in der Hauptsache 
den Reichen zugute kommen, dafür, dass die Mehrzahl der Amerikaner
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aus der Entscheidung zur Vergrößerung des Staatsdefizits wenig Nutzen 
ziehen. Aus der Sicht derer, die eine langfristige Verbesserung der steuer
politischen Lage mit der Wahrung der sozialen Belange vereinbaren möch
ten, die den Wohlfahrtsstaat überhaupt erst legitimieren, führt kaum ein 
Weg an der Bilanz vorbei, dass Steuermittel in riesigem Umfang schlicht 
und einfach verschleudert worden sind.

Wer einen Weg finden möchte, die großartigen Errungenschaften der 
modernen Sozialvorsorge zu bewahren und ihre Einrichtungen auf eine 
solide Grundlage zu stellen, statt sie kurzerhand über Bord zu werfen, wird 
die in den Vereinigten Staaten zu beobachtende politische Dynamik als in 
mehrfacher Hinsicht problematisch beurteilen. Die wachsende politische 
Ungleichheit und die Stärke der Konservativen haben zu einem »Anpas
sungsprozess« geführt, in dessen Verlauf die ökonomische Sicherheit stark 
abnahm, während Verbesserungen in der staatlichen Haushaltslage und in 
der Leistungsfähigkeit des politischen Handelns weitgehend ausblieben. 
Keine Frage, dass in den Bereichen der Alters- und vor allem der Gesund
heitsvorsorge -  den zwei großen Herausforderungen, die den modernen 
Wohlfahrtsstaaten die größten Anstrengungen abfordern -  nur wenige 
Europäer dem von der amerikanischen Politik eingeschlagenen Weg zu 
folgen geneigt sind.

Aus europäischer Sicht ist die Frage entscheidend, ob sich aus dieser 
Entwicklung auch positive Lehren ziehen lassen. Ist es möglich, sich aus 
dem amerikanischen Menü einzelne Gänge herauszupicken? Lassen sich 
vielversprechende Eingriffe auswählen und vielleicht so abwandeln, dass 
sie helfen, Probleme zu lösen? Vieles in den vergleichenden Untersuchun
gen zum Thema Gesellschaftspolitik spricht dafür, dass es keineswegs 
einfach ist, Anleihen bei politischen Strategien zu machen, die auf ganz 
anderen institutioneilen Grundlagen aufbauen.

Die hier vorgetragenen Überlegungen mahnen noch aus einem anderen, 
ausdrücklicher politischen Grund zur Vorsicht. Sozialpolitische Reformen 
stehen und fallen mit politischen Bündnissen, von denen sie unterstützt 
werden. Und andererseits ziehen konsequente Reformen neue Gewinner 
und Verlierer nach sich. Die Erfüllung und Enttäuschung von Erwartun
gen kann wiederum Anlass zu weiteren Veränderungen sein. Die politi
schen Entscheidungsträger können nicht einfach eine technische Maßnah
me zur Anpassung der Sozialvorsorge ergreifen und davon ausgehen, dass 
der dadurch herbeigeführte Zustand stabil bleibt. Sie müssen vielmehr
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genau über die dynamischen Folgen ihrer Eingriffe nachdenken. Insbeson
dere müssen sie sich mit der Frage beschäftigen, ob sie politischen Interes
sengruppen ein wirksames Mittel an die Hand geben, die Entwicklung zu 
deren Vorteil zu lenken und möglicherweise in eine unerwünschte Rich
tung zu treiben.

Die amerikanische Erfahrung spricht dafür, dass ein solches Szenario 
keineswegs bloß hypothetisch ist. In den Vereinigten Staaten trafen die 
dramatische Zunahme ökonomischer Ungleichheit und Unsicherheit mit 
einer Reihe von politischen Initiativen zusammen, die besonders mächti
gen gesellschaftlichen Gruppen erlaubt haben, sich zu bereichern, die aber 
weder der bedrohlichen Entwicklung entgegenwirken noch sich den gro
ßen langfristigen Problemen stellen, mit denen sich das Land konfrontiert 
sieht. Vielmehr haben die ergriffenen politischen Maßnahmen die Proble
me in vielfacher Hinsicht noch verschärft. Die Entwicklung in den USA 
legt ein ebenso ernüchterndes wie klares Zeugnis vom wesentlich politi
schen Charakter sozialreformerischen Handelns ab.

Natürlich sieht die Konstellation der politisch Handelnden in Europa 
ganz anders aus. Die organisierten Interessengruppen, die sich für die 
normalen Bürger einsetzen, sind hier viel stärker. Das Engagement für den 
traditionellen Wohlfahrtsstaat ist viel fester verankert. In diesem politi
schen Milieu würde es unter Umständen leichter fallen, private und 
marktorientierte Vorsorgeformen so aufzuziehen und zu kanalisieren, dass 
sie wichtigen öffentlichen Zielsetzungen dienen können. Sorgfältige Poli
tikgestaltung könnte vielleicht die Entstehung einer sich selbst verstärken
den Dynamik verhindern, mit der die Mehrzahl der Europäer nicht einver
standen wäre. Keine Lagebeurteilung freilich kommt um eine 
schonungslose politische Analyse herum. Diese lässt sich niemals durch 
technokratische Diskussionen darüber ersetzen, wie sich Eingriffe in einer 
nichtpolitischen Welt auswirken würden -  in einer Welt, die nur in der 
Phantasie existiert und in der Rhetorik von Lobbyisten.

Aus dem Englischen von Ulrich Enderwitz
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Joakim Palme
DIE MODERNISIERUNG DER SOZIALEN VORSORGE 

IN EUROPA

Im Mai 2004 wuchs die Europäische Union um 67 Millionen auf 455 
Millionen Einwohner an, und ihre Erweiterung wird weitergehen, trotz 
aller offenkundigen Meinungsverschiedenheiten darüber, wie weit, in wel
chem Tempo und in welcher Form. 2005 stimmten sowohl das niederlän
dische als auch das französische Wahlvolk gegen den Entwurf für eine neue 
Europäische Verfassung, der englische Premier Tony Blair forderte in 
einer Rede vor dem Europaparlament die Europäer auf, ihm bei der Re
form des Europäischen Sozialmodells (ESM) zu folgen, und der Präsident 
der Europäischen Kommission, Jose Manuel Barroso, erklärte im selben 
Monat, im Zentrum des ESM stünden soziale Integration und Chancen
gleichheit. Anfang 2006 verkündete EU-Sozialkommissar Vladimir Spidla 
die Einrichtung eines Globalisierungsfonds. Mit dem Geld sollen die 
schlimmsten sozialen Folgewirkungen des durch die Globalisierung be
dingten Strukturwandels auf die europäischen Volkswirtschaften abgefan
gen werden.

Das neue Interesse für die Zukunft des ESM lässt sich als Reaktion auf 
die politische Krise der europäischen Integration deuten. Den europäischen 
Politikern ist klar geworden, dass das Vorantreiben des Europäischen 
Binnenmarkts und die weitere politische Integration nur dann zum Erfolg 
führen, wenn die Bevölkerungen der Mitgliedsstaaten diesen Prozess mit
tragen, und das werden sie nur tun, wenn sie den Regierungen Zutrauen, 
dass sie auch den neuen sozialen Problemen gewachsen sind, die sich vor 
allem daraus ergeben, dass die bisher nationalen Märkte für Produkte und 
Dienstleistungen künftig dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt 
sind. Den »destruktiven« Kräften der marktwirtschaftlichen Konkurrenz 
müsse eine »konstruktive« Sozialpolitik entgegen gesetzt werden (vgl. 
Kangas und Palme 2005).

Diesem Szenario muss eine weitere Dimension hinzugefügt werden, die 
demographische: Die Bevölkerungsstruktur der Mitgliedsländer wird in 
den kommenden Jahrzehnten in eine neue Phase des Wandels eintreten,
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gekennzeichnet durch die Alterung der Gesellschaft. Um sich den Heraus
forderungen, die mit diesem Wandel einher gehen, zu stellen, propagiert 
die Europäische Kommission seit einigen Jahren ein Programm der »Mo
dernisierung« des Sozialen mit drei Kernelementen: 1. Reform der Renten
systeme und Pflegevorkehrungen; 2. ein besser austariertes Gleichgewicht 
der Geschlechter; und 3. eine Flexibilisierung des Arbeitslebens.

Bisher hat die EU die Sozialpolitik im Wesentlichen den Mitgliedsstaa
ten überlassen. Ein paar Ausnahmen bestätigen diese Regel -  eine betrifft 
den Schutz von Wanderarbeitern, eine andere resultiert aus Urteilen des 
Europäischen Gerichtshofs vor allem zur Gleichberechtigung der Ge
schlechter. Im Gefolge der Agenda von Lissabon ist als neue Spielart einer 
vermittelten europäischen Politikgestaltung die sogenannte »offene Koor
dinierungsmethode« (Open Method of Coordination, OMC) eingeführt 
worden, die helfen soll, neue Wege für das Vorantreiben gemeinsamer 
sozialpolitischer Ziele zu beschreiten. Zu welchen Resultaten dieses Kon
zept führen wird, ist unklar, nicht zuletzt weil der OMC-Prozess »weich« 
ist, d.h. keine Sanktionsmöglichkeiten beinhaltet. Im Folgendem geht es 
denn auch primär darum, was auf der Ebene der Nationalstaaten getan 
werden muss -  woraus sich logischer Weise die Frage ergibt, ob es so 
etwas wie ein übergreifendes europäisches Sozialmodell überhaupt gibt. 
Unsere Ausführungen werden zeigen, dass man streng genommen von 
verschiedenen europäischen Sozialmodellen sprechen muss. Das schließt 
selbstverständlich nicht die Möglichkeit aus, dass die in Europa existieren
den Modelle spezifische Gemeinsamkeiten aufweisen, in denen sie sich 
wesentlich von Modellen anderswo unterscheiden, zum Beispiel von dem 
der Vereinigten Staaten von Amerika.

Dieser Aufsatz beschränkt sich darauf, die sich gegenwärtig vollziehen
den Wandlungen in den sozialpolitischen Modellen und die laufenden 
Reformagenden zu erörtern, um etwas Licht auf das Wesen und die Zu
kunft der verschiedenen europäischen Sozialmodelle oder gar eines »Euro
päischen Sozialmodells« zu werfen. Es erscheint uns wichtig zu untersu
chen, was derzeit in verschiedenen Politikbereichen vor sich geht, die mit 
der Sozialpolitik in Wechselwirkung stehen. Beginnen wollen wir mit den 
diversen Systemen der Sozialversicherung, um uns danach anderen Aspek
ten zuzuwenden. Freilich sollen über diesen positivistischen Ansatz hinaus 
auch einige normative Prinzipien darüber entwickelt werden, was getan 
werden sollte.
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Soziale ersieh erungs-Modelle

Gehen wir von einigen nützlichen Typisierungen aus, mit denen man die 
komplexen Muster von Unterschieden und Ähnlichkeiten zwischen ein
zelnen Ländern auf ein vereinfachtes Klassifizierungsschema reduzieren 
kann. Aus guten Gründen eignet sich die Charakterisierung institutionel
ler Strukturen des Sozialstaats als vorläufige Basis für eine solche Typolo
gie; aus ihr lassen sich analytische Schlussfolgerungen ableiten im Hinblick 
sowohl auf die Ursachen und Folgen institutioneller Unterschiede als auch 
auf die konkrete Beschreibung von Veränderungsprozessen in der Zeit 
(siehe Korpi und Palme 1998). Unsere Arbeitshypothese besagt, dass in 
einer Gesellschaft, in der Unterschiede zwischen gesellschaftlichen Schich
ten, zwischen Bürgern verschiedener ethnischer und religiöser Zugehörig
keit, von Wirtschaftssektoren oder Regionen ein komplexes Bild von 
einander schneidenden Bruchlinien bilden und als miteinander konkurrie
rende Faktoren für die Identitäts- und Interessenentwicklung der Bürger 
fungieren, dass in einer solchen Gesellschaft die Institutionen des Sozial
staats als Kriterien dienen können, anhand derer man einige dieser Linien 
und Faktoren hervorheben und andere unterdrücken kann. Die Bürger 
werden in Rubriken eingeteilt, die sich nach dem Grad ihrer Homogenität 
in Bezug auf Ressourcen und Risiken unterscheiden. Das Kriterium der 
sozioökonomischen Stratifizierung macht Bürger nach Art und Umfang 
ihrer wirtschaftlichen Ressourcen klassifizierbar. Es ist auch von Relevanz 
für die Verteilung einiger bedeutsamer Risiken wie Alter, Krankheit und 
Arbeitslosigkeit.

Wir haben fünf idealtypische Modelle herausgearbeitet, wie Sozialversi
cherungssysteme strukturiert sein können. Länder können gemäß der 
Grundzüge ihrer Alterssicherungssysteme klassifiziert werden. Dabei las
sen sich bemerkenswerte Parallelen in Bezug auf die Praktizierung analo
ger Modelle in der Renten- und der Krankenversicherung beobachten. 
Abweichungen treten häufiger im Bereich der Versicherung gegen Arbeits
platzverlust oder Arbeitsunfälle auf, ohne jedoch das Gesamtbild unseres 
Klassifizierungssystems zu verzerren. Nachfolgend zunächst einige Be
merkungen zu den Entwicklungen der 1990er Jahre. Unsere Beobachtun
gen basieren auf den kontinuierlich fortgeschriebenen Indizes, die das 
Social Citizenship Indicator Program am Schwedischen Institut für Sozial
forschung erhebt (vgl. Monanari u.a. 2006).
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Eines unserer Modelle, das wir das freiwillige, staatlich subventionierte 
Modell nennen, ist heute nahezu ausgestorben und lebt nur noch in der 
Arbeitslosenversicherung einiger skandinavischer Länder fort. In keinem 
einzigen Land, das in unserem Klassifikationsschema vorkommt, ist dieses 
Modell das dominierende. Wir können jedoch feststellen, dass sich im 
Verlauf der 1990er Jahre einige interessante Veränderungen innerhalb die
ses sozialstaatlichen Ansatzes vollzogen. In Schweden wurde die Arbeits
losenversicherung erstmals 1994 unter einer Mitte-Rechts-Regierung obli
gatorisch, eine Reform, die von der sozialdemokratisch geführten 
Regierung, welche im selben Jahr an die Macht kam, rückgängig gemacht 
wurde, (s. dazu auch Palme u.a. 2003). In der Schweiz ist die Freiwilligkeit 
der Krankenversicherung gestärkt worden.

Innerhalb der Gruppe der Länder, denen wir ein Grundsicherungs-Mo
dell zugeordnet haben, findet sich eine recht große Variabilität. Seit den 
frühen 1980er Jahren haben sich in mehreren Ländern dieser Gruppe 
bemerkenswerte Änderungen hinsichtlich der grundlegenden Orientie
rung ihres Sozialversicherungssystems vollzogen. Großbritannien ist ein 
interessantes Beispiel, verkörpert es doch unter den 18 von uns studierten 
Ländern den klarsten Fall einer radikalen Beschneidung des staatlichen 
Sozialversicherungssystems. Dank der Weiterentwicklung des SERPS-Sy- 
stems, das die Rente an das während des Arbeitslebens erzielte Durch
schnittseinkommen koppelt, ist die Ersatzrate für einen britischen Rentner 
im Rahmen der staatlichen Rentenversicherung seit den 1980er Jahren 
merklich angestiegen. Bei anderen von uns studierten Versicherungssyste
men haben vor allem die Abschaffung einkommensbezogener Zusatzlei
stungen und der Übergang zur Besteuerung der Alterseinkünfte zu einem 
bemerkenswerten Absinken der Ersatzrate, teilweise bis unter das Niveau 
der 1930er Jahre, geführt. Damit verlagert sich der Schwerpunkt zuneh
mend von »Lebensstandardsicherung« auf »Grundsicherung«. Eine 
ähnliche Entwicklung vollzog sich etwa ein Jahrzehnt später im irischen 
Sozialversicherungswesen (Abschaffung einkommensbezogener Zusatz
leistungen und Besteuerung der Alterseinkünfte).

Einen anderen Weg ist Dänemark gegangen, und zwar weg von einem 
umfassenden Versorgungssystem skandinavischen Typs. Im Renten- und 
Pensionswesen ist der Stellenwert einkommensabhängiger Rentenbestand
teile auf Kosten des universalistischen Prinzips gewachsen. Auch verschie
dene andere Regierungen, etwa die australische, versuchen -  nicht ohne
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Erfolg -, die Ausweitung kollektiver einkommensabhängiger Program
me auf den Arbeitsmarkt zu fördern. Die Einbeziehung der Mittelschicht 
ist jedoch nicht im gewünschten Maß gelungen, weil infolge anderer Ver
änderungen im verbliebenen Teil des staatlichen Sozialversicherungswe
sens die Einkommensobergrenzen gesunken sind. Das ist eine Folge von 
Prioritätssetzungen und versäumten Entscheidungen, wobei zugleich In
flation und Gehaltserhöhungen die Ersatzraten für den Durchschnittsar
beiter nach unten gedrückt haben. (Vgl. Korpi und Palme 2003.) Die 
Niederlande haben ein Existenzsicherungssystem, das große Ähnlichkei
ten mit dem dänischen aufweist. Während bei der Grundrente das univer
salistische Prinzip allem Anschein nach gewahrt worden ist, deuten Verän
derungen in anderen Teilen des Sozialversicherungssystems auf ein 
Weniger an staatlicher Großzügigkeit hin. Die vielleicht bemerkenswerte
ste Veränderung in den Niederlanden ist die Einführung einer Lohnfort
zahlung im Krankheitsfall für bis zu einem Jahr, zahlbar durch den Arbeit
geber. Das ist eine Abkehr vom Prinzip der Lastenteilung, das lange Zeit 
ein verbrieftes Charakteristikum der Sozialversicherung war, und zwar 
ohne Abstriche an den Ansprüchen des Versicherten.

Unter den europäischen Staaten, die nicht der EU angehören, hat die 
Schweiz einiges getan, um die Verantwortung von den obersten »Stock
werken« des Rentensystems weg und zur individuellen Rentenkapitalbil
dung hin zu verlagern und bei der Krankenversicherung das Element der 
Freiwilligkeit zu stärken. Trotzdem bleibt es richtig, das Schweizer System 
in der Kategorie »Grundsicherung« zu verbuchen.

Die Länder, die nach unserem Klassifizierungsschema dem Modell der 
umfassenden Sicherung anhängen, haben Veränderungen angebahnt, die 
Erwähnung verdienen. Das generelle Muster haben Norwegen und Schwe
den vorgegeben, Länder, die wegen der Bindung ihrer Sozialleistungen an 
den Verbraucherpreisindex Probleme mit der Anpassung der Einkom
mensobergrenzen an das reale Lohnwachstum hatten. Daraus könnte auf 
längere Sicht das Problem erwachsen, dass die Mittelschicht die Lust 
verliert, den Sozialstaat mit zu tragen. Finnland hat die 1990er Jahre 
hindurch an hohen Einkommensobergrenzen festgehalten.

Die kontinentaleuropäischen Länder mit einem korporatistischen Mo
dell machen den stabilsten Eindruck. Das ist nichts Neues; mehrere dieser 
Länder widerstanden nach dem Zweiten Weltkrieg dem Trend zur 
Universalisierung ihrer Systeme. In den zurückliegenden Jahrzehnten
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haben sich gerade diese Länder am widerstandsfähigsten gegen größere 
Einschnitte in ihr Sozialversicherungssystem erwiesen. Doch auch in die
sem Länderkreis vollziehen sich bemerkenswerte Veränderungen. In 
Deutschland sind die Rentenanpassungen an die Entwicklung der N et
tolöhne gekoppelt worden. Im Rahmen der jüngsten Reformschritte wur
de nicht nur die Möglichkeit einer freiwilligen, durch steuerliche Anreize 
geförderte Zusatzkomponente zur gesetzlichen Rente eingeführt, sondern 
auch eine nach Bedürftigkeit bemessene Grundsicherung. In Belgien ist die 
dem Rentensystem innewohnende Funktion der Grundsicherung ver
stärkt worden.

Ferrera (1996) und andere haben vorgeschlagen, Griechenland, Portugal 
und Spanien zu einer Gruppe zusammenzufassen (möglicherweise unter 
Einschluss Italiens). Charakteristisch für diese Länder sind relativ aus- 
geuferte, dem Prinzip der Besitzstandswahrung gehorchende Rentensy
steme, während andere Bestandteile des Systems sozialer Transferlei
stungen weniger gut entwickelt sind. Außerdem ist in diesen Ländern, 
in denen der Wohlfahrtsstaat als solcher wesentlich jüngeren Datums 
ist, die Sozialversicherung Opfer von Einschnitten geworden, die hier 
allerdings etwas später als in anderen Ländern einsetzten, um die Mitte 
der 1990er Jahre.

Es würde über den Rahmen dieser Arbeit hinausgehen, eine Typologie 
für die ehemaligen COMECON-Länder aufzustellen, die teilweise EU- 
Mitglieder sind (oder es demnächst werden). Einige vorläufige Bemerkun
gen dazu erlauben wir uns jedoch. Was uns als gemeinsames Merkmal in 
dieser Ländergruppe erscheint, ist dass ihre sozialen Sicherungssysteme 
sehr bescheidene Leistungen anbieten, dies aber zu hohen Kosten, gemes
sen als Prozentanteil der Sozialausgaben am BIP. Das ist eine Folge nicht 
nur des vergleichsweise niedrigen wirtschaftlichen Entwicklungsniveaus 
dieser Länder, sondern auch einer Alterung der Gesellschaft und einer 
geringen relativen Beschäftigtenzahl. In mehr als einer Hinsicht bestehen 
unübersehbare Ähnlichkeiten mit den Ländern mit korporatistischem Mo
dell, wobei allerdings die jüngsten Sozialreformen in den Baltischen Län
dern -  vor allem im Bereich der Familienpolitik -  stärker von einem 
universalistischen Denkansatz skandinavischen Typs beeinflusst scheinen. 
Lettland und Polen haben ihre Rentensysteme gemäß einer »Defined- 
Contribution«-Formel reformiert und Elemente einer staatlichen Vorfi
nanzierung mit klaren Parallelen zur schwedischen Rentenreform hinzu
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gefügt. Ganz offensichtlich tragen die neuen Mitgliedsstaaten der Europäi
schen Union zur Vielfalt der Sozialmodelle bei.

Im Kontext des vorliegenden Heftes erscheint es auch angebracht, kurz 
auf die Verhältnisse in einigen der fortgeschrittensten Industrieländer au
ßerhalb Europas einzugehen. Das Modell, das wir als zielgerichtet bezeich
nen, wird in vollem Umfang nur in Australien praktiziert, hingegen in 
keinem einzigen europäischen Land. In den 1970er Jahren wurden in 
Australien Regelungen eingeführt, die eindeutig in Richtung universalisti
sches Rentensystem mit einheitlichen Pauschalzahlungen zielten. In den 
1980er Jahren wurde dieser Weg hin zu einem (nach unserer Begrifflich- 
keit) Grundsicherungsmodell Schritt für Schritt verlassen zugunsten 
eines stärker bedarfsorientierten Systems. Neuseeland liegt nahe bei 
einem zielgerichteten Modell, hatte aber seit den 1930er Jahren ein 
universalistisches Element in seinem Rentensystem, das zu Beginn der 
1990er Jahre unter Beschuss kam. Als jedoch Ende der 90er Jahre eine 
Volksabstimmung über die Privatisierung staatlicher Aufgaben statt
fand und dabei auch das universalistische Prinzip in der Rentenversi
cherung zur Disposition gestellt wurde, kam von der Bevölkerung kein 
eindeutiges »Nein«, und der geplante Kahlschlag wurde abgeblasen. Die 
beiden Beispiele vom anderen Ende der Welt illustrieren, wie schritt
weise Veränderungen den Charakter eines Sozialversicherungsmodells 
im Hinblick auf den Ausschluss/Einschluss der Mittelschicht nach und 
nach verändern können.

Das kanadische Rentensystem weist so etwas wie einen skandinavischen 
Einschlag auf. Es beinhaltet ein Element der Grundsicherung, das in Rich
tung dänisches Modell geht, wobei aber einkommensabhängige Zusatzlei
stungen, die über die universelle Grundrente hinaus erworben werden 
können, eine zunehmend größere Rolle spielen. Mit Hilfe steuerlicher 
Instrumente sind die staatlichen Renten zurückgeschnitten worden. Die 
Einkommensobergrenzen für den Bezug von Leistungen bleiben niedrig, 
halten aber mit der durchschnittlichen Lohnentwicklung Schritt. In den 
Vereinigten Staaten gibt es nicht einmal eine bescheidene staatliche 
Krankenversicherung des kanadischen Typs, sehr wohl aber ein staatliches 
Rentensystem (was dazu führt, dass wir die USA dem Grundsicherungs
modell zuordnen können) und eine Pflichtversicherung gegen Arbeitslo
sigkeit und Arbeitsunfälle. Bislang haben die Amerikaner in diesen Berei
chen ihrer Sozialversicherung keine größeren Veränderungen vorgenommen.
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Die Social Security scheint weiterhin die »dritte Schiene« der amerikani
schen Politik zu sein (Beland 2005).

Trotz der grundlegenden Veränderungen, die im Verlauf der 1990er 
Jahre stattgefunden haben, mussten wir im Rahmen unserer Typologie 
kein Land reklassifizieren, d.h. in eine andere Gruppe einsortieren. In 
einigen Fällen haben die vorgenommenen Veränderungen die Zuordnung 
der betreffenden Länder zu einer bestimmten Gruppe eher untermauert. 
Bemerkenswerter Weise fällt es schwer, einen deutlichen Trend zu mehr 
Konvergenz im Bereich der Sozialversicherungssysteme zu erkennen, so
gar innerhalb Europas. Offenbar sind institutionalisierte Sozialmodelle 
ziemlich zählebig -  eine nicht unwichtige Erkenntnis für den, der sich mit 
der Evaluierung der Chancen für künftige Veränderungen beschäftigt. 
Selbst »institutionalistisch« orientierte Wissenschaftler unterschätzen ten
denziell die Veränderungsresistenz von Institutionen. Pfadgebundenheit 
kann zum Schicksal werden, Pfadumkehr oder Pfadwechsel zu einer fast 
unlösbaren Aufgabe. Angesichts dessen ist es sicher nützlich, diese Proble
matik einer empirischen Überprüfung zuzuführen.

Eine nähere Betrachtung wert ist der Umstand, dass die diversen euro
päischen Modelle sich insofern von den zielgerichteten Modellen unter
scheiden, als bei ersteren die Mittelschicht in die Sozialversicherungssyste
me einbezogen ist, während bei letzteren zumindest die besser 
verdienenden Bevölkerungsteile außen vor bleiben. Wenn ein soziales 
Sicherungssystem sowohl von einer großen Mehrheit der Bevölkerung 
durch Beiträge finanziert wird als auch einer großen Zahl von Leistungs
empfängern zugute kommt, sollte damit eine wichtige Voraussetzung für 
eine hohe Akzeptanz bei der Bevölkerung erfüllt sein. Allerdings unter
scheiden sich die europäischen Modelle graduell in Bezug auf die stärkere 
oder geringere Beteiligung der Mittelschichten. Das Grundsicherungs
Modell bietet nur die notwendigsten Leistungen und setzt beim Einzelnen 
ein erhebliches Maß an privater Vorsorge voraus, wenn er ein nach Mittel
schichts-Maßstäben anständiges Alterseinkommen erreichen will. Die kor- 
poratistischen Modelle schließen die Mittelschichten zwar ein, tun dies 
aber in segmentierten Programmen. Das alle einschließende Modell ist ein 
Versuch, die Interessen der Mittelschicht und der unteren Schichten in ein 
einheitliches System einzubauen. Aus der Art und Weise, wie diese Pro
gramme die Interessen verschiedener Gesellschaftsschichten strukturieren, 
ziehen die für die Sozialpolitik Verantwortlichen womöglich wichtige
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Schlüsse im Hinblick darauf, wie sie auf gegenwärtige und künftige Krisen 
und Herausforderungen in diesem Politikfeld reagieren sollten. Das ist 
auch von großer Bedeutung für die politische Nachhaltigkeit von Sozial
modellen.

Varianten des Generationenvertrags

Zu den Antworten auf die sogenannte »soziale Frage« in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts gehörte die Einführung staatlich garantierter, 
beitragsfinanzierter, umlagebasierter Rentensysteme und weiterer Ele
mente dessen, was in der Folge zum Sozialstaat moderner Prägung werden 
sollte. Man spricht im Hinblick auf diese sozialen Errungenschaften häufig 
vom »Generationenvertrag«. Im 21. Jahrhundert verändert der im Gang 
befindliche demographische Wandel die gesellschaftlichen und wirtschaft
lichen Rahmenbedingungen für diesen Vertrag auf tiefgreifende Weise. Die 
Alterung der Gesellschaft zwingt uns, neu und anders über den Generatio
nenvertrag nachzudenken. Uber Leitlinien für eine wirtschaftlich »gerech
te« Ausgestaltung des Generationenvertrags wird im allgemeinen vor dem 
Hintergrund eines ausbalancierten Bevölkerungswachstums diskutiert, bei 
dem jede Generation einen bestimmten Anteil an der Gesamtbevölkerung 
abdeckt. Unter dieser Annahme ist es verhältnismäßig einfach, Rechenmo
delle für eine ideale Verteilung von Sozialleistungen und steuerlichen 
Belastungen über die Gesamtbevölkerung zu entwickeln. Verlässt man 
jedoch den sicheren Boden einer ausgewogenen Bevölkerungsentwick
lung, werden die Rechenmodelle sofort kompliziert. Wenn die Steuerzah
lerbasis sich nicht in ausreichendem Maß reproduziert, um die vereinbar
ten Transferleistungen an die Alten aufbringen zu können, wird man das 
System nicht auf Dauer aufrecht erhalten können (Lindh, Malmberg und 
Palme 2005).

Der demographische Wandel hat zur Folge, dass die arbeitende, Beiträge 
zahlende Bevölkerung für die Finanzierung der Renten eines stetig wach
senden Anteils an alten Menschen verantwortlich ist. Die Debatte über 
Generationengerechtigkeit drehte sich, so wie sie im 20. Jahrhundert ge
führt wurde, in erster Linie um die Transferleistungen der Jungen an die 
Alten. In der Realität waren die Transferleistungen, die in die umgekehrte 
Richtung flössen, unter dem Strich größer. Die Investitionen an Zeit und 
Geld, die Eltern und Großeltern zugunsten ihrer Kinder bzw. Enkel
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tätigen, lassen sich nur schwer messen, aber man kann getrost davon 
ausgehen, dass ein nicht unwesentlicher Teil dessen, was die Alten an 
öffentlichen Transferleistungen beziehen, dank des elterlichen Altruismus 
über private Vermögenstransfers an Kinder und Enkel zurückfließt. Bei 
allem Augenmerk, das wir dem Generationenkonflikt zuwenden, sollten 
wir die generationenübergreifende Interdependenz nicht unterschätzen.

Alle Länder der industrialisierten Welt sind von der »Alterungskrise«, 
wie die Weltbank sie nennt, betroffen, und viele haben Maßnahmen ergrif
fen. Welche, scheint von dem Typus des Rentensystems abzuhängen, das 
in dem jeweiligen Land besteht. In Ländern mit nicht einkommensabhän
giger Rente sind zweierlei Maßnahmen ergriffen worden: Einmal wurde 
die Verantwortung für die Sicherung der Alterseinkünfte in die private, 
individuelle und berufliche Sphäre verlagert. Zum anderen sind, um Gut
verdienende von staatlichen Leistungen auszuschließen, bescheidene An
sätze einer Bedürftigkeitsprüfung eingeführt worden, sei es durch Bemes
sungsgrenzen oder über die steuerliche Einstufung der Betreffenden. In 
Ländern mit an Grundsicherung orientierten Rentensystemen sind die 
vom Arbeitseinkommen abhängigen Renten indirekt gesenkt worden, in
dem das für die Erreichung der vollen Rentenbezüge erforderliche Renten
alter hinaufgesetzt wurde. In diesem Zusammenhang ist die schwedische 
Rentenreform von besonderem Interesse: Die bisherige »defined benefit«- 
Politik (DB) wird hier künftig durch eine »defined contribution«-Politik 
(DC) ersetzt. Das bedeutet, dass die Bezieher von Arbeitseinkommen 
verpflichtet sind, einen bestimmten Anteil ihres Einkommens an das Ren
tensystem abzuführen (Palme 2003).

Zwischen Rentensystemen, die nach dem DB-Prinzip, und solchen, die 
nach dem DC-Prinzip funktionieren, besteht ein grundlegender Unter
schied hinsichtlich des Charakters des jeweils dahinter stehenden Genera
tionenvertrags. Bei DC-Systemen werden Bezieher gleicher Einkommen 
über die Zeit hinweg gleich behandelt, d.h. künftige Generationen werden 
mit derselben Beitragsrate belastet wie die jetzige Generation (Goodin 
1999). Sie beinhalten jedoch keinerlei automatischen Ausgleich für Verlu
ste (oder Gewinne), die durch demographische Entwicklungen, etwa die 
schrumpfende Zahl der Beitragszahler, entstehen. Ein weiterer, damit 
zusammenhängender Aspekt von DC-Systemen besteht darin, dass die 
Lasten und Risiken für die wirtschaftliche Versorgung einer alternden 
Bevölkerung auf andere Schultern verlagert werden. Innerhalb eines DC-
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Systems hängt die Höhe von Rentenbezügen nicht vom zuletzt bezogenen 
Lohn oder Gehalt des einzelnen Rentners ab, sondern einzig davon, wel
che Gesamtsumme an gezahlten Beiträgen, d.h. an zu verteilendem Kapital, 
zur Verfügung steht. Das hat interessante Implikationen für die Generatio
nengerechtigkeit. Wenn die Zahl der Erwerbstätigen sinkt, wird (ein 
gleichbleibendes Einkommensniveau vorausgesetzt) die Summe der ge
zahlten Beiträge sinken. Wenn die durchschnittliche Lebenserwartung 
steigt, bedeutet das, dass dieselbe Beitragssumme für eine wachsende Zahl 
von Rentenbeziehern reichen muss. Das System ist finanziell nachhaltig, 
wenn wir voraussetzen, dass künftige Generationen bereit sein werden, 
einen gleichbleibenden Teil ihres Einkommens in das Rentensystem ein
zuzahlen. Die Frage ist, ob ein solches System politisch aufrecht erhalten 
werden kann, wenn die Einkünfte der Rentnerpopulation sich zum Bei
spiel infolge steigender Lebenserwartung verschlechtern. Wie auch immer, 
die am DC-Prinzip orientierten Reformen, die Schweden, Italien und 
einige andere Länder durchgeführt haben, kommen dem näher, was Laslett 
und andere als einen »starken Generationenvertrag« bezeichnet haben 
(Laslett und Fishkin 1992). Nach ihrer Begrifflichkeit repräsentieren am 
DB-Prinzip orientierte Systeme einen »schwachen« Generationenvertrag, 
der immer wieder nachverhandelt werden muss.

Modernisierung und familienpolitische Modelle

Ein Grund für die Notwendigkeit einer Modernisierung der sozialen 
Sicherung liegt darin, dass die sozialen Systeme, die vorJahrzehnten kon
zipiert wurden, heute keine wirksamen Instrumente mehr sind, um zum 
Beispiel Armut zu verhindern. Ein weiterer Grund ist, dass die Systeme 
finanziell überlastet sind und nicht mehr voll finanziert werden können, 
will sagen: Die Steuern können nicht weiter erhöht werden, ohne die 
Wettbewerbsfähigkeit der eigenen Wirtschaft auf dem Weltmarkt zu ge
fährden. Die Europäische Kommission vertritt in Bezug auf die Moderni
sierung der sozialen Sicherungssysteme den Standpunkt, dass die Sozial
politik als Standortfaktor gesehen werden muss, dass sie »beschäftigungs
freundlich« gestaltet werden muss und der finanziellen Stabilität bedarf, 
wenn die Bevölkerung altert und die Belastung der Systeme infolge dessen 
höher wird. Reformvorschläge drehen sich sowohl um die Leistungen als 
auch um deren Finanzierung.
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Der Sozialstaat kanalisiert soziale Leistungen in einer Kombination aus 
geldlichen Leistungen und geldwerten Dienstleistungen, austariert zwi
schen den in verschiedenen Stadien ihres Lebenszyklus stehenden Bevöl
kerungsgruppen. Die Rolle des Sozialstaates als »Umverteiler« manifestiert 
sich auch im Steuerwesen. Über die Einkommens- und Verbrauchssteuern 
in den Industrieländern zahlen Menschen mit hohem Einkommen (in der 
Regel die Gruppe der 30- bis 50jährigen) mehr in die Kassen des Sozial
staats als andere. Die Wechselwirkungen zwischen Umverteilung durch 
den Sozialstaat und der wirtschaftlichen Situation unterschiedlicher Al
terskohorten in der Gesellschaft hängen jedoch in hohem Maß davon ab, 
wie Steuern und Sozialleistungen im Einzelnen ausgestaltet sind. Deshalb 
ist es erforderlich, die fiskale Dimension der jeweiligen Systeme samt ihrer 
internen Wechselwirkungen einer institutioneilen Analyse zu unterwer
fen.

Wenn sowohl die Summe der geleisteten Beiträge als auch die Summe 
der ausgezahlten Leistungen von der Altersstruktur der Gesellschaft ab
hängt, impliziert dies, dass künftige Veränderungen in der Altersstruktur 
sich unmittelbar auf die Finanzlage des Sozialstaats auswirken. Daraus 
ergeben sich Fragen nach der »Nachhaltigkeit« des jeweiligen Systems. In 
Europa ist der Begriff »Nachhaltigkeit« (»sustainability«) neuerdings in 
aller Munde und im Rahmen des OMC-Konzepts in die Initiativen zum 
»Europäischen Regieren« (EU govemance)1 integriert worden. Verblüf
fenderweise werden jedoch die Grundvoraussetzungen für die Bildung 
von Humankapital im OMC-Konzept kaum angesprochen. Folgt man 
Esping-Andersen (2002), so lässt sich argumentieren, dass Fruchtbarkeit 
und Investitionen in Humankapital, konkret in Kinder, für alternde Ge
sellschaften zu alles entscheidenden Faktoren werden.

Dem in vielen europäischen Ländern evident werdenden Zusammen
hang bzw. Konflikt zwischen dem Run auf höhere Bildung und dem 
Rückgang der Geburtenrate ist bisher wenig Aufmerksamkeit gewidmet 
worden. Ausbildungs- und Studienzeiten werden länger und konkurrieren 
mit der Periode größter Fruchtbarkeit im Leben einer Frau; die Geburten
rate geht seit langer Zeit deutlich zurück (Institute for Futures Studies 
2006). Alles deutet darauf hin, dass das höhere Bildungsniveau in der Tat 
dazu geführt hat, dass in weiten Teilen der Bevölkerung der industrialisier
ten Länder die Frauen ihr erstes Kind immer später bekommen und dass 
sich die Kluft zwischen der gewünschten Kinderzahl (die nach wie vor
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höher liegt als der Reproduktionsfaktor 2,1) und der realen Geburtenrate 
weiter vergrößert. In den meisten europäischen Ländern ist diese Kluft 
bereits heute erheblich. Das bedeutet, dass es diesen Ländern zunehmend 
schwerer fallen wird, ihre Steuerzahlerbasis zu reproduzieren, ohne die 
Einwanderung stark zu forcieren. Der sich fortsetzende Trend zu einer 
höheren Lebenserwartung erfordert aber voraussichtlich sehr viel mehr als 
die bloße Reproduktion der aktuellen Steuerzahlerbasis, wenn der Lebens
standard der Alten erhalten bleiben soll. Es sollte jedoch Spielraum vor
handen sein zur Schaffung eines einigermaßen umfassenden und kosten
günstigen Modells, das die Vereinbarkeit von Ausbildung und 
Familiengründung erleichtert, ohne die beruflichen Möglichkeiten der 
Frauen und ihre wirtschaftliche Produktivität zu beeinträchtigen. Ein In
diz dafür findet sich in der Tatsache, dass sich die zuvor negative Korrela
tion zwischen dem Anteil der berufstätigen Frauen und der Geburtenrate 
im Verlauf der 1990er Jahre in Europa ins Positive gewendet hat. In diesem 
Bereich müssen wir prüfen, wie die Familienpolitik in den einzelnen Län
dern gestaltet ist (Ferrarini 2006).

Das in Kontinentaleuropa einschließlich der Neumitglieder der EU am 
weitesten verbreitete familienpolitische Modell geht von einem (in aller 
Regel männlichen) Brotverdiener aus. In diesem Modell sind bezahlte und 
unbezahlte Arbeit ungleich verteilt: Die Väter sind hauptverantwortlich 
für die bezahlte Arbeit »draußen«, d.h. auf dem Arbeitsmarkt, während die 
Frauen den Löwenanteil der mit Haushalt und Kindererziehung verbun
denen unbezahlten Arbeit zuhause leisten. Staatliche Leistungen, die diese 
Form der innerfamiliären Arbeitsteilung unterstützen, sind z.B. Mutter
schaftsgelder, sei es in Form bescheidener Pauschalzahlungen oder in 
Gestalt steuerlicher Frei- oder Abzugsbeträge, die den Kindern und der 
nicht berufstätigen Ehefrau und Mutter zugute kommen sollen. Verdienst
bezogene Leistungen für Eltern, die Mutterschafts- oder Vaterschaftsur
laub nehmen wollen, gibt es kaum, eine Kinderbetreuung für Kinder unter 
3 Jahren ist nicht flächendeckend vorhanden. In Ländern, die das Schema 
des männlichen Brotverdieners favorisieren, liegen sowohl die Quote der 
erwerbstätigen Frauen als auch die Geburtenrate in einem vergleichsweise 
niedrigen Bereich. Die Kinderarmut ist in diesen Ländern durchschnittlich 
relativ niedrig, womöglich weil der Brotverdiener/die Brotverdienerin 
durchschnittlich genug verdient und abgibt, um seiner Partnerin/ihrem 
Partner das Zuhausebleiben und Aufziehen der Kinder attraktiv erschei
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nen zu lassen. Die Frauenerwerbsquote und damit auch die Einkommen 
aus Frauenarbeit liegen in diesen Ländern folglich unter dem theoretisch 
und praktisch möglichen Niveau.

Das andere häufig vorkommende Schema der Familienpolitik basiert auf 
dem Doppelverdiener-Modell, das sich zuerst in den skandinavischen Län
dern durchgesetzt hat. Im Rahmen dieses Schemas wird nicht nur die 
Eingliederung der Frauen in die Erwerbsarbeit gefördert, sondern in einem 
hohen Grad auch die Beteiligung der Männer an der Kindererziehung. Die 
Hauptelemente dieses Schemas sind bezahlte Elternschaftsurlaube für bei
de Elternteile - großzügig bemessen, sowohl was ihre Dauer als auch was 
ihre Dotierung betrifft -, und eine staatlich finanzierte oder subventionier
te Kinderbetreuung für die Zeit nach Beendigung des Elternschaftsurlaubs. 
In den Ländern, die dieses Modell praktizieren, verbindet sich eine relativ 
hohe Frauenerwerbsquote mit einer relativ hohen Geburtenrate. Länder, 
die das Doppelverdiener-Modell favorisieren, haben auch die geringste 
Geschlechterdiskrepanz in der Kinderbetreuung, wahrscheinlich nicht zu
letzt eine Folge familienpolitischer Maßnahmen, die die Mitarbeit der 
Männer in der Kinderbetreuung gezielt fördern. Dank der Kombination 
aus großzügigen lohnbezogenen Geldleistungen, staatlich subventionier
ten Betreuungsleistungen und einer hohen Frauenerwerbsquote kann die 
Armutsquote bei Familien mit Kindern in den betreffenden Ländern auf 
einem niedrigen Niveau gehalten werden.

Dass eine großzügige Familienpolitik, wie im vorigen Absatz skizziert, 
geeignet ist, die Armutsquote zu senken und die »Kinderproduktion« zu 
erhöhen, scheint unstreitig zu sein; dagegen ist nicht ohne weiteres klar, 
welcher Zusammenhang zwischen einer solchen Familienpolitik und der 
Frauenerwerbsquote besteht. Anders herum gilt, dass ein hoher Anteil 
erwerbstätiger Frauen eine hohe Korrelation sowohl zu einer höheren 
Geburtsrate als auch zu geringerer Kinderarmut aufweist. Daten aus ver
gleichenden Analysen deuten darauf hin, dass Kinderarmut vorwiegend im 
Zusammenhang mit dem Modell des (in der Regel) männlichen Brotverdie
ners auftritt. Das traditionelle Familienmodell scheint also zunehmend 
weniger in der Lage, das Wohlergehen von Kindern zu sichern. Das sollte 
uns nachdenklich stimmen im Hinblick darauf, wie es mit der Bildung von 
Humankapital in Zukunft weitergeht.

Die europäische Integration hat in allen europäischen Ländern eine 
Dynamik in Richtung auf eine ernsthafte Inangriffnahme der nationalen
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Probleme in Gang gesetzt. Weshalb sollten die Ausbreitung von Ideen und 
das Prinzip des »Lernens voneinander« nur in der wirtschaftlichen Sphäre 
praktiziert werden? An dieser Stelle kommt das OMC-Konzept ins Spiel. 
Es nährt die Hoffnung, dass die frühere »konstitutive Asymmetrie [inner
halb der Union] zwischen politischen Konzepten für mehr Markteffizienz 
und solchen für mehr soziale Sicherheit und Gleichheit« (Scharpf 2002) 
überwunden werden kann. Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip soll die So
zialpolitik einerseits im Entscheidungsbereich der Nationalstaaten verblei
ben, aber andererseits soll es auch ein Benchmarking-System geben, das es 
erlaubt, nationale sozialpolitische Lösungen zu diskutieren und zu verglei
chen. Fachleute in den Mitgliedsländern sollen Indikatoren entwickeln 
oder benennen, mit denen die Effizienz sozialpolitischer Modelle gemes
sen werden kann, an Kriterien wie etwa Beschäftigung, Rentenniveau, 
Gesundheitsfürsorge, Armut und sozialem Zusammenhalt. Auf diese Wei
se soll sich zeigen, in welchen Ländern die besten Lösungen praktiziert 
werden, und diese sollen nach dem »Best-Practice«-Prinzip von anderen 
übernommen werden. Das OMC-Konzept ist, so gesehen, eine Art »wei
ches Gesetz«. Das Lernen voneinander wird gefördert und gefordert, aber 
die letztendliche Umsetzung bleibt den nationalen politischen Instanzen 
überlassen.

Gemeinsame Zukunft

Es gibt also gute Gründe, dass die Europäer sich mit den Problemen und 
Sorgen befassen, die sich aus ihrer absehbaren gemeinsamen Zukunft einer 
alternden Bevölkerung ergeben und die ihre makroökonomische Entwick
lung maßgeblich prägen werden (vgl. Institute for Futures Studies 2006). 
Wenn der Europäische Binnenmarkt schwache Wachstumszahlen 
schreibt, hat das Konsequenzen für alle Mitgliedsländer. Geht man davon 
aus, dass ein Schrumpfen der erwerbstätigen Population unter Wach
stumsgesichtspunkten ein ernstes Problem darstellt, dann gibt es gute 
Gründe, eine ausgewogenere Bevölkerungsentwicklung in Europa für ein 
erstrebenswertes Gemeinschaftsziel zu halten. Die Ziele des OMC-Kon- 
zepts werden sich kaum ohne ein stärkeres Engagement zur Bildung von 
Humankapital erreichen lassen. Dieses Anliegen deckt sich durchaus mit 
den von der Europäischen Kommission ergriffenen Initiativen für die 
Modernisierung der sozialen Sicherungssysteme, und es würde von einer
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praxisorientierten Einbindung in das OMC-Konzept profitieren. Die Bil
dung von Humankapital durch BevölkerungsWachstum sollte zu einem 
integralen Bestandteil des Nachdenkens auch über andere gemeinsame 
Ziele der Mitgliedsstaaten werden.

Die Alterung unserer europäischen Gesellschaften setzt unsere Umver
teilungsmechanismen unter steigenden Druck, gleich ob die Umverteilung 
vom Staat, vom Markt oder von der Familie geleistet wird. Das sollte 
Grund genug sein, unsere sozial- und wirtschaftspolitischen Modelle zu 
überdenken. Wir sollten uns auf die Frage konzentrieren, wie Sozialpolitik 
mit Erziehung und Ausbildung, Geburtenrate und anderen fundamentalen 
Determinanten der künftigen Steuerzahlerbasis zusammenhängt. Diese 
emphatische Politikempfehlung basiert auf unserer Erkenntnis, dass Bil
dung die zentrale Triebkraft für das BIP-Wachstum in Europa ist (Institute 
for Future Studies 2006). Um eine nachhaltige, zukunftsfähige Sozialpoli
tik konzipieren zu können, müssen wir zuallererst an unsere Kinder und 
Jugendlichen denken (Esping-Andersen 2002). Das ist bis jetzt im Rahmen 
des OMC-Konzepts nicht der Fall gewesen.

Wenn wir uns nicht mit massivem Einsatz um unsere künftige Steuer
zahlerbasis kümmern -  sowohl was die Quantität der Steuerzahler als 
auch was ihre Qualität, d.h. Produktivität betrifft -, werden wir eines Tages 
gar nicht mehr über ein nachhaltiges Renten- oder Gesundheitssystem zu 
diskutieren brauchen, weil zu wenig Substanz dafür da sein wird, von 
sozialem Zusammenhalt gar nicht zu reden. Den Kern dieses Anliegens 
bildet die dringende Notwendigkeit, neue Mittel und Wege zur Vereinbar
keit von Produktion und Reproduktion zu finden. Genau darum sollte es 
auch bei der Diskussion um ein neues Geschlechtergleichgewicht gehen. 
Das Arbeitsleben muss flexibler werden, auch und gerade dort, wo es um 
das Bedürfnis von Familien geht, diese beiden Sphären auszutarieren. Diese 
Lücke im OMC-Prozess muss gefüllt werden. Die Situation von Kindern, 
Jugendlichen und ihren Familien sollte Gegenstand eines neuen Ressorts 
werden. Aber das allein wird nicht genügen. Es muss Sanktionen oder 
zumindest Anreize geben, um die Mitgliedsländer zu mehr Engagement zu 
bewegen. Die sozialen Defizite der Mitgliedsländer müssen ebenso zeitnah 
angegangen werden wie die Defizite in ihren Staatsfinanzen.

Bis heute liegt kein »Europäisches Sozialmodell« im Sinn einer übergrei
fenden Strategie für die Gestaltung der sozialen Sicherungssysteme vor. 
Was jedoch existiert, ist eine Gruppe von Indikatoren für die Bewertung
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politischer Effizienz, entwickelt im Zuge des OMC-Prozesses. Es geht hier 
um Ziele und daher um gemeinsame europäische Werte, die ernst genom
men zu werden verdienen. Die grundlegende Frage lautet, ob unsere 
Sozialmodelle den Zielen, die wir definiert haben, genügen. Können die 
Sozialwissenschaften einen Beitrag zu dieser Diskussion leisten? Es ist in 
diesem Zusammenhang wichtig, die normativen und empirischen Argu
mente für und gegen die verschiedenen Ansätze auseinander zu halten. Wie 
Institutionen die Lage und das Verhalten von Individuen beeinflussen, ist 
eine zentrale Frage sozialwissenschaftlicher Forschung, und zwar im Hin
blick auf die beabsichtigten wie die unbeabsichtigten Folgen politischer 
Maßnahmen. Eine vergleichende institutioneile Forschung kann dazu bei
tragen, indem sie unterschiedliche Modelle und ihre Wirkungen einander 
gegenüber stellt. Im Kontext des OMC-Prozesses mit seinem Fokus auf 
Mikro-Ergebnisse scheint es auch angebracht, auf eine andere Subspezies 
sozialpolitischer Wirkungsforschung hinzuweisen, die als Befähigungsan
satz (»capability approach«) bekannt geworden ist (Sen 1985). Dieser 
Ansatz ist, wie zu großen Teilen auch der OMC-Prozess, multidimensio
nal und Ressourcen-orientiert. Er konzentriert sich auf Bedingungen, die 
sich gezielt verändern lassen, und ist daher von politischer Relevanz. Es 
handelt sich auch um einen demokratischen Ansatz, weil er sowohl die 
Subsidiarität anerkennt als auch für Unterschiede in Werturteilen offen ist 
(Palme u.a. 2003).

Soziale Dienstleistungen werden in vielen modernen Wohlfahrtsstaaten 
immer wichtiger. Es liegt auf der Hand, dass sie eng mit anderen Bereichen 
verflochten sind, die ebenfalls eine große Bedeutung für alternde Gesell
schafen haben. Drei Bereiche fallen hier als besonders wichtig ins Auge. Da 
ist zum einen der Arbeitsmarkt, um den sich eine neue Diskussion entwik- 
kelt hat, die unter der Überschrift »Spielarten des Kapitalismus« stehen 
könnte und deren Vertreter sich primär mit »production regimes« befassen 
(s. z.B. Hall und Soskice 2001). Der zweite Bereich ist der Bildungssektor, 
in Bezug auf dem man von »education regimes« sprechen könnte. Die 
Alterung von Bevölkerungen und das Schrumpfen der Erwerbspopulation 
in vielen europäischen Ländern haben schließlich einen dritten Bereich in 
den Vordergrund gerückt, den man mit dem Begriff »migration regimes« 
umschreiben könnte und der von einer Integration in die institutioneile 
Sozialstaatsforschung sicher profitieren würde. Es wird also darum gehen, 
nicht nur einen umfassenderen Ansatz zum Verständnis von Sozialmodel
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len zu entwickeln, sondern darüber hinaus auch Produktions-, Ausbil- 
dungs- und Migrationspolitiken oder »-regime« zu studieren. Und wir 
müssen erforschen, wie diese miteinander interagieren.

Es existiert bereits eine Reihe von Politik-Optionen, die Bestandteile 
eines zukunftsorientierten Ansatzes werden sollten. Investitionen in H u
mankapital zu tätigen und Migrationsbewegungen als Mittel für die Ver
größerung der Erwerbsbasis zu nutzen, sind gute Beispiele für zukunfts
trächtige Politikansätze, die ein hohes Maß an staatlicher Intervention 
erfordern werden. Im Kern laufen diese Ansätze darauf hinaus, dass die 
Zahl künftiger Steuerzahler erhöht wird, desgleichen ihre Produktivität. 
Damit solche Ansätze funktionieren, bedarf es eines ausgewogenen Vorge
hens: einer Synthese, in die auf der einen Seite die Beschäftigung mit der 
Art und Weise eingehen muss, wie der Sozialstaat verschiedene gesell
schaftliche Gruppen unterstützt, und auf der anderen Seite eine realistische 
Vorstellung davon, wie die Gesellschaft funktioniert. Ein solcher Ansatz 
könnte neues Licht auf eine Problematik werfen, die von Nullsummen
Modellen der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung in alternden Ge
sellschaften nur verstellt wird. Hier kommen wir, wie in vielen anderen 
Bereichen, mit Theorie alleine nicht weiter. Wir brauchen empirische Da
ten, um zu verstehen, was in der realen Welt vor sich geht.

Ein ausgewogenes BevölkerungsWachstum würde die Umverteilungs
konflikte zwischen den Generationen mildern (Lindh, Malmberg und 
Palme 2005) und auch die »Wohlfahrt« des einzelnen Bürgers verbessern, 
denn es würde implizieren, dass die tatsächliche Kinderzahl näher an die 
gewünschte herankäme. Im europäischen Kontext setzt dies wohl erhebli
che staatliche Interventionen in Form einer noch stärkeren Umverteilung 
zugunsten von Familien mit Kindern und eine andere Verteilung der mit 
der Kinderaufzucht verbundenen Lasten und Verpflichtungen zwischen 
den Geschlechtern voraus. Bislang hat allerdings jeder Schritt in Richtung 
Ausweitung staatlicher Umverteilungspolitik in Europa zu politischen 
Konflikten und Kontroversen geführt (Alber 1988). In den letzten zehn 
Jahren war es so, dass die bloße Erwähnung der Möglichkeit oder Notwen
digkeit, Steuern zu erhöhen, zur Disqualifikation führte. Neueste Trends 
in der (nicht nur) deutschen Politik deuten darauf hin, dass es inzwischen 
Spielraum für Veränderungen gibt.

Die Geschichte der europäischen Sozialmodelle war jahrzehntelang ge
prägt von Versuchen der Sozialdemokraten, Christdemokraten und Sozi
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alliberalen, eine »Strategie der Kooperation« zu praktizieren -  bis zum 
Aufstieg des Neoliberalismus und zum Fall des Eisernen Vorhangs. Die 
erzielte ideologische Übereinkunft wurden vom Neoliberalismus mehr als 
zwei Jahrzehnte lang in Frage gestellt. Seine Rhetorik scheint jedoch an 
Kraft verloren zu haben. Zweifellos hat eine Machtverschiebung zugun
sten des Kapitals stattgefunden, Folge der im Zuge der Deregulierung von 
Finanz- und Kreditmärkten entstandenen globalen Anlagemöglichkeiten - 
eine Entwicklung, deren Ende noch nicht in Sicht ist. Vor diesem Hinter
grund stellt sich die Frage, wann die Arbeitgeber Kooperation als interes
sante Strategie in Erwägung ziehen, ganz neu. Es wird darum gehen, dass 
sie darin mehr als ein Nullsummenspiel sehen.

Aus dem Englischen von Karl Heinz Siher
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Jane Lewis
STRUKTURWANDEL DER FAMILIE 

Seine Folgen für die Geschlechtergleichheit 
und für das europäische sSzialmodell

Dimensionen der Veränderung von Familie und Wohlfahrtsstaat

Moderne Wohlfahrtssysteme beruhen von jeher auf der Koppelung von 
sozialer Sicherung und Erwerbsarbeit; eben darin unterscheiden sie sich 
wesentlich von den an Bedürftigkeit orientierten, aber wegen ihres Bestra
fungscharakters abschreckenden Armenrechtssystemen. Für den Wohl
fahrtsstaat ist die Frage wichtig, unter welchen Bedingungen Sozialleistun
gen gewährt werden sollen -  in der Sprache der politischen Analyse geht 
es dabei um die Natur der Anspruchsberechtigungen, aus der Sicht des 
Staats hingegen eher um die Definition von Anspruchsbedingungen. Die 
verschiedenen Sozialversicherungmodelle, die das Fundament moderner 
Wohlfahrtsstaaten bilden, waren in allen westeuropäischen Ländern an 
den Arbeitsvertrag (des Mannes) gebunden, und da der Arbeitsmarkt sich 
mittlerweile verändert hat, wird diese Form der Vorsorge heute gründlich 
hinterfragt (Supiot 2001). Im Zentrum des modernen Wohlfahrtsstaates 
stand ein Vertrag zwischen Kapital und Arbeit. Wie jedoch Feministinnen 
(Lewis 1992; Orloff 1993) seit langem nachgewiesen haben und auch die 
sozialpolitische und soziologische Mainstreamliteratur seit Neuerem ein
räumt (z.B. Esping-Andersen 1999; Esping-Andersen u.a. 2002; Huber 
und Stephens 2000; Korpi 2000), gab es zugleich einen zweiten entschei
denden Vertrag: nämlich den zwischen Männern und Frauen im privaten 
Haushalt.

Der alte Arbeitsvertrag war in erster Linie für den regelmäßig erwerbs
tätigen männlichen Ernährer gedacht; die Frauen mussten dabei mitver
sorgt werden. Der Geschlechtervertrag besagte, dass alle, die am Rande des 
Arbeitsmarktes stehen, als Familienangehörige Leistungen erhalten. Den 
Vertrag zwischen Kapital und Arbeit beschreibt Alain Supiot (2001) als 
Erwerb von Sicherheit um den Preis der Abhängigkeit. Ein ganz ähnliches 
Arrangement kennzeichnet auch den Geschlechtervertrag. Das Modell des 
männlichen Familienernährers (»male breadwinner model«) beruhte auf
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festen Vorentscheidungen über die Frage, welchen Beitrag Männer und 
Frauen zum Privathaushalt leisten: Danach sind Männer in erster Linie 
verantwortlich für den Geldverdienst und Frauen für die Betreuung von 
Kindern und alten Menschen. Integraler Bestandteil dieses Modells war die 
weibliche Abhängigkeit. Dieses Nachkriegsmodell setzte die dauerhafte 
Vollbeschäftigung des Mannes und die Stabilität der Familie voraus, in der 
die Frau hauptsächlich über die Einkünfte und Sozialabgaben ihres Ehe
mannes mit abgesichert war.

Aus diesem Grund hat der seit den 1970er Jahren eingetretene rasante 
und drastische Wandel der Familienform und des von Männern und Frau
en geleisteten Beitrags zum Familienleben, insbesondere das gestiegene 
Erwerbseinkommen der Frauen, die Basis des für den privaten Haushalt 
geltenden Sozialkontraktes erschüttert. Die Folgen dieses Wandels lassen 
sich in den Begriff der »neuen sozialen Risiken« (Bonoli 2005) fassen und 
betreffen vor allem die Frage, wie unter den neuen Bedingungen die Be
treuung von Kindern und anderen Familienangehörigen sichergestellt wer
den kann -  was wiederum auf eine Problematik hinweist, die der Euro
päischen Union große Sorgen bereitet: wie man es nämlich den Menschen 
ermöglichen kann, so viele Kinder zu haben, wie sie möchten1 (European 
Commission 2004, 2005). Parallel zum Strukturwandel der Familie -  im 
Doppelsinn von Veränderungen sowohl der Familienform als auch des 
Beitrags, den die erwachsenen Familienmitglieder leisten -  ist auch ein 
Wandel des Wohlfahrtsstaats zu beobachten, der den Zusammenhang zwi
schen Erwerbsarbeit und Sozialleistungen noch enger knüpft, dem Thema 
Fürsorgearbeit, also der Betreuungs- und Pflegetätigkeit, aber nicht die 
erforderliche Beachtung schenkt.

Der Umbau des Sozialstaates, der in den achtziger Jahren in den eng
lischsprachigen Ländern und seit den neunziger Jahren auf dem europäi
schen Kontinent eingeleitet wurde, hat eine Schwerpunktverlagerung zum 
Ziel, einen Wechsel von Rechten zu Verantwortlichkeiten und von der 
sogenannten »passiven« zur »aktiven« sozialen Sicherung: Alle, die das 
Wohlfahrtssystem in Anspruch nehmen, sollen »ermutigt« werden zur 
Erwerbsarbeit, und Arbeit soll »sich lohnen« (Lodemel und Trickey 2000). 
Auf der Ebene der Europäischen Union wird der Wandel des Sozialstaates 
vor allem durch das Ziel vorangetrieben, Wettbewerb und Wachstum 
anzukurbeln (European Commission 2000), gerechtfertigt mit dem Argu
ment, auf diese Weise sei das Steueraufkommen zu vergrößern und damit
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das auf dem europäischen Kontinent geltende Modell der Sozialversiche
rung zu retten (Esping-Andersen u.a. 2002). Mit ihrer Definition der 
Sozialpolitik als »produktivem Faktor« (European Commission 2005, S. 5) 
knüpfte die Europäische Kommission das Dreieck aus Sozial-, Wirt
schafts- und Beschäftigungspolitik noch fester. So wurde die enge Koppe
lung von Sozial- und Wirtschaftspolitik reaffirmiert und neu konzipiert, 
wobei die Entwicklung der europäischen Beschäftigungsstrategie als ent
scheidendes Bindeglied zwischen beiden betrachtet wird. Beschäftigungs
politik avancierte zur Hauptaufgabe der Sozialpolitik (um den Konnex 
zwischen Erwerbsarbeit und Sozialleistungen am Leben zu erhalten) eben
so wie der Wirtschaftspolitik (um Wettbewerb und Wachstum anzukur
beln). Die Folge war, dass das Verhältnis von Erwerbsarbeit und Soziallei
stungen nun weitgehend neu gestaltet wurde (Pierson 2001; Ferrera u.a. 
2000). Gilbert (2002) hat die neuen Trends als ein Bündel von Verschiebun
gen interpretiert: von der sozialen Unterstützung zur sozialen Inklusion 
mittels Beschäftigung; von Maßnahmen der Dekommodifizierung zur ver
stärkten Kommodifizierung der Arbeitskraft; von Leistungen, die an keine 
Bedingung geknüpft waren, zu solchen, die Arbeit oder Ausbildung zur 
Voraussetzung haben. Entscheidend ist dabei, dass bei dieser Neugestal
tung des Verhältnisses von Erwerbsarbeit und Sozialleistungen erstmals 
Frauen einbezogen werden (Lewis 2002). Auf EU-Ebene hat man eine 
weibliche Erwerbsquote von sechzig Prozent als Zielgröße bis zum Jahr 
2010 vereinbart.

Die neuen Grundsätze der sozialen Vorsorge hängen eng mit der Erosi
on des (männlichen) Familienernährermodells zusammen. Denn die Ver
schiebung von Denken und Praxis hinsichtlich sozialer Sicherungssysteme 
korrespondiert nicht nur mit den Wettbewerbs- und Wachstumspro
gramm der Europäischen Kommission, sondern auch mit dem Phänomen 
der »Individualisierung«. Die Sozialwissenschaft versteht darunter jene 
Prozesse, dank deren das Leben der Menschen immer weniger den Zwän
gen von Traditionen und Sitten unterliegt und immer stärker individuellen 
Entscheidungen folgt (Beck-Gernsheim 1998); auf der praktisch-politi
schen Ebene firmiert Individualisierung gemeinhin ganz einfach als zuneh
mende ökonomische Unabhängigkeit. Sowohl die Beiträge, die Männer 
und Frauen zum Haushalt leisten als auch die Familienformen sind flexi
bler geworden, es gibt keine festen normativen Vorgaben mehr. Dennoch 
besteht die Gefahr, dass die Grundannahmen, die das neue Familienmodell
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des erwachsenen Erwerbstätigen (»adult worker model family«, Lewis 
2001) für wünschenswert und unvermeidlich erklären, die gesellschaftliche 
Realität verfehlen, da es im Bereich der bezahlten ebenso wie der unbezahl
ten Arbeit weiterhin eine tiefe Kluft zwischen den Geschlechtern gibt.2 
Nirgendwo in der Arbeitswelt existiert Gleichheit zwischen Mann und 
Frau, und Umfragen zur Zeitverwendung belegen, dass Männer, insbeson
dere Väter, ihre Mitwirkung an unbezahlter Betreuungs- und Haushaltsar
beit nur in geringem Maße ausgeweitet haben (Gershuny 2000).

Der vorliegende Beitrag geht zunächst der Frage nach, wie weit sich in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union das Modell des erwachsenen 
Erwerbstätigen (»adult worker model«) und der Wandel der Familienform 
durchgesetzt haben; dann wird kurz analysiert, welche politische Logik 
den unterschiedlichen Familienmodellen zu Grunde liegt, wie sie in West
europa und den Vereinigten Staaten vorherrschen; und abschließend wer
den einige neue Grundsätze für eine Politik im Bereich der Fürsorgearbeit 
vorgestellt. Mit der Entscheidung, die »aktive« Wohlfahrt zu fördern, hat 
man sich auf die Erwerbsseite der Gleichung Erwerbsarbeit/Fürsorgear- 
beit konzentriert, und Fürsorge-Politik wird meist nur dann betrieben, 
wenn sie der Beschäftigungspolitik dient. Ich möchte zeigen, dass man, 
ungeachtet des Anstiegs der öffentlichen Ausgaben für Sozialfürsorge in 
vielen EU-Mitgliedstaaten, der komplizierten Problematik der Fürsorge
arbeit bisher zu wenig Beachtung geschenkt hat.

Die Erosion des (männlichen) Ernährermodells

Aus gehöhlt wurde das Familienernährermodell vor allem in zweierlei Hin
sicht: Zum einen wandelte sich der Beitrag der Frauen und (in geringerem 
Maße) der Männer in Bezug auf Betreuungstätigkeit und Familieneinkom
men, zum anderen veränderte sich die Familienstruktur selbst. In beiderlei 
Hinsicht kam es zu einer wachsenden Individualisierung. Allerdings gibt 
es nirgendwo so etwas wie ein voll entfaltetes Familienmodell, bei dem 
zwischen den beiden beteiligten erwachsenen Erwerbstätigen Symmetrie 
herrschte. In Westeuropa vollzieht sich eine unübersehbare Bewegung weg 
vom männlichen Ernährer zum erwachsenen Erwerbstätigen (Crompton 
1999; Lewis 2001). Aber dabei trifft man häufiger auf die Zwischenform 
eines Doppelverdienermodells (mit kurzer oder langer Teilzeitarbeit auf 
Seiten der Frau) als auf ein vollgültiges Doppelkarrieremodell. Denkbar ist
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deshalb eine Konvergenz zwischen west- und osteuropäischen Ländern, 
da sich die Letzteren in entgegengesetzter Richtung bewegen.

Alle Vergleichsdaten zum Arbeitsmarkt in den westlichen Ländern der 
Nachkriegszeit zeigen einen Aufwärtstrend für den Anteil an Frauen und 
einen Abwärtstrend für den der Männer. Zeitliche Verteilung und Grad 
der weiblichen Beteiligung weisen allerdings große Unterschiede zwischen 
den Ländern auf. In den Niederlanden liegt letztere sehr hoch und hat 
während der vergangenen zwanzig Jahre erheblich mehr zugenommen als 
anderswo. In Spanien ist die Erwerbsquote der Frauen immer noch gering, 
aber hinter dem niedrigen Wert verbirgt sich ein drastischer Anstieg, den 
das vergangene Jahrzehnt bei den jüngeren Frauen gebracht hat.

Erhebliche Abweichungen zwischen den Ländern gibt es auch, wenn 
man die Art der weiblichen Erwerbsarbeit berücksichtigt. Noch immer 
arbeiten Frauen häufig in Teilzeit und Männer vorwiegend in Vollzeit. 
Aber was Teilzeitarbeit tatsächlich heißt, variiert beträchtlich. In Großbri
tannien, den Niederlanden und Deutschland findet man häufig eine »kur
ze« Teilzeitarbeit. In den skandinavischen Ländern ist weibliche Teilzeit
arbeit ebenfalls verbreitet (obgleich sie in Schweden kontinuierlich 
zurückgeht), aber die Frauen arbeiten hier meist relativ viele Wochenstun
den und nehmen häufig ihr Recht wahr, auf Teilzeit zu gehen, solange sie 
kleine Kinder haben. Diese Teilzeitarbeit bringt ihnen anteilige Soziallei
stungen ein und ist etwas ganz anderes als die »prekäre« Erwerbstätigkeit, 
wie sie in Großbritannien verbreitet ist.

Wir sehen also, dass die Erosion des männlichen Ernährermodells, so 
wie sie tatsächlich verläuft, Komplikationen mit sich bringt. Es gibt keinen 
einfachen Übergang vom männlichen Ernährer zum Doppelkarrieremo
dell. Zur Norm in den meisten westlichen Ländern wurde vielmehr die eine 
oder andere Spielart des Doppelverdienermodells. Oftmals läuft dies, da 
Frauen geringere Einkommen haben, auf ein Anderthalb-Verdiener-Mo
dell hinaus. In keinem einzigen Land konnte sich ein Modell durchsetzen, 
das in punkto Arbeitsteilung -  und zwar Teilung von bezahlter wie un
bezahlter Arbeit -  mehr Gleichheit zwischen den Geschlechtern her
stellt. In den Niederlanden ist dies allerdings offizielles Ziel der staatlichen 
Politik mit ihrem »Kombinations-Szenario« (Plantenga u.a. 1999); und 
überdies gibt es hier etwas mehr Teilzeitarbeit auf Seiten der Männer.

Die soziale Realität sieht mithin so aus, dass in den meisten Mitglieds
staaten der Europäischen Union Frauen zwar einen hohen Anteil der
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Erwerbstätigen stellen, aber nicht im vollen Sinne individualisiert, das heißt 
ökonomisch selbstständig sind und weiterhin einen Großteil der unbezahl
ten Fürsorgearbeit übernehmen, wobei sie in unterschiedlichem Maße 
durch staatliche Leistungen unterstützt werden.

Formwandel und Stabilitätsverlust der Familie haben sich in jüngerer 
Zeit wahrscheinlich rascher vollzogen als die Veränderungen am Arbeits
markt. In Großbritannien stieg im Laufe einer Generation die Scheidungs
rate auf das Dreifache und der Anteil unverheirateter Mütter auf das 
Vierfache. In Nordeuropa bleibt die Scheidungsrate auf hohem Niveau 
stabil, während der Westen des europäischen Kontinents mittlere, der 
Süden niedrige Scheidungsraten aufweist (allerdings bei zunehmender Zahl 
getrennt lebender Paare). In Nordeuropa ist der Anteil außerehelicher 
Geburten steil angestiegen, in den westeuropäischen Ländern des Konti
nents dagegen in sehr unterschiedlichem Maße (hoher Anstieg in Frank
reich und geringer in Deutschland), desgleichen in den südeuropäischen 
Ländern (in Portugal lag der Anteil schon 1960 höher als in vielen Ländern 
des Nordens und 1995 höher als in Deutschland). Scheidung und nicht
eheliche Mutterschaft prädestinieren zum Alleinerzieherdasein; deshalb 
hat auch die Zahl der Familien mit alleinerziehender Mutter zugenommen. 
Triebkraft vieler Veränderungen ist mittlerweile die nicht-eheliche Le
bensgemeinschaft. Oft folgt sie auf die Ehe oder bietet sich als Alternative 
zu ihr an und führt zu einer zunehmenden Trennung von Ehe und Eltern
schaft, die eine folgenreichere Verschiebung darstellt als die Trennung von 
Sexualität und Ehe in den 1960er Jahren. Dieser Wandel vollzieht sich in 
solchem Tempo, dass man beinahe vom »Aufstieg und Fall« der Ehe im 
zwanzigsten Jahrhundert sprechen könnte (Lewis 2001).

Wir beobachten also im Bereich des familialen Wandels eine zunehmen
de Individualisierung, die Beck-Gernsheim (1999, S. 54) als Übergang von 
der »Bedarfsgemeinschaft« zur »Wahlverwandtschaft« beschreibt. Tradi
tionell war die Familie eine durch die Pflichten der Solidarität zusammen
gehaltene Bedarfsgemeinschaft. Doch die verstärkte Beteiligung der Frau
en am Erwerbsleben hat zusammen mit instabilen Familienverhältnissen 
zu einem Auseinandertreten von Biografie und Familie geführt. Für die 
Sozialpolitik besteht das Kernproblem allerdings in der bei weitem nicht 
abgeschlossenen Individualisierung. Haushalte mit alleinerziehender Mut
ter zum Beispiel leben in allen westlichen Ländern mit hoher Wahrschein
lichkeit unterhalb der Armutsgrenze, weil diese Mütter auf erhebliche
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Schwierigkeiten stoßen, wenn sie wirtschaftlich autonom werden wollen. 
Trotz alledem gehen die politisch Verantwortlichen immer häufiger unbe
sehen davon aus, dass es einen »Fortschritt« in Richtung volle Individua
lisierung im Sinne ökonomischer Unabhängigkeit gibt, auch wenn solche 
Annahmen Gefahr laufen, der gesellschaftlichen Realität vorauszueilen 
(Lewis 2001, 2002).

Die Entwicklung hin zum Modell des erwachsenen Erwerbstätigen ist 
nicht zwangsläufig »schlecht für Frauen«, hatte das Ernährermodell doch 
die weibliche Abhängigkeit vom männlichen Geldverdiener festgeschrie
ben. Aber vieles hängt von den Rahmenbedingungen ab, unter denen ein 
solches Modell in die Tat umgesetzt wird. Die Annahme eines vollgültig 
auf erwachsener Erwerbstätigkeit beruhenden Modells ist aus vier Grün
den problematisch:

-  Unbezahlte Fürsorgearbeit wird zu ungleichen Teilen auf Männer und
Frauen verteilt, und das hat massive Folgen für die Stellung der Frauen 
am Arbeitsmarkt;

-  angesichts des in vielen Ländern herrschenden Mangels an bezahlbarer 
qualifizierter Betreuung im (öffentlichen wie privaten) formellen Sektor, 
haben viele Frauen meist nur die Wahl, ihre Fürsorgetätigkeit fortzusetzen;

-  eine signifikante Anzahl der mit Fürsorgearbeit betrauten Frauen finden, 
es sei »richtig«, dieser den Vorzug vor bezahlter Erwerbsarbeit zu geben;

-  die geringe Bezahlung der Frauen, besonders in Fürsorgejobs, bedeutet, 
dass vollständige Individualisierung auf der Grundlage langer Teilzeit
arbeit oder gar Vollzeitarbeit kaum zu erreichen ist.

Die politischen Annahmen, die auf dem (männlichen) Familienernährer
modell beruhen, haben die Frauen benachteiligt; dasselbe gilt aber auch im 
Hinblick auf das Modell des erwachsenen Erwerbstätigen. Die Annahme, 
Arbeitslöhne würden im sozialen Bereich mehr Eigenvorsorge, zumal im 
Hinblick auf die Altersrente, möglich machen, bringt für Frauen solange 
Gefahren mit sich, wie bezahlte und unbezahlte Arbeit so ungleich auf die 
Geschlechter verteilt ist. Der neue Sozialkontrakt verabschiedet gemein
schaftliche Beiträge zugunsten individueller Beiträge (etwa für die Alterssi
cherung), die auf der Prämisse aufbauen, dass Erwachsene erwerbstätig 
sind; aber dieses Axiom ist nicht nur unrealistisch, was die Frauen angeht, 
sondern richtet sich auch gegen jede Würdigung oder Entlohnung der
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Fürsorgearbeit. Das Plädoyer für das Modell des erwachsenen Erwerbstä
tigen wird für Frauen immer dann bedrohlich, wenn die Frage nach der 
ungleichen Verteilung von Erwerbsarbeit und damit von Lebenseinkom
men auf die Geschlechter nicht gestellt wird.

Bedrohlich kann dieses Problem auch für die Geburtenrate werden, 
sofern nämlich Frauen es zu kostspielig finden, Kinder zu haben, entweder 
weil sie einen hohen Preis dafür auf dem Arbeitsmarkt zahlen müssen oder 
weil die »zweite Schicht« beziehungsweise der »48-Stunden-Tag« (Hoch
schild 1990) eine zu große Last wird. Denkbar ist das zum Beispiel in 
Südeuropa und zumal in Spanien, wo die jüngeren Frauen mittlerweile 
zwar auf Vollzeitbasis ins Erwerbsleben eintreten, aber eher über Zeitar
beitsverträge, so dass die Entscheidung, sich vom Arbeitsmarkt zurückzu
ziehen, Risiken mit sich bringt. Dennoch wäre es gefährlich, einen Kausal
zusammenhang zwischen politischen Maßnahmen, die auf das Problem der 
Fürsorgearbeit abzielen und die Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 
Familie ermöglichen sollen, und einer höheren Geburtenrate zu behaup
ten. Die Vereinigten Staaten haben wenig an solchen Maßnahmen zu bieten 
und weisen gleichwohl eine hohe Geburtenziffer auf. Nicht zufällig gibt es 
in den USA, wo eine Vielzahl von Müttern in Vollzeit arbeiten, eine 
Unmenge von Büchern über familiäre Belastung und die »Betreuungskri
se« in Ein- oder Zweielternfamilien (Skocpol 2000; Hewlett 1991; Schor 
2001; Heyman 2000). Womit wir wieder bei den politischen Kernproble
men wären: dass der Wandel der Familie zu neuen sozialen Risiken geführt 
hat, vor allem im Bereich der Betreuung und Pflege junger und alter 
Familienangehöriger.

Fürsorgemodelle in den heutigen EU-Mitgliedstaaten

Sozialpolitische Maßnahmen im Hinblick auf Fürsorgeleistungen können 
ganz unterschiedliche Gestalt annehmen, je nachdem welche Dienste und 
Geldleistungen sie den Erbringern bzw. Empfängern von Sorgearbeit 
bieten, um z.B. Zeit für Erwerbsarbeit oder Zeit für Fürsorgearbeit frei zu 
machen. In den einzelnen Ländern haben sich nach Form, Ausmaß und 
Gewichtung ganz verschiedene Maßnahmen heraus gebildet. Großbritan
nien zum Beispiel hat traditionell mehr für Altenpflege als für Kinderbe
treuung getan, während in Frankreich, Belgien und Italien das Umgekehrte 
gilt-
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In groben Zügen lässt sich skizzieren, welchen Grundprinzipien die 
politische Logik der einzelnen nationalen Familienmodelle folgt. Nur in 
den Vereinigten Staaten und den Ländern des Nordens bauen die Modelle 
auf der Annahme auf, dass Männer und Frauen in vollem Maße am Er
werbsleben teilnehmen sollen. Doch diese Modelle funktionieren sehr 
unterschiedlich. In den Vereinigten Staaten ist die Pflicht zur Teilnahme 
am Erwerbsleben eingebettet in ein minimalistisches Wohlfahrtssystem, 
dessen Maßnahmen oftmals an Bestrafung grenzen; in Skandinavien dage
gen wird sie abgesichert durch vielfältige Rechtsansprüche auf Kinder- und 
Altenbetreuung. Besonders aufschlussreich ist hier die Stellung alleinerzie
hender Mütter -  die für die Analyse der Sozialpolitik immer einen 
Grenzfall bilden (Kiernan u.a. 1998) -, denn in dieser Gruppe konzen
triert sich das Problem, wie unbezahlte Fürsorgearbeit mit Erwerbstätig
keit kombiniert werden kann. Seit 1996 behandeln die Vereinigten Staaten 
diese Frauen als »citizen workers«, deren Arbeitsmarktbeteiligung als 
staatsbürgerliche Pflicht betrachtet wird; im Gegenzug werden ihnen für 
einen begrenzten Zeitraum staatliche Sozialleistungen gewährt. Die USA 
haben eine hohe Erwerbsquote bei den alleinerziehenden Müttern, weil 
diese kaum eine andere Wahl haben. Noch höhere Erwerbsquoten haben 
Schweden und Dänemark, wobei der Anteil der unter der Armutsgrenze 
lebenden alleinerziehenden Mütter erheblich geringer ist als in den Verei
nigten Staaten, denn noch immer erhalten sie bis zu einem Drittel ihres 
Einkommens über staatliche Transferleistungen (Lewis 1998). Das skandi
navische Modell behandelt die Frauen als Erwerbstätige, macht aber außer
dem Zugeständnisse an die Geschlechterdifferenz und gewährt Müttern 
(mit oder ohne Partner) in Sachen Fürsorgearbeit zusätzliche Beihilfen und 
Dienstleistungen. Hobson (2004) bezeichnet die schwedische Variante als 
»Modell der Geschlechterpartizipation«, da sie auf die Gleichstellung der 
Geschlechter im Erwerbsleben abzielt und zugleich über Geldleistungen 
(für Elternurlaub) und Dienstleistungen (Betreuung von Kindern und 
älteren Familienangehörigen) »Hilfen« anbietet.3

Die Vereinigten Staaten arbeiten also mit einem strikt geschlechtsneu
tralen Modell des erwachsenen Erwerbstätigen, das Gleichberechtigung 
(»equality«) als Gleichheit (»sameness«) definiert und nur wenig Unter
stützung für Fürsorgearbeit anbietet; der Markt allerdings bietet leichten 
Zugang zu kostengünstiger (wenn auch nicht unbedingt qualifizierter) 
Kinderbetreuung. Günther Schmid (2000) spricht von der Renaissance der
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Haushaltsdienstleistungen, wobei häufig Migrantinnen und Migranten da
für eingesetzt werden. Skandinavien dagegen verfolgt eine Politik, die zwar 
nicht dem Namen nach, aber in der Praxis einem geschlechtsdifferenzierten 
Modell des erwachsenen Erwerbstätigen mit staatlicher Unterstützung 
(»supported adult worker model«) entspricht und eine hohe Dichte von 
Einrichtungen für Kinderbetreuung und Altenpflege sowie Geldleistun
gen für Elternurlaub garantiert. Deshalb arbeiten hier relativ viele Frauen 
in (langer) Teilzeit; sie nehmen ihr Recht auf einen Sechs-Stunden-Tag 
wahr, wenn sie Kinder im Vorschulalter haben, und ziehen sich sogar bis 
zu drei Jahre vom Arbeitsmarkt zurück, wenn sie in kurzem Abstand zwei 
Kinder zur Welt bringen. Die Folge ist, dass der schwedische Arbeitsmarkt 
die stärkste Geschlechtersegregation der westlichen Welt aufweist. Schwe
dische Frauen haben zwar größere Wahlmöglichkeiten, was die Kombina
tion von Erwerbs- und Fürsorgearbeit angeht, aber um den Preis hochgra
diger Ungleichheit hinsichtlich horizontaler Segregation am Arbeitsmarkt. 
Mit der Einführung von »Vaterquoten«, die den Mann verpflichten, einen 
Teil der Karenzzeit (meist einen Monat, in Schweden zwei) zu übernehmen 
oder diese ganz zu verlieren, haben die skandinavischen Länder versucht, 
für mehr Geschlechtergleichheit im Bereich der unbezahlten Arbeit zu 
sorgen, und einen ersten Schritt zur Aufhebung der Ungleichheit auf dem 
Arbeitsmarkt getan (Leira 1998).

Andere westeuropäische Länder setzen die Familie nach dem Modell des 
erwachsenen Erwerbstätigen mittlerweile zwar weitgehend voraus, operie
ren jedoch in der Praxis noch immer mit einem gemischten Modell der 
»partiellen Individualisierung«. Die Niederlande und Großbritannien zum 
Beispiel haben die Rechtsansprüche alleinerziehender Mütter verändert, 
um Frauen mit schulpflichtigen Kindern zur Arbeitssuche zu bewegen, 
wobei das Hauptmotiv darin bestand, das Problem der Kinderarmut anzu
gehen und die finanziellen Leistungen für diese Bevölkerungsgruppe zu 
begrenzen. Doch die Anreize, die Frauen mit Partner zum Eintritt in den 
Arbeitsmarkt auffordern, sind zwiespältiger Natur. In Großbritannien, wo 
man mit einem Wohlfahrtssystem für Erwachsene operiert, das weniger auf 
Sozialversicherung als auf bedürftigkeitsorientierter Sozialhilfe beruht, wer
den die Partnerinnen arbeitsloser Männer systematisch vom Gang auf den 
Arbeitsmarkt abgeschreckt (Rake 2000). Reformen des Steuersystems mit 
dem Ziel, dass gering bezahlte Arbeit über Steuervergünstigungen subven
tioniert wird (im Prinzip, wenn auch nicht ganz in der Praxis vergleichbar
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mit der US-amerikanischen einkommensbezogenen Steuervergünstigung 
EITC), haben zwar die Stundenzahl der Teilzeitarbeit erhöht, doch in 
Großbritannien arbeiten (wie in den Niederlanden) Mütter mit kleinen 
Kindern noch immer in relativ kurzer Teilzeit. Obgleich man hier in 
jüngster Zeit via Steuerfreibeträge Geldleistungen für die Finanzierung 
von Kinderbetreuung frei machen konnte, werden 45 % der Betreuung von 
den Eltern finanziert (in der alten Bundesrepublik nur 23 %), und es gibt 
keinen bezahlten Elternurlaub; eingeführt hat man allerdings einen kurzen 
bezahlten Erziehungsurlaub für Väter, und Mutterschaftsgeld und -Urlaub 
wurden beträchtlich aufgestockt. Während sich Großbritannien seit 1997 
auf das Modell des erwachsenen Erwerbstätigen mit staatlicher Unterstüt
zung zubewegt, setzt es doch mehr auf Investitionen in Kinderbetreuungs
einrichtungen, weil sie mit größerer Wahrscheinlichkeit dazu beitragen, 
dass Frauen den Eintritt ins Erwerbsleben »wählen« (Lewis 2002). Wenn 
man den politischen Analysen und den Präferenzangaben bei Meinungs
umfragen glauben kann, so ist in den Niederlanden Teilzeitarbeit nach wie 
vor der erklärtermaßen bevorzugte Weg für Männer und Frauen, wenn sie 
Erwerbstätigkeit und Familie miteinander vereinbaren wollen (Knijn 
2004). Auch in Deutschland bildet die Forderung, dass Frauen (nicht 
Männer) die »Wahl« haben sollen, ob sie Erwerbsarbeit oder Fürsorgear
beit leisten, immer noch einen wichtigen Bestandteil der politischen Dis
kussion (Ostner 2004).

Arbeitsmarktpolitik gilt, zumal dort, wo sie die Arbeitszeit betrifft, 
zunehmend als entscheidender Bestandteil für Modelle zur Vereinbarkeit 
von Erwerbsarbeit und Familienpflichten (Dex 2003; S. Lewis 2002). Den
noch und trotz der EU-Arbeitszeitrichtlinie von 48 Wochenstunden bleibt 
die Organisation der Arbeitszeit weitgehend das Privileg der Unternehmer 
und -  in den meisten Mitgliedstaaten -  der Gewerkschaften, obgleich in 
jüngster Zeit das Recht, die Arbeitsstunden zu reduzieren (Deutschland) 
oder flexible Arbeitsregelungen zu fordern (Großbritannien), ausge
weitet wurde (Hegeswich 2005). In Großbritannien arbeiten Männer 
mit unterhaltsberechtigten Kindern, vielleicht um ihre Verluste in einer 
-  gemessen an anderen westeuropäischen Ländern -  Niedriglohn
wirtschaft wettzumachen, am längsten von allen Erwerbstätigen der 
Europäischen Union. Die flexibleren Arbeitsmärkte der englischspra
chigen Länder weisen zugleich einen höheren Anteil an elterlicher 
»Schichtbetreuung« auf. Überdies haben flexible Arbeitsmärkte mit Nied
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riglöhnen Konsequenzen für das wirtschaftliche Wohlergehen der Betreu
ungskräfte im formellen Sektor.

Die im Zusammenhang der Fürsorgearbeit eingesetzten sozialpoliti
schen Maßnahmen bieten hinsichtlich der gebotenen Vorteile und Wahl
möglichkeiten also ein kompliziertes Bild. Sie können Männer gegen Frau
en ebenso ausspielen wie die Erbringer von Fürsorgeleistungen gegen 
deren Empfänger und gegen alle, die keine solche Arbeit leisten.

Die nationalen Systeme haben sich unterschiedlich entwickelt - ein nicht 
zu vernachlässigender Faktor bei der Entwicklung neuer sozialpolitischer 
Modelle und Maßnahmen. In den Vereinigten Staaten, wo Betreuung und 
Pflege nie als Aufgabe des Staates angesehen wurden, wäre es für diesen 
schwierig, die Bereitstellung entsprechender Dienstleistungen zu fördern 
oder gar direkt zu intervenieren, um die Deckung des Fürsorgebedarfs zu 
sichern. In den Mitgliedstaaten der Europäischen Union hat die staatliche 
Intervention zugunsten der Fürsorgearbeit in Gestalt von Geldtransfers 
und Dienstleistungen zwar zumeist eine lange Tradition, aber ihre deutli
che Grenze findet sie darin, dass im jeweiligen politischen Kontext nur 
bestimmte Mechanismen eingesetzt werden können. Schwer fiele es zum 
Beispiel, die langfristig angelegte Pflegeversicherung nach deutschem oder 
japanischem Muster in Großbritannien einzuführen, weil dort in den ver
gangenen zwei Jahrzehnten die Sozialversicherung als Vorsorgemechanis
mus drastisch an Bedeutung verloren hat. Sowohl Großbritannien als auch 
Deutschland haben im letzten Jahrzehnt die Zahl der Krippen- und Kin
dergartenplätze erhöht (Evers u.a. 2005), aber in Großbritannien geschah 
dies relativ schnell, weil die Zentralregierung Finanzmittel zur Ankurbe
lung des (im Wesentlichen) privaten Betreuungssektors bereitstellte; 
Deutschland dagegen arbeitet schon seit langem mit einem System, das die 
Entwicklung der entsprechenden Einrichtungen auf kommunaler Ebene 
regelt und finanziert, und zwar in Absprache zwischen öffentlichen und 
privaten Trägern. Das daraus resultierende Angebot wuchs langsamer als 
in Großbritannien, doch die neu geschaffenen Plätze lassen sich auf Dauer 
weitaus besser halten. Die Bereitstellung von Fürsorgeleistungen gestaltet 
sich nicht nur kompliziert angesichts der Bedürfnisse und Wünsche so
wohl der Erbringer wie der Empfänger dieser Leistungen, sondern ist 
zusätzlich eingeschränkt durch den Zuschnitt des sozialstaatlichen Systems 
und die Vorstellungen davon, was insbesondere Frauen in punkto Er
werbsarbeit und Fürsorgearbeit tun sollten (Pfau-Effinger 1998).



Strukturwandel der Familie 169

Neue Grundsätze zur Bewältigung der neuen sozialen Risiken

Der Wandel der Familienform und der von Männern und Frauen zum 
Haushalt geleisteten Beiträge scheint also tatsächlich neue soziale Risiken 
im Bereich der Betreuung und Pflege von Familienangehörigen mit sich zu 
bringen, und es ist nicht leicht, auf diese neue Situation mit den richtigen 
(sozial)politischen Maßnahmen zu antworten. Will man Geschlechter
gleichheit erreichen, so empfiehlt sich das von Fraser (1997) und Gor- 
nick/Meyers (2003) vorgeschlagen Familienmodell der »universal wor- 
ker/carer model family«, in dem sowohl die Erwerbs- als auch die Fürsor
gearbeit gleich verteilt werden. Doch fällt es schwer, sich eine Regierung 
vorzustellen, die Männer zur Fürsorgearbeit »zwingt«. Außerdem liefe 
dies der in der feministischen Literatur entwickelten Vorstellung zuwider, 
dass sich echte Fürsorge durch moralische Qualitäten wie Aufmerksam
keit, Verantwortung, Kompetenz und Zuwendung auszeichnet (Tronto 
1993 und 1996).

Sinnvoller scheint es, den Vorschlägen von Sen (1999) und Nussbaum 
(1999) zu folgen und eine Politik zu fordern, die Männern und Frauen eine 
»echte Wahlmöglichkeit« in Sachen Betreuung und Pflege verschafft. Dazu 
gehört, dass Zeit ein ebenso wichtiger Gegenstand dieser Politik sein muss 
wie bezahlte Arbeit und Geld. Die erforderlichen politischen Maßnahmen 
hätten sich insbesondere auf folgende Aspekte zu richten: auf Zeit in 
Gestalt von Arbeitszeit und Fürsorgezeit; auf Geldleistungen zwecks Be
zahlung von Fürsorge und Fürsorgeerbringern; auf Dienstleistungen in 
Bezug auf Kinder und alte Menschen.

Darüber hinaus müssen diese Maßnahmen nicht nur die kollektive 
soziale Versorgung, sondern auch die Entwicklung auf der Ebene der 
einzelnen Haushalte im Auge behalten. Neuere Analysen der Sozialpolitik 
haben deutlich gezeigt, dass der Wandel in Familie und privatem Haushalt 
als unabhängige Variable behandelt werden muss.

Was das Problem der Zeit betrifft, so braucht man zwar Obergrenzen 
für bezahlte Arbeitszeit, aber sie allein reichen nicht aus, wenn man speziell 
Männern Zeit für Fürsorgetätigkeiten verschaffen will. In Frankreich ar
beiten Männer erheblich weniger Stunden als in den englischsprachigen 
Ländern, und gleichwohl belegen die Daten des Europäischen Haus
haltspanels (ECHP), dass französische Väter -  zusammen mit griechi
schen, portugiesischen, italienischen und österreichischen -  weniger Zeit
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auf die Kinderbetreuung verwenden als Väter in skandinavischen Ländern 
und in Großbritannien, wo sie häufig »Schichteltern« sind (Crompton 
2006). Das Problem der Fürsorgezeit ist natürlich aufs Engste verknüpft 
mit Geldleistungen für die Fürsorger, aber leider schließen nicht alle Beur
laubungsmodelle eine finanzielle Entschädigung ein. Bei langen, schlecht 
bezahlten Erziehungszeiten bleiben letztlich jene Frauen zu Hause, die 
schlecht bezahlte Arbeitsstellen haben -  in Finnland zum Beispiel neh
men nur halb so viele Mütter von zweijährigen Kindern eine entlohnte 
Arbeit auf wie in Schweden. Frauen in Niedriglohnjobs ziehen es vermut
lich vor, die kümmerlich honorierte, aber sinnvollere Fürsorgearbeit zu 
übernehmen. Dies wird sich jedoch -  wenn die EU-Mitgliedstaaten in 
Zukunft immer mehr Eigenvorsorge (etwa in Sachen Alterssicherung) 
erwarten - mit großer Wahrscheinlichkeit als Problem erweisen. Wenn 
Männer sich Fürsorgezeit nehmen sollen, müssen die finanziellen Entschä
digungen natürlich entsprechend hoch sein; ein bestimmter Anteil des 
Erziehungsurlaubs muss als individueller Anspruch des Mannes festge
schrieben werden, und es muss möglich sein, flexible Auszeiten zu nehmen 
(Deven und Moss 1999). Und nicht zuletzt hängt das Problem der Geld
zuwendungen zum Kauf von Fürsorgeleistungen aufs Engste mit dem 
Angebot an Einrichtungen zusammen. Seit Ende der 1990er Jahre geht in 
Westeuropa -  und in der gesamten Europäischen Union (Lewis 2006) -  
der Trend weg vom Erziehungsurlaub hin zur Betreuungseinrichtung, da man 
erkannt hat, dass Letztere einen unzweideutigeren Anreiz für Frauen darstellt, 
am Erwerbsleben teilzunehmen; in Osteuropa dagegen verläuft die Entwick
lung genau umgekehrt. Allerdings sind Qualität und Kosten der Dienstlei
stungen in den EU-Mitgliedstaaten extrem unterschiedlich.

Es gibt keine Politik, die beanspruchen könnte, ein Allheilmittel für die 
mit dem Wandel der Familie verbundenen, komplizierten politischen Pro
bleme zu sein. Im Grunde braucht man eine Mischung aus Dienst- und 
Geldleistungen, um sicherzustellen, dass erwachsene Männer und Frauen 
in Sachen Erwerbs- und Fürsorgearbeit eine echte Wahlmöglichkeit haben. 
Ein Problem ist ferner, dass den Regierungen immer häufiger -  zum 
Beispiel von der OECD (2005) -  suggeriert wird, Maßnahmen zur Lö
sung des Konflikts zwischen Erwerbs- und Fürsorgearbeit könnten zu
gleich ein breites Spektrum politischer Ziele abdecken: »Die Regierungen 
müssen eine ordentliche familienfreundliche Politik auf den Weg bringen, 
wenn sie die Armut zurückdrängen, die kindliche Entwicklung und die
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Gleichstellung der Geschlechter fördern, das Wirtschaftswachstum si
chern und die Rentenkassen auffüllen wollen.« In Wirklichkeit sind diese 
Ziele wohl nur schwer miteinander vereinbar. Vom Standpunkt des 
menschlichen Wohlergehens ist die Entscheidung, nicht zu arbeiten oder 
nicht zu sorgen, gar nicht möglich. Von daher erinnert die Wahl zwischen 
beidem eher an einen tragischen Konflikt als an eine glückliche Chance. 
Um so wichtiger ist es, im Hinblick auf das europäische Sozialmodell jene 
politischen Maßnahmen zu diskutieren, die die Entscheidungen der Men
schen strukturieren.

Aus dem Englischen von Monika Noll
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Anmerkungen
1 Auf das Problem der Kluft zwischen tatsächlicher und gewünschter Familiengröße hat insbe

sondere die European Foundation for the Improvement of Living and Working Conditions 
(2004) hingewiesen.

2 Das »Adult Worker Model« löst als neues Familien- und Existenzsicherungsmodell das 
klassische Ernährermodell ab nach dem Prinzip »geteilte Erwerbstätigkeit -  gemeinsame 
Fürsorge«, setzt also ein Engagement beider Eltern in den beiden Arbeitssphären, Beruf wie 
Familie, voraus.
»Europaweit ist der Übergang vom >Ernährer-< zum >adult-worker-model< zu beobachten. Im 
Kern geht es um veränderte Erwerbskonstellationen von Männern und Frauen in Partner
schaften: um den Abschied von der traditionellen Ernährerehe und um die Etablierung eines 
Modells, bei dem grundsätzlich jeder Mann und jede Frau für seine/ihre Existenzsicherung 
Erwerbsarbeit leistet. Mit dem Begriff des >adult-worker- modeh, der aus der (englischspra
chig geführten) europäischen Debatte stammt, wird Umrissen, dass jede/r Erwachsene (adult) 
grundsätzlich als Erwerbstätige/r angesehen wird. Im Unterschied zur abgeleiteten Existenz
sicherung von nicht erwerbstätigen Ehefrauen steht nun die eigene individuelle Existenzsi
cherung im Mittelpunkt.« Christina Klenner, »Balance von Beruf und Familie -  Ein Krite
rium guter Arbeit«, in: WSI Mitteilungen 4/2005 (Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches 
Institut - Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf), S. 208. (Anm.d.Red.)

3 Siehe auch die von Korpi (2000) aufgestellte Typologie der Familienpolitik, die sich an der 
Frage orientiert, wieweit deren Maßnahmen die Erwerbstätigkeit von Frauen fördern.

4 Gleichberechtigung als Gleichheit hat in den Vereinigten Staaten eine lange historische 
Tradition und wurde auch von Feministinnen vertreten, die sich am Beginn des zwanzigsten 
Jahrhunderts nicht einmal für die grundlegende gesetzliche Anerkennung der Fürsorgearbeit 
in Gestalt eines Mutterschaftsurlaubs einsetzen mochten (Wikander u.a. 1995). Allerdings gibt 
es Steuernachlässe für Kinderbetreuung.
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Kurt Biedenkopf
DIE ZUKUNFT DER SOZIALEN SICHERHEIT

Die Beiträge in diesem Heft diskutieren soziale Sicherheit und soziale 
Modelle im Hinblick auf ihre verschiedene Formen, Strukturen und Ziele. 
Es geht vor allem um die Frage, wie unsere Gesellschaft, wie unsere Länder -  
die Europäische Union auf der einen Seite und die Vereinigten Staaten auf 
der anderen -  diese Ziele zu verwirklichen suchen.

In der ganzen westlichen Welt, zumindest in Amerika und in Europa, gibt 
es einen Grundkonsens. Demnach ist es nicht nur Sache des Staates, viel
mehr eine Aufgabe der Gemeinschaft -  wie immer sie diese Aufgabe löst -  
dafür zu sorgen, dass niemand in seiner N ot alleine gelassen wird, ohne 
jede Hilfe, ohne medizinische Versorgung, dass niemand hungern oder 
ohne Dach über dem Kopf leben muss. Dies gilt gerade für Gesellschaf
ten, die sich so hoch entwickelt haben wie die unseren in der westlichen 
Welt.

Auch wenn zwischen unseren Ländern große Unterschiede zu finden 
sind: aus der Sicht des Restes der Welt, der immerhin fünf Sechstel der 
Menschheit ausmacht, wird das, was sich in Europa und Amerika entwik- 
kelt hat, als Reichtum wahrgenommen. Die Menschen, die in Deutschland 
eine Grundsicherung erhalten, weil sie arbeitslos sind, haben ein Einkom
men, das mehr als der Hälfte der Menschheit nicht zur Verfügung steht. Ich 
führe diesen Aspekt deshalb ein, weil diese Dimension -  d.h. das Verhältnis 
der westlichen Welt zum Rest der Welt -  häufig zu wenig beachtet wird.

Die Aufgabe, dass niemand ohne Hilfe bleiben soll, wird auf unter
schiedliche Weise umgesetzt. In Europa, insbesondere in Kontinentaleuro
pa, finden sich erste Weichenstellungen bereits im 19. Jahrhundert -  und 
damit sehr viel früher als in den USA, wo sich erst in den 1930er Jahren ein 
entsprechendes Bewusstsein für staatlich organisierte Sozialsysteme 
entwickelte. Damals wurden in Europa eine Reihe von Entscheidungen 
getroffen, die Konsequenzen bis in die Gegenwart haben, insbesondere die 
Entscheidung, den wesentlichen Teil der Kosten sozialer Systeme über die 
Löhne zu finanzieren. Dies wird heute zunehmend in Frage gestellt, und 
zwar deshalb, weil mit dem Anstieg der Kosten der sozialen Systeme auf
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der einen Seite und dem Rückgang der sozialversicherungspflichtigen Ar
beitsstunden, die die Bevölkerung pro Jahr leistet, eine immer größere 
Kluft zwischen Ausgaben und Einahmen entsteht. Die Ansprüche des 
Systems wachsen, und die Basis schrumpft.

Aus diesem Grund hat sich die Wirklichkeit heute schon weit von dem 
ursprünglichen Prinzip entfernt. Die Deutschland beispielsweise setzt 
mehr als die Hälfte des Bundesetats für die Finanzierung sozialer Transfers 
ein. Das ist eine sehr problematische Entwicklung. Denn der finanzielle 
Raum, in dem die Bundesrepublik »von Staats wegen« innovativ sein kann, 
verringert sich damit.

Beim Vergleich bestehender sozialer Systeme sind wir immer auf die 
bisherigen Erfahrungen angewiesen. In unsere Erfahrungen sind jedoch 
drei Veränderungen nicht eingegangen, welche die Zukunft dominieren 
werden:

Zum einen ist dies die dramatische Veränderung der Bevölkerungs
struktur, in Europa und auf der Welt. Während die Bevölkerung in Europa 
(wegen geringerer Geburtenquoten und einer Verlängerung der Lebenser
wartung um sieben Wochen pro Jahr) altert und langsam zurückgeht, wird 
die Weltbevölkerung innerhalb der nächsten 45 Jahre um weitere rund 
2 bis 2,5 Milliarden explodieren. Das zahlenmäßige Verhältnis zwischen 
den Räumen, die im vorliegenden Heft untersucht werden -  Europa und 
Amerika -, und der gesamten Weltbevölkerung verändert sich damit zu 
Lasten der westlichen Welt. Unsere Minderheitsposition wird immer deut
licher und damit auch wirksamer.

Auf der anderen Seite haben wir uns daran gewöhnt, etwa 70% der 
Weltressourcen für unsere Lebensweise in Anspruch zu nehmen. Dieser 
Anspruch wird sich in Zukunft nicht aufrecht halten lassen. Damit stellt 
sich eine neue soziale Frage -  nicht nur innerhalb der westlichen Welt, 
sondern global. Es wird nicht nur eine Globalisierung der Märkte geben, 
sondern zunehmend eine globale soziale Frage. Sie lässt sich, wenn auch 
nicht den Dimensionen nach, durchaus mit der großen sozialen Frage des 
19. Jahrhunderts in Europa vergleichen -  ausgelöst durch die schnelle 
und umfassende Industrialisierung und die damit verbundene Umwälzung 
der bisherigen Ordnungen; dies führte zu großen sozialen Spannungen 
und Konflikten.

Die zweite Veränderung betrifft unsere Vorstellungen von Wirtschafts
wachstum. Wenn es um die Überwindung der Arbeitslosigkeit und die
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Sicherung der Sozialsysteme geht, vertrauen wir allgemein auf die wohltä
tigen und soziale Konflikte verhindernden Wirkungen des Wirtschafts
wachstums. Tatsächlich wird angemessenes und nachhaltiges Wachstum 
von den Industriegesellschaften als Grundlage der Bewältigung ihrer wirt
schaftlichen und sozialen Aufgaben angesehen. Ich habe allerdings große 
Zweifel, ob wir klug beraten sind, wenn wir die Stabilität unserer sozialen 
Systeme auf der Annahme aufbauen, dass wir ein dauerhaftes, d.h. ein 
beständiges Wachstum des Bruttoinlandprodukts in Europa haben wer
den. Denn es sprechen nach meiner Überzeugung wesentliche Gründe 
dagegen.

Wir messen unser Wachstum in von Hundert des jeweils erreichten BIP 
und folglich mit relativen Maßstäben. Der Prozess, den wir damit beschrei
ben, ist vergleichbar dem Verlauf der Vermehrung eines Vermögen nach 
der Zinseszinsrechnung: Je höher unser Lebensstandard, umso größer 
muss der absolute Zuwachs des BIP ausfallen, umso schneller müssen wir 
also wachsen, um einen konstanten Zuwachs gemessen in von Hundert des 
BIP zu erreichen. Mit anderen Worten: Wir gehen von einem exponentiel
len Wachstum aus. Sie brauchen sich nur einmal das Vergnügen zu machen, 
mit der Zinseszinsrechnung auszurechnen, wie hoch das Bruttoinlandpro
dukt in 30 Jahren wäre, wenn wir es mit 3% wachsen lassen -  oder auch 
mit 2%, was allgemein für notwendig gehalten wird. Die Annahme, Euro
pa oder die USA könnten ein derartiges Wachstum über längere Zeit 
aufrecht erhalten, ist vor dem Hintergrund der Verknappung der Weltres
sourcen, des Eintretens von Indien und China als Nachfrager nach Metal
len, nach Kohle, nach Energie, nach Gas und Ol zumindest außerordent
lich mutig. Ich habe diesen Mut nicht.

Die dritte Veränderung ist jene unglaubliche technische Explosion, die 
wir derzeit erleben. In Deutschland lag die durchschnittliche Arbeitszeit in 
den 1950er Jahren bei 3.000 Stunden; jetzt beträgt sie 1.400 -  und sie wird 
sich weiter reduzieren. Wir lernen mit großer Geschwindigkeit, Kapital 
und Wissen zu verbinden. Damit erschließen wir uns neben der menschlichen 
Arbeit eine weitere, immer bedeutsamere Quelle der Wertschöpfung. Das 
wiederum bedeutet zwei Dinge: Erstens, die Ausbildungs- und Qualitätsan
sprüche an die in der Wertschöpfung engagierte Bevölkerung steigen. Und 
damit steigt auch die Zahl derer, die diesen Ansprüchen nicht genügen.

Aus ihnen rekrutiert sich ein wesentlicher Teil der Arbeitslosen und die 
überwiegende Mehrheit der Langzeitarbeitslosen. Denn jene Menschen,
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die über eine ausreichende Qualifikation verfügen, sind überwiegend nur 
kurzfristig arbeitslos. Diesen Aspekt können wir wirklich ausklammern. 
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland in diesem Bereich -  also Menschen 
betreffend, die eine ausreichende Qualifikation haben - macht von den gut 
10% Gesamtarbeitslosigkeit etwa 4% aus. Es handelt sich um die -  nor
male -  Arbeitslosigkeit in einer schnell sich verändernden Wirtschaft. 
Der größere Anteil entfällt auf die Arbeitslosigkeit der so genannten 
Langzeitarbeitslosen. Das entspricht etwa einem Fünftel der insgesamt 
rund 34 Millionen sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer in 
Deutschland. Dieses Fünftel findet kaum Arbeit im klassischen Arbeits
markt einer hoch entwickelten Wirtschaft. Die Arbeitsplätze im Dienstlei
stungsbereich, vor allem für einfache Dienstleistungen, sind entweder durch 
Eigenarbeit ersetzt worden oder in die Schattenwirtschaft abgewandert.

Solange wir aber die gegenwärtige Finanzierung der Arbeits- und der 
Sozialkosten über die Arbeitseinkommen beibehalten, werden wir diese 
Menschen nicht wieder in Arbeit bringen. Das bedeutet, dass wir die 
Finanzierungsstruktur der Sozialsysteme verändern müssen. Dies wieder
um ist ein ungewöhnlich schwieriger Prozess. Setzt man nicht auf quanti
tatives Wachstum, weil man überzeugt ist, dass sich die sozialen Probleme 
auch ohne dauerhaftes und -  im Blick auf die Ansprüche -  angemesse
nes Wachstum lösen lassen, muss man sich allerdings darüber im Klaren 
sein, was in Europa wachsen muss: Wachsen muss in erster Linie die 
Intelligenz der Gesellschaft, die Intelligenz, mit der wir unsere Länder 
organisieren, ihre Aufgaben bewältigen und neue angehen. Wachsen muss 
unsere Fähigkeit, mit den gleichen Rohstoffen und Ressourcen immer 
mehr zu leisten -  oder das, was wir heute haben, mit immer weniger 
Ressourcen, mit einer immer geringeren Inanspruchnahme unserer und 
der Welt-Ressourcen zu sichern. Vor allem deshalb müssen die Ausbil
dung und Bildung der Menschen, Lehre und Forschung an den Hochschu
len und die ständige Weiterbildung der Bevölkerung im Zentrum aller 
unserer Bemühungen stehen. Nur dann lassen sich die Aufgaben bewälti
gen, vor die uns das 21. Jahrhundert in Europa wie in den USA stellt.
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